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Vorwort

Das Bundeshaushaltsgesetz verpflichtet in § 13 die
Bundesregierung, einen Bericht über Lage, Rahmenbe-
dingungen und Entwicklung des Bundeshaushaltes so-
wie der außerbudgetären Finanzierungsvorhaben zu ver-
fassen. Er hat insbesondere über die Erfüllung des Bud-
getprogrammes Aufschluss zu geben.

Der Budgetbericht wird vom BMF erstellt, der diesen der
Bundesregierung gemeinsam mit dem Entwurf des
Bundesfinanzgesetzes vorlegt. Die haushaltsleitenden Or-
gane haben die für die Erstellung des Budgetberichts be-
treffenden Unterlagen aus ihrem Aufgabenbereich dem
Bundesminister für Finanzen zur Verfügung zu stellen.
Informationen über den Gesamthaushalt, über das öf-
fentliche Defizit und die Verschuldung nach Maastricht-
Kriterien, über die wirtschaftliche Lage und voraussicht-
liche Entwicklung (§ 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BHG) sind im
Budgetbericht enthalten.

Der Budgetbericht wird gleichzeitig mit dem Entwurf des
Bundesfinanzgesetzes und des Stellenplans nach der Be-
schlussfassung durch den Ministerrat dem Parlament
übermittelt. 
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Dem Bundesvoranschlag-Entwurf (BVA-E) für 2006 liegt
die Zielsetzung zu Grunde, das Maastricht-Defizit des
Bundes entsprechend dem neuen Österreichischen Sta-
bilitätspakt auf 2,2% des BIP zu senken und die Aus-
gaben- und Einnahmenquote weiter zu verringern. Das
gesamtstaatliche Maastricht-Defizit soll 2006 auf 1,7%
des BIP zurückgehen und bis 2008 soll wieder ein aus-
geglichener gesamtstaatlicher Haushalt erreicht wer-
den.

Günstige gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen er-
leichtern die Erreichung dieser Zielsetzung. Allerdings
sind mit der zweiten Etappe der Steuerreform 2004/2005,
die am 1. Jänner 2005 in Kraft trat, erhebliche Steuer-
senkungen verbunden. Die zwei Etappen der Steuerre-
form 2004/2005 bringen zusammen ein Entlastungsvo-
lumen von mehr als 3 Mrd. ¤, wovon zwei Drittel den
Bundeshaushalt betreffen. Es war daher äußerste Aus-
gabendisziplin und eine Steigerung der Effizienz des öf-
fentlichen Mitteleinsatzes erforderlich.

Die Eckdaten für den BVA-E 2006 wurden bereits im Ok-
tober vorigen Jahres im Ministerrat beschlossen. Diese
wurden an die Veränderungen bei der Konjunkturentwick-
lung und an die im vergangenen Herbst vom Parlament
beschlossenen Reformen und Abänderungen im Budget-
begleitgesetz 2005 angepasst. 

Der nun von der Bundesregierung vorgelegte BVA-E 2006
sieht im allgemeinen Haushalt Gesamtausgaben von rd.
66,2 Mrd. ¤ und Gesamteinnahmen von rd. 60,4 Mrd. ¤ vor.
Der administrative Abgang beträgt somit rd. 5,8 Mrd. ¤ oder
rd. 2,3% des BIP. Gegenüber dem BVA 2005 bedeutet dies
einen Anstieg von 0,3 Mrd. ¤. In der budgetpolitisch be-
deutsameren Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung (Maastricht) geht das Maastricht-Defizit des
Bundes aber von 2,4% im Jahre 2005 auf 2,2% im Jahre
2006 zurück (siehe Tabelle 1). Der Ausgleichshaushalt sieht
2006 Ausgaben von 50,1 Mrd. ¤ und Einnahmen von 55,9
Mrd. ¤ vor. Der Überschuss von 5,8 Mrd. ¤ entspricht wie-
der dem Abgang im allgemeinen Haushalt (siehe Tabelle 1).

1. Bundesvoranschlag-Entwurf 2006 im Überblick

Tabelle 1 Eckwerte des Bundesvoranschlags-Entwurfs 2006

in Mio. ¤

2004 2005 2006

Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Allgemeiner Haushalt

Ausgaben 64.977,0 64.419,8 66.160,8

Einnahmen 60.346,9 58.969,1 60.351,2

Abgang 4.630,1 5.450,6 5.809,6

Ausgleichshaushalt

Ausgaben 30.226,1 49.104,3 50.100,6

Einnahmen 34.856,2 54.555,0 55.910,2

Überschuss 4.630,1 5.450,6 5.809,6

in % des BIP

Administrativer Abgang1 2,0 2,2 2,3

Maastricht-Defizit des Bundes1 1,7 2,4 2,2

Maastricht-Defizit des Staates2 1,3 1,9 1,7

Öffentliche Verschuldung2 64,0 63,3 62,8
12005: Werte im Zeitpunkt der Erstellung des BVA 2005 
22004: Prognosewerte des BMF (Stand Februar 2005)
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Die Gesamtausgaben steigen gegenüber dem BVA 2005
um 2,7%. Dieser Anstieg ist deutlich geringer als das no-
minelle Wirtschaftswachstum (3,9%). Damit sinkt die
Ausgabenquote des Bundeshaushaltes von 26,3% (2005)
auf 26,0% (2006) des BIP. 

Die Verringerung der Ausgabenquote im Bundeshaushalt
2006 war durch eine sehr zurückhaltende Ausgabenge-
staltung möglich. Dazu gehören eine weitere Kostenbe-
grenzung  im Personalbereich sowie äußerste Zurückhal-
tung bei den Ermessensausgaben und bei der Übernah-
me neuer Verpflichtungen. Ein wichtiger Beitrag zur Dämp-
fung der Ausgabendynamik geht auch von den in den
Vorjahren gesetzten Maßnahmen aus, deren Wirkung sich
längerfristig aufbaut. Wesentliche Einsparungen werden
durch die Verwaltungsreform erreicht. Die Zahl der Plan-
stellen (ohne Annex) geht gegenüber dem Stellenplan
2005 um rd. 2.500 Posten zurück. Durch die Pensionssi-
cherungsreform 2003 wurde der Anstieg des Bundesbei-
trages zur gesetzlichen Pensionsversicherung abge-
schwächt. Bei den Transferzahlungen an private Haus-
halte und Unternehmungen ist insgesamt eine Stabili-
sierung gegenüber 2005 vorgesehen.

Daneben werden im Budget 2006 Schwerpunkte in fol-
genden Bereichen gesetzt:

• Für die EU-Präsidentschaft, die Österreich im ersten
halben Jahr 2006 innehat, werden 25 Mio. ¤ zur Ver-
fügung gestellt.

• Für die Fu.E-Offensive II stehen 220 Mio. ¤ zur Verfü-
gung, um 20 Mio. ¤ mehr als im BVA 2005.

• Die Ausgaben für Umweltschutz (Kapitel 61) steigen
um 6,6%. Die Mittel für das Kyoto-Umweltschutzpro-
gramm werden gegenüber 2005 um 30 Mio. ¤ aufge-
stockt, sodass hierfür 2006 zusätzlich 90 Mio. ¤ zur
Verfügung stehen.

• Im Kapitel 12 Bildung und Kultur steigen die veran-
schlagten Ausgaben gegenüber dem BVA 2005 um 62
Mio. ¤. 

• Die Leistungen nach dem Bundespflegegeldgesetz (im
Kapitel 15) steigen um 12,6 Mio. ¤.

• Für die Flutkatastrophenhilfe in Südasien werden vom
Bund gesonderte Mittel zur Verfügung gestellt. Zur
künftigen Vorbeugung soll ein eigener internationaler
Katastrophenfonds eingerichtet werden, welcher mit
bis zu 100 Mio. ¤ dotiert werden soll.

Die Einnahmen steigen mit 2,3% weniger stark als das
BIP, sodass sich die Einnahmenquote des Bundeshaus-

haltes von 24,1% (2005) auf 23,7% (2006) des BIP ver-
ringert. 

Die öffentlichen Abgaben (Kapitel 52) steigen brutto nur
um 3,6%, netto um 3,8%, und damit weniger stark als es
dem nominellen Wirtschaftswachstum entsprechen wür-
de. Dies ist Resultat der Auswirkungen der zweiten Etap-
pe der Steuerreform, die eine deutliche Senkung der Lohn-
und Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer bringt
und 2006 zu Mindereinnahmen führen wird. Andererseits
ist zu berücksichtigen, dass die Investitionszuwachsprä-
mie 2006 ausläuft.

Auch die Einnahmen aus Dividenden gehen verglichen
mit dem BVA 2005 zurück. So ist der OeNB-Gewinnan-
teil 2006 mit rd. 212 Mio. ¤ budgetiert; 2005 sind es 261
Mio. ¤. Die Dividendenzahlungen der ÖIAG sinken von
250 Mio. ¤ (2005) auf 200 Mio. ¤ im Jahr 2006 und die
Erlöse aus Kapitalbeteiligungen gehen von rd. 377 Mio. ¤
(2005) auf 20 Mio. ¤ zurück.

Die Ausgaben im Ausgleichshaushalt setzen sich aus
Tilgungen von Finanzschulden (21,9 Mrd. ¤), aus Rück-
zahlungen von kurzfristigen Verpflichtungen (26,0
Mrd. ¤) und Tilgungen im Zusammenhang mit Wäh-
rungstauschverträgen (2,2 Mrd. ¤) zusammen. Die
Einnahmen umfassen Kreditaufnahmen zur Finanzie-
rung des Abgangs  und der Tilgung von Finanzschul-
den (28,2 Mrd. ¤), die Aufnahme von kurzfristigen
Verpflichtungen (26,0 Mrd. ¤) sowie Einnahmen im
Zusammenhang mit den Währungstauschverträgen
(1,7 Mrd. ¤).

Die Finanzschulden des Bundes unter Berücksichtigung
der Schulden und Forderungen aus Währungstauschver-
trägen werden Ende 2006 voraussichtlich 156,3 Mrd. ¤
betragen. 

Das erwartete gesamtstaatliche Maastricht-Defizit be-
trägt 2006 1,7% des BIP nach 1,9% im Jahr 2005. Dabei
entfallen 2,2% auf den Bundessektor. Die Länder und Ge-
meinden sollen gemäß dem Österreichischen Stabilitäts-
pakt einen Überschuss von 0,6% erreichen. Für die ge-
setzlichen Sozialversicherungsträger wird ein Abgang von
rd. 0,1% des BIP erwartet.

Die Staatsschuldenquote ist weiterhin sinkend. 2004 be-
trug sie 64,0% des BIP. Für 2005 wird eine Staatsschul-
denquote von 63,3% erwartet. 2006 soll sie weiter auf
62,8% sinken.
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Im Vergleich mit den anderen EU-Staaten nimmt Öster-
reich gemäß der aktuellen Herbstprognose der Europäi-
schen Kommission für die Jahre 2005 und 2006 sowohl
bei der Defizitquote als auch bei der Verschuldungsquo-
te eine überdurchschnittlich gute Position ein. Im Euro-
raum beträgt das öffentliche Defizit 2006 2,5% des BIP.
Die öffentliche Schuldenquote nimmt im Euroraum ten-
denziell zu und wird 2006 mit 70,9% prognostiziert, wäh-
rend die öffentliche Schuldenquote in Österreich deut-
lich abnimmt.

Infolge der Steuerreform 2004/2005 geht auch die ge-
samtstaatliche Steuer- und Abgabenquote zurück. Im
Jahr 2003 betrug sie noch 43,1% des BIP. 2004 ist sie
nach internen Berechnungen des Bundesministeriums für
Finanzen auf 42,7% zurückgegangen. 2005 soll sie wei-
ter auf 41,5% zurückgehen. Für 2006 wird eine Steuer-
und Abgabenquote von 40,7% erwartet.
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Die österreichische Bundesregierung hat in den letzten
Jahren eine Budget- und Wirtschaftspolitik der Refor-
men eingeleitet, die in eine stabilitätsorientierte, makro-
ökonomische Politik eingebettet ist und auf folgenden
drei miteinander verbundenen Säulen beruht:

• einem ausgeglichenen Budget über den Konjunkturzy-
klus, 

• einer mittelfristigen Senkung der Steuer- und Abga-
benquote auf 40%, d. h. auf den EU-Durchschnitt und

• einer Wachstums- und Beschäftigungspolitik durch
Strukturreformen.

Das Ziel eines ausgeglichenen Haushaltes über den Kon-
junkturzyklus ist kein Selbstzweck. Viele internationale
Vergleiche zeigen, dass eine solide Budgetgestaltung
mittel- und langfristig zu höherem Wachstum und hö-
herer Beschäftigung führt. Staaten mit hohen Defiziten
und daher hohen Schuldenständen sind mit einer Reihe
von strukturellen Problemen konfrontiert: Eine dauer-
hafte Defizitpolitik bedeutet, dass auf Kosten der Zu-
kunft und der künftigen Generationen konsumiert wird.
Durch dauerhafte Defizite wird die Wettbewerbsfähig-
keit eines Landes behindert. Der durch hohe Schulden
bedingte Zinsendienst entzieht einer Volkswirtschaft
Ressourcen, die produktiver eingesetzt werden können.
Diese Aufwendungen sind vergangenheitsbezogen. Es
muss aber die Aufgabe der Budgetpolitik sein, die Aus-
gabenstruktur auf zukunftsbezogene Aufwendungen zu
verlagern, um der jungen Generation Chancen zu eröff-
nen. Die Bedienung hoher Schulden wiederum geht in
der Regel Hand in Hand mit einer hohen Steuerbelas-
tung, was die Wachstumsdynamik einer Volkswirtschaft
negativ beeinflusst.

Aus all diesen Gründen hat die Bundesregierung gemein-
sam mit den Finanzausgleichspartnern beschlossen, nach
dem kurzfristigen Anstieg des Defizits im Jahr 2005 in
Folge der Steuerreform 2004/2005 im Jahr 2008 wieder
ein ausgeglichenes gesamtstaatliches Budget zu errei-
chen.

Eine Wirtschaft kann nur dann ihr Potenzial zur Gänze
entfalten, wenn die Leistungs- und Risikobereitschaft der
Unternehmer nicht zu sehr mit Zwangsabgaben belastet
wird und wenn die Menschen nicht durch zu hohe Ab-

gaben in ihrer wirtschaftlichen Aktivität gebremst wer-
den oder diese aus steuerlichen Gründen ins Ausland ver-
lagern. Österreich hatte im EU-Vergleich eine der höchs-
ten Abgabenquoten. Die Bundesregierung hat sich daher
zum Ziel gesetzt, sie bis zum Jahr 2010 auf 40% des BIP
zu senken. Mit der Steuerreform 2004/2005 in der Höhe
von mehr als 3 Mrd. ¤, den beiden Konjunkturpaketen,
dem Wachstums- und Standortpaket und einer Lohnne-
benkostensenkung von rd. 650 Mio. ¤ seit dem Jahr 2000
hat die Bundesregierung die größte steuerliche Entlas-
tungsoffensive eingeleitet, die es in Österreich jemals ge-
geben hat. Das langfristige Ziel der Bundesregierung, die
Steuer- und Abgabenquote bis 2010 auf 40% zu senken,
wird mit 40,7% weitgehend bereits 2006, also vier Jah-
re früher erreicht werden.

Nicht nur der Saldo der staatlichen Finanzen übt einen
starken Einfluss auf das Wirtschaftsgeschehen aus, son-
dern auch die Struktur der öffentlichen Ausgaben. Inter-
nationale Erfolgsbeispiele zeigen, dass die Stärkung zu-
kunftsorientierter Ausgabenkategorien das Produktions-
potenzial einer Volkswirtschaft deutlich und dauerhaft
anheben kann. In diesem Sinne legt die Budgetpolitik das
Hauptaugenmerk auf die Stärkung der Ausgaben für In-
frastruktur, Forschung und Technologie sowie Ausbildung.
Mit zwei Konjunkturpaketen und einem Wachstums- und
Standortpaket wurden die Anreize für Forschung und Ent-
wicklung, Ausbildung und Investitionen wesentlich ver-
bessert. Die Budgetmittel für Forschung und Entwicklung
wurden zusätzlich ausgeweitet. Im außerbudgetär finan-
zierten Straßen- und Eisenbahninfrastrukturbereich wer-
den die Investitionen intensiviert. 

Ebenso zeigen internationale Vergleiche, dass nachhal-
tige Budgetkonsolidierungen über die Ausgabenseite er-
folgreicher sind. Die Bundesregierung hat daher der aus-
gabenseitigen Konsolidierung den Vorrang gegeben.

Seit 2000, dem Beginn der neuen Regierungskoalition,
wurden umfangreiche Maßnahmen im Sinne des darge-
stellten „3-Säulen-Konzeptes“ gesetzt:

• Ein bedeutsamer Teil der durchgeführten Reformen be-
zieht sich auf die Redimensionierung der Personalka-
pazität des Bundes. Seit dem Jahr 2000 bis jetzt wur-
den rd. 13.000 Bedienstete abgebaut. 2005 sollen wei-

2. Budgetpolitische Ausrichtung
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tere rd. 1.600 und 2006 rd. 2.500 Planstellen abgebaut
werden. Das Niveau der Aktivitätsausgaben konnte
durch Personalreduktion, Dienstrechtsmaßnahmen und
moderate Gehaltsabschlüsse seit 2000 konstant gehal-
ten bzw. sogar leicht abgesenkt werden. Trotz dieser
tief greifenden Reformmaßnahmen konnte das Leis-
tungsangebot des Bundes ohne Einschränkung auf-
rechterhalten werden, auch in den sensiblen Bereichen
Bildung, Sicherheit und Justiz.

• Zur Budgetkonsolidierung trägt eine umfassende Ver-
waltungsreform bei, die auf einer ganzheitlichen Bud-
getrestrukturierungs-Strategie basiert. In den Jahren
2000 bis 2004 brachte die Verwaltungsreform – inklu-
sive den Maßnahmen bei den Aktivitätsausgaben –
budgetäre Entlastungen von rd. 1,4 Mrd. ¤. Sie umfasst
neben den Rationalisierungsmaßnahmen im Personal-
bereich vor allem Strukturreformen des Bundes, wie z. B.
die Erneuerung der Finanzverwaltung und Straffung
der Abläufe in den Ministerien, Aufgabenübertragun-
gen an die Länder, wie z. B. Melde-, Fund- und Pass-
wesen und den Abbau von Doppelgleisigkeiten, wie z. B.
im Bereich der Erwachsenenbildung. In den Jahren 2005
und 2006 wird die Verwaltungsreform plangemäß
weitergeführt.

• Zur längerfristigen Sicherung der Altersversorgung wur-
den eine Reihe von Pensionssicherungsreformen be-
schlossen. Im Mittelpunkt dieser Reformen standen
nachhaltige Maßnahmen zur Anhebung des Zugangs-
alters zu den vorzeitigen Alterspensionen, des weite-
ren Ausbaues eines angemessenen Beitrages im Falle
der vorzeitigen Inanspruchnahme einer Pension sowie
Maßnahmen zur Stärkung der Bedarfsorientierung bei
Hinterbliebenenpensionen. Ziel ist es, nicht nur die
langfristige und nachhaltige Finanzierbarkeit des öster-
reichischen Pensionssystems zu sichern, sondern ins-
besondere den Generationenvertrag, vor allem aber Ge-
rechtigkeit zwischen und innerhalb der Generationen
aufrecht zu erhalten.

• Kernelement der nachhaltigen Pensionssicherung ist
die Harmonisierung der Pensionssysteme. Mit der Har-
monisierung des Pensionsrechts wurden nunmehr die
rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, dass – wenn
auch nach einem gleitenden Übergang – für den Groß-
teil der Erwerbstätigen (Arbeitnehmer, Selbständige,
Bauern, Beamte des Bundes) die gleichen Grundbedin-
gungen zur Anwendung gelangen. Die Bundesregie-
rung ist mit dem neuen Pensionsrecht einen Weg ge-

gangen, der  zukunftsorientiert ist und den Generatio-
nenvertrag nachhaltig absichern wird.

• Im Bereich der Österreichischen Bundesbahnen wur-
den umfassende Maßnahmen zur Neustrukturierung
und Reorganisation gesetzt und die Finanzierung auf
neue Grundlagen gestellt mit dem Ziel, den Zuschuss
des Bundes zur ÖBB zu stabilisieren. Statt automati-
scher Verlustabdeckung erfolgen leistungsorientierte
vertragliche Regelungen. 

• Im neuen Österreichischen Stabilitätspakt für die Pe-
riode 2005 – 2008 hat sich der Bund verpflichtet, bis
2008 das Maastricht-Defizit auf 0,75% des BIP zu
verringern. Die Länder haben sich verpflichtet, bis
2008 einen Maastricht-Überschuss iHv 0,75% des
BIP zu erwirtschaften. Die Gemeinden haben sich zu
ausgeglichenen Haushalten über die gesamte Perio-
de verpflichtet, so dass 2008 auf der Ebene des Ge-
samtstaates wieder ein Nulldefizit erreicht werden
kann. 

• Für den Bereich der Spitalsfinanzierung wurde im Ge-
samtpaket zum Finanzausgleich 2005 bis 2008 mit den
Anstaltserhaltern festgelegt, dass neben einnahmen-
seitigen Maßnahmen iHv 300 Mio. ¤ ausgabenseitige
Einsparungen in zumindest gleicher Höhe durchgeführt
werden sollen. Es wurde vereinbart, dass die Einspa-
rungen durch kürzere Spitalsaufenthalte, Einsparun-
gen bei den Spitalsverwaltungen, bessere Abstimmung
zwischen Ärzten und Spitälern sowie durch die Einfüh-
rung von Tages- und Wochenkliniken erreicht werden
sollen.
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Die Bundesregierung hat mit ihrem klaren budget- und
wirtschaftspolitischen Kurs bereits wichtige Erfolge er-
zielt:

• Zum Jahresende 1999 stand Österreichs Budgetpolitik
international ungünstig da: Das öffentliche Defizit (rd.
2,3% des BIP) war gemeinsam mit Portugal das höchs-
te Defizit der EU-15, deren Defizit im Durchschnitt
0,7% betragen hatte. Derzeit zählt Österreich im Eu-
roraum zu den Ländern mit einem unterdurchschnitt-
lichen Budgetdefizit.

• Schon in der letzten Legislaturperiode wurde der Haus-
halt erfolgreich konsolidiert. Das „Nulldefizit“ wurde
mit einem Überschuss von 0,3% des BIP bereits 2001
erreicht. Auch 2002 betrug das gesamtstaatliche De-
fizit nur 0,2% des BIP. 2003 ist es mit 1,1% des BIP
deutlich niedriger als der EU-Durchschnitt (2,7%). Auch
2004 ist das gesamtstaatliche Defizit mit 1,3% des BIP
nicht einmal halb so hoch wie in der Eurozone (2,9%). 

• Gemessen am Bruttoinlandsprodukt geht die Staats-
schuld kontinuierlich zurück. 2001 betrug sie 66,1%
des BIP, 2004 sind es nach ersten Berechnungen des
Finanzministeriums 64,0%, 2005 werden 63,3% er-
wartet und 2006 sollte die Verschuldungsquote wei-
ter auf 62,8% sinken. Im Vergleich dazu ist die öffent-
liche Verschuldung im Euroraum tendenziell gestiegen:
Im Jahr 2001 betrug sie 69,4% des BIP. Für 2006 wird
eine Verschuldung in Relation zum BIP iHv 70,9% er-
wartet.

• Österreich hat seit 2001 gute Fortschritte beim Abbau
der Abgabenquote gemacht. Mit der Steuerreform
2004/2005 kann die Abgabenquote um etwa 2 Pro-
zentpunkte gesenkt werden. Die gesamtstaatliche Steu-
er- und Abgabenquote betrug 1999 43,7% des BIP,
2004 nach vorläufigen Werten 42,7%. Im Jahr 2005
soll sie auf 41,5% zurückgehen und 2006 nur 40,7%
betragen. 

• Die Ausgabendynamik wurde in wichtigen Bereichen
deutlich gebremst. Mit der Pensionssicherungsreform
und der Pensionsharmonisierung konnte einer der dy-
namischsten Ausgabenbereiche eingedämmt werden.
Die Personalausgaben konnten am Niveau von 1999 sta-
bilisiert werden. Die Ausgabenquote, das sind die Staats-
ausgaben in Relation zum BIP, sank von 53,1% im Jah-
re 1999 auf 50,6% im Jahre 2003. 2004 lag sie knapp
über 50% und soll 2006 auf 48,3% zurückgehen.
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• Die Entwicklung der österreichischen Fu.E-Quote zeigt
einen beachtlichen Anstieg der Fu.E-Aufwendungen
seit 1995. Mit 2,07% lag Österreich bereits im Jahr
2001 klar über dem Durchschnittswert der EU iHv
1,98%. Bis 2006 soll die Fu.E-Quote auf 2,5% des BIP
ansteigen.

• Von den umgesetzten Steuerreformmaßnahmen gehen
erhebliche, die Konjunktur stützende Impulse aus. Das
haben auch die führenden Wirtschaftsforschungs-
institute positiv gewertet. Die Binnennachfrage wird
erheblich gestärkt und entwickelt sich in den Jahren
2005 und 2006 zu einer wesentlichen Stütze der Kon-
junktur. Die Angebotsseite der österreichischen Volks-
wirtschaft profitiert zugleich von international attrak-
tiven Steuersätzen und einer Verbesserung der Inves-
titionsanreize. Das Entlastungsvolumen für private
Haushalte und Unternehmen beträgt 3 Mrd. ¤ pro Jahr.
Trotz der hierdurch sinkenden Steuereinnahmen geht
das Defizit des Bundes im Jahr 2006 zurück.

• Von internationalen Experten wie dem IWF als Vorzei-
gebeispiel für erfolgreiche Reformpolitik gelobt, konn-
te Österreich in den letzten drei Jahren trotz interna-
tional schwacher Konjunktur stets überdurchschnitt-
lich hohe reale Wachstumsraten verzeichnen. Das BIP
pro Kopf – in Kaufkraftstandards gemessen – liegt um
21% über dem EU-Durchschnitt. Österreich belegt
damit hinter Luxemburg, Dänemark und Irland den
4. Platz. Österreich weist die dritt-niedrigste Arbeits-
losenrate innerhalb der EU auf. Die Jugendarbeitslo-
sigkeit ist die zweitgeringste innerhalb der EU. 

Mit dieser Politik wird Österreich auch seinen Verpflich-
tungen aus dem Europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt und den EU-Empfehlungen der „Wirtschafts-
politischen Grundzüge“ gerecht.
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Nach dem Einsetzen des globalen wirtschaftlichen Auf-
schwungs im Jahr 2003 erreichte die Weltwirtschaft
im Jahr 2004 mit einem geschätzten realen Wachstum
von 4,2% des BIP den Konjunkturhöhepunkt. Für die
Jahre 2005 und 2006 wird eine Fortsetzung des welt-
wirtschaftlichen realen Wachstums auf hohem Niveau
erwartet. Die USA wuchsen im Jahr 2004 real mit un-
gefähr 4,4%. Für die Jahre 2005 und 2006 wird ein
moderateres Wachstum von 3,8% bzw. 3,1% des BIP
erwartet, da die expansiven Effekte der Geld- und Fis-
kalpolitik nachlassen. Die leichte Abschwächung des
Welthandels und die höheren Rohstoff- und Energie-
preise tragen ebenfalls zur Mäßigung bei, während die
Abwertung des Dollars und die weiterhin hohen Im-
mobilienpreise eher für ein robusteres Wachstum spre-
chen. Das hohe Leistungsbilanzdefizit, das auch im
Jahr 2006 im allgemein angenommenen Wachstums-
szenario auf ein Niveau von 5 bis 6% des BIP geschätzt
wird, stellt die größte Unsicherheit der Weltwirtschaft
in den kommenden Jahren dar. Eine Reduktion des
ebenfalls hohen US-Budgetdefizits könnte durch Ab-
schwächung der US-Nachfrage nach Importen zu ei-
nem Abbau dieses Ungleichgewichts beitragen. Wei-
tere Risiken bestehen in einem abrupten Anstieg der
weltweit niedrigen Zinsen und dem hohen Ölpreis. Aus
momentaner Sicht sind die Inflationsgefahr und das
Risiko eines starken Zinsanstiegs relativ gering, auch

der Ölpreis ist seit den Rekordhochs im Herbst 2004
gesunken.

Die asiatische Wirtschaft expandierte im Jahr 2004
kräftig und trug entscheidend zur Dynamik der Welt-
wirtschaft bei. Auch für die Jahre 2005 und 2006 wird
ein weiterhin robustes Wachstum erwartet. In China
deutet alles auf eine leichte Abschwächung nach ei-
nem realen Wachstum von rd. 9,2% des BIP im Jahr
2004 hin. Für 2005 und 2006 wird jeweils ein reales
Wachstum von 8,2% bzw. 7,2% des BIP erwartet. In
Japan setzte seit 2003 ein Aufschwung ein, im Laufe
des Jahres 2005 soll im Zuge dessen ein Ende der De-
flation erreicht werden. Langfristig wird in ganz Asien
eine Flexibilisierung der Wechselkurse unumgänglich
sein. Momentan besteht eine mehr oder weniger fixe
Bindung an den US-Dollar. Die Notenbanken kaufen
US-Dollar und bauen dadurch massiv Währungsreser-
ven auf. Dadurch verhindern sie aber die notwendige
Abwertung des Dollar gegenüber den asiatischen Wäh-
rungen. Diese Dollarabwertung würde asiatische Im-
porte für die USA verteuern und somit das US-Leis-
tungsbilanzdefizit verringern.

In der Eurozone begann der Aufschwung mit einem
Realwachstum von geschätzten 1,8% des BIP erst im
Jahr 2004. Neben den stark expandierenden Exporten

3. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
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trug die Binnenwirtschaft in einzelnen Ländern zum
Aufschwung bei. Im Unterschied dazu stagnierte die
Binnennachfrage in Deutschland weiter; Deutschland
wuchs 2004 real um 1,7% des BIP, 2005 und 2006 ist
mit realen Wachstumsraten von 1,3% bzw. 1,6% kei-
ne Beschleunigung zu erwarten. Für 2005 soll die
Binnennachfrage die Exporte als Konjunkturmotor in
der Eurozone ablösen, ein reales Wachstum von 1,7%
des BIP soll erreicht werden. Im Jahr 2006 soll sich der
Aufschwung auf 2,2% des BIP beschleunigen. Die Geld-
politik der EZB wirkt mit einem Zinssatz von 2% weiter-
hin leicht expansiv, auch die langfristigen Zinsen sol-
len im Bereich um 4% verharren. Unsicherheiten spe-
ziell für die Prognose der Eurozone bestehen vor al-
lem in einer verstärkten Aufwertung des Euro, der die
Exportwirtschaft schwächen würde, und in der Binnen-
nachfrage. Die Investitions- und Konsumnachfrage
könnte allerdings auch für eine positive Überraschung
beim Wirtschaftswachstum sorgen.

Österreich steht im internationalen Vergleich mit sei-
nem Wachstum sehr gut da. In den Jahren 2001 bis
2006 liegt das reale Wirtschaftswachstum über dem
des Nachbarn Deutschland, seit 2002 ist Österreichs
reales Wirtschaftswachstum auch über dem Schnitt
der Eurozone.

Die Warenexporte bildeten 2004 mit einem realen Zu-
wachs von +10,0% die treibende Kraft des Auf-
schwungs. Die privaten Konsumausgaben (real +1,6%)
und die Bruttoanlageinvestitionen (real +3,2%) ent-
wickelten sich ebenfalls positiv, wodurch das reale
Wirtschaftswachstum geschätzte 1,9% des BIP betra-
gen wird. Trotz Anstiegs der unselbständig aktiven Be-
schäftigung iHv 0,7% steigt auf Grund der höheren
Beschäftigungsquote und des Zuwachses an auslän-
dischen Arbeitskräften die Arbeitslosigkeit von 4,3%
im Jahr 2003 auf 4,5% im Jahr 2004. Der Anstieg der
Verbraucherpreise beträgt insbesondere auf Grund hö-
herer Energiepreise rd. +2,0%.

2005 trägt die Entlastung der Haushalte durch die
Steuerreform maßgeblich zum höheren Wirtschafts-
wachstum von real +2,2% bei. Der private Konsum soll
daher real um 2,1% steigen, die Bruttoanlageinvesti-
tionen steigen real um nur 1,6%, da viele Investitio-
nen auf Grund der Investitionszuwachsprämie vorge-
zogen worden sind. Das Export- und Importwachstum
soll sich auf real +6,0% abschwächen. Der weitere Be-
schäftigungszuwachs iHv +0,8% wird die Arbeitslo-

senrate auf 4,4% senken. Die Inflation soll auf Grund
des Preisanstiegs bei Energie, Tabak und Mieten bei
etwa 2,3% liegen.

Eine weitere Beschleunigung der Konjunktur auf ein
Realwachstum von +2,3% wird 2006 erwartet. Sowohl
Inlandsnachfrage (private Konsumausgaben real +2,2%;
Bruttoanlageinvestitionen real +2,7%) als auch die
Warenexporte mit real +7,0% weisen eine leicht stei-
gende Dynamik gegenüber 2005 auf. Bei einem Be-
schäftigungswachstum von +0,9% soll die Arbeitslo-
sigkeit auf 4,2% sinken. Die Inflation wird nach dem
deutlichen Anstieg im Jahr 2005 auf 1,7% sinken.

Bei der Erstellung des BVA-E 2006 wurde von der Kon-
junkturprognose des Österreichischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung – WIFO vom Dezember 2004 ausge-
gangen:

Tabelle 2 Wirtschaftliche Eckdaten

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in %

2006

Nominelles Wirtschaftswachstum 3,9

Reales Wirtschaftswachstum 2,3

Unselbständig Beschäftigte 0,9

Verbraucherpreise 1,7

Arbeitslosenquote (EU Abgrenzung) 4,2

Bruttoverdienste je Arbeitnehmer 2,5

Quelle: WIFO Dezember-Prognose 2004
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Nach dem Überblick über den Bundesvoranschlag-Ent-
wurf (BVA-E) 2006 im Abschnitt 1 werden im Folgenden
die Veränderungen gegenüber dem BVA 2005 dargestellt
(siehe Tabelle 3 und Tabelle 4).

Kapitel 10 Bundeskanzleramt
Die Gesamtausgaben verringern sich im Vergleich zum
BVA 2005 um 5,3 Mio. ¤ auf 397,3 Mio. ¤. Dies ist im
Wesentlichen auf die Reduzierung der EU-Mittel (EFRE)
um 21 Mio. ¤ zurückzuführen. Zusätzlich vorgesorgt wer-
den musste für den Wahlwerbungskosten-Beitrag des
Bundes im Zusammenhang mit der Nationalratswahl 2006
mit einem Betrag von 12,2 Mio. ¤ und für die Durchfüh-
rung der EU-Präsidentschaft 2006 mit einem Ressort-
budget von 2,9 Mio. ¤.

Die budgetären Schwerpunkte liegen bei den regional-
und strukturpolitischen Maßnahmen (EFRE-Mitteln der
EU) mit 107 Mio. ¤ (BVA 2005: 128 Mio. ¤), der Bundes-
anstalt „Statistik Austria“ mit einer gesetzlichen Basis-
abgeltung von rd. 51 Mio. ¤, der Presse- und Parteien-
förderung (inklusive Wahlwerbungskosten-Beitrag) mit
rd. 50 Mio. ¤ (BVA 2005: rd. 38 Mio. ¤) und der Sport-
förderung mit rd. 58 Mio. ¤, die gegenüber dem BVA 2005
unverändert blieb.

Die Einnahmen werden mit 23,6 Mio. ¤ auf dem Niveau
2005 gehalten.

Weiters sind Überschreitungsermächtigungen für Spezi-
alprogramme im Rahmen der EU-Präsidentschaft 2006
(10 Mio. ¤) und für Zahlungen im Zusammenhang mit
der Fußball-Europameisterschaft 2008 (15 Mio. ¤) vor-
gesehen.

Kapitel 11 Inneres
Die Gesamtausgaben für das Kapitel „Inneres“ werden
gegenüber dem BVA 2005 geringfügig auf 1.884,8 Mio. ¤
gesenkt (2005: 1.892,7 Mio. ¤). Gegenüber dem vorläu-
figen Erfolg 2004 (1.831,3 Mio. ¤) bedeutet dies jedoch
eine deutliche Steigerung. Hervorzuheben sind die vorge-
sehenen Mittel für Anlaufinvestitionen in die Wachkör-

perreform (rd. 6 Mio. ¤), der Anstieg der Mittel für Sicher-
heitskontrollen an Flughäfen (13 Mio. ¤ mehr gegenüber
2004) und die Mittel für das neu zu errichtende Digital-
funksystem BOS Austria (9,7 Mio. ¤). Die Ausgaben für
die Flüchtlingsbetreuung werden gegenüber 2004 erhöht. 

Kapitel 12 Bildung und Kultur
Die Ausgaben im Kapitel 12 Bildung und Kultur steigen
im BVA-E 2006 gegenüber dem BVA 2005 um 62,1 Mio. ¤
auf 6.012,1 Mio. ¤ (2005: 5.950,0 Mio. ¤). 

Die Ausgaben für die allgemein bildenden höheren Schu-
len steigen dabei um rd. 30,5 Mio. ¤, von 1.067,6 Mio. ¤
auf 1.098,1 Mio. ¤. Bei den berufsbildenden höheren Schu-
len ist ein Zuwachs von 35,5 Mio. ¤ vorgesehen, nämlich
von 1.293,8 Mio. ¤ auf 1.329,3 Mio. ¤. Die Mehrausga-
ben ergeben sich u. a. durch das Ansteigen der Schüler-
zahl sowie durch den Ausbau der Nachmittagsbetreuung. 

Für die Kostenersätze der Landeslehrer sind bei den all-
gemein bildenden Pflichtschulen 2.568,3 Mio. ¤ und bei
den berufsbildenden Pflichtschulen 110,0 Mio. ¤ vorge-
sehen. Auf Grund von stark sinkenden Schülerzahlen in
den allgemein bildenden Pflichtschulen iHv rd. 12.000
gegenüber 2005 reduzieren sich die Ausgaben in diesem
Bereich. Zur Abgeltung des Mehraufwandes aus Struk-
turproblemen, der den Ländern an den allgemein bilden-
den Pflichtschulen durch den Schülerrückgang und im
Bereich des Unterrichts für Kinder mit besonderen För-
derungsbedürfnissen entsteht, stellt der Bund den Län-
dern in den Budgetjahren 2005 und 2006 jährlich zu-
sätzlich 12 Mio. ¤ zur Verfügung. 

Für die unter dem Titel Qualitätsoffensive laufenden Pro-
jekte PISA, IMST (Innovations in Mathematics, Science
and Technology Teaching – Innovation in Mathematik,
Naturwissenschaft und Technologie) und Bildungsstan-
dards werden zusätzlich 2,8 Mio. ¤ zur Verfügung ge-
stellt. IMST strebt eine nachhaltige Qualitätsentwicklung
des österreichischen Mathematik- und Naturwissen-
schaftsunterrichts im Bereich der AHS-Oberstufe und der
BHS an.                                                         weiter auf S. 17

4. Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaus-
haltes

4.1 Bundesvoranschlag-Entwurf 2006
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Tabelle 3 Gegenüberstellung BVA 2005 mit dem BVA-E 2006 – Ausgaben

in Mio. ¤ (Rundungsdifferenzen)

Kapitel 2005 2006 Unterschied

BVA BVA-E 

01-06 Oberste Organe 165,5 166,0 0,4

10 Bundeskanzleramt 402,7 397,3 -5,3

hievon regional- und strukturpolitische Maßnahmen 128,4 107,6 -20,9

11 Inneres 1.892,7 1.884,8 -7,9

hievon Sicherheitsexekutive 1.389,1 1.385,7 -3,4

12 Bildung und Kultur 5.950,0 6.012,1 62,1

hievon Zahlungen an die BIG 306,6 318,3 11,7

13 Kunst 224,5 226,1 1,6

14 Wissenschaft 3.120,0 3.081,0 -39,0

hievon Universitäten (gesetzliche Verpflichtungen) 1.724,6 1.724,6 0,0

Ämter der Universitäten (Bilanzverlängerung) 646,6 599,5 -47,1

Fachhochschulen 152,2 167,2 15,0

15 Soziale Sicherheit 1.890,4 1.883,0 -7,4

hievon Pflegegeld 1.391,0 1.403,6 12,6

16  Sozialversicherung 6.841,6 7.086,2 244,6

hievon Bundesbeitrag an Pensionsversicherungsanstalt 5.964,3 6.187,4 223,1

Ausgleichszulagen an Pensionsversicherungsanstalt 822,1 840,7 18,5

17 Gesundheit und Frauen 623,0 628,6 5,6

hievon Zweckzuschüsse nach Krankenanstaltengesetz 407,6 411,2 3,5

19 Familie, Generationen, Konsumentenschutz 5.618,4 5.788,9 170,6

hievon Leistungen des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 5.167,7 5.328,6 161,0

20 Äußeres 380,0 388,0 8,0

30 Justiz 975,9 975,9 0,0

40 Militärische Angelegenheiten 1.810,0 1.810,0 0,0

50 Finanzverwaltung 2.007,4 1.967,9 -39,5

51 Kassenverwaltung 758,2 1.018,0 259,8

hievon Pauschalvorsorge für Forschungs-Offensivprogramm 200,0 220,0 20,0

52 Öffentliche Abgaben 2,3 2,3 0,0

53 Finanzausgleich 4.186,2 4.341,2 155,0

hievon Katastrophen-Fonds 251,2 267,4 16,2

Bedarfszuweisung an Länder 790,8 924,6 133,9

54 Bundesvermögen 1.141,0 1.134,5 -6,4

hievon Haftungen 899,3 890,4 -8,9

55 Pensionen 7.143,0 7.283,9 140,8

hievon Pensionen für Hoheitsverwaltung (UT 0) 3.133,9 3.208,9 75,0

Pensionen für Landeslehrer 909,5 957,2 47,7

Pensionen – ÖBB 1.783,9 1.790,6 6,7
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Kapitel 2005 2006 Unterschied

BVA BVA-E 

Pensionen - Post 1.156,8 1.156,8 0,0

58 Finanzierungen, Währungstauschverträge 8.815,7 9.365,2 549,5

60 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 2.051,6 2.113,6 62,1

hievon Marktordnungsmaßnahmen 1.503,9 1.560,3 56,4

61 Umwelt 524,9 559,5 34,6

hievon Siedlungswasserwirtschaft 298,2 312,8 14,6

63 Wirtschaft und Arbeit 5.604,4 5.721,7 117,2

hievon Arbeitsmarktpolitik I + II 4.784,1 4.888,0 103,8

Leistungen nach dem ALVG 3.425,7 3.755,4 329,7

65 Verkehr, Innovation und Technologie 2.290,4 2.325,2 34,8

hievon Eisenbahninfrastruktur 1.011,5 1.022,5 11,0

Gesamtausgaben 64.419,8 66.160,8 1.741,0

Quelle: BMF
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Tabelle 4 Gegenüberstellung des BVA 2005 mit dem BVA-E 2006 – Einnahmen

in Mio. ¤ (Rundungsdifferenzen)

2005 2006 Unterschied

BVA BVA-E 

Kapitel 52 Öffentliche Abgaben

Bruttoeinnahmen 56.310,2 58.316,2 2.006,0

Ab-Überweisungen

Länder, Gemeinden, Fonds etc. -16.440,7 -17.028,5 -587,8

EU-Beitrag -2.386,1 -2.386,1 0,0

Öffentliche Abgaben-Netto 37.483,3 38.901,5 1.418,2

Sonstige Einnahmen

Arbeitslosenversicherung 4.225,1 4.331,2 106,0

Sozialversicherung (Kapitel 16) 310,6 12,7 -297,9

Einnahmen des FLAF (2/193) 5.167,7 5.328,6 161,0

hievon Dienstgeberbeiträge 3.562,5 3.687,4 124,9

Gerichtsgebühren 614,4 614,4 0,0

Ersätze der Ämter der Universitäten 646,6 599,5 -47,1

Ersätze der Post- und Telekom AG

für Aktive 884,8 882,4 -2,4

für Pensionen 198,6 185,2 -13,4

Ersätze der ÖBB für Pensionen 450,2 453,6 3,4

Pensionsbeiträge von Unternehmen mit Bundesbediensteten 129,7 128,6 -1,2

Rücklagenentnahmen 168,4 121,9 -46,6

EU-Rückflüsse 1.442,2 1.422,8 -19,4

Einnahmen aus Kassenbewirtschaftung (Kapitel 51) 70,8 96,6 25,8

Siedlungswasserwirtschaft 213,2 275,4 62,2

Dotierung des Katastrophen-Fonds 251,2 267,4 16,2

OeNB-Gewinnabfuhr 255,0 206,0 -49,0

ÖIAG (Darlehensrückzahlung und Zinsen) 0,0 0,0 0,0

Veräußerungserlöse aus Liegenschaften 42,3 42,8 0,5

Veräußerungserlöse 377,3 20,3 -357,0

Einnahmen aus Haftungen (2/547) 880,6 868,8 -11,8

Pensionsbeiträge, -sicherungsbeiträge, Überweisung von PV-Trägern 706,6 711,6 4,9

Finanzschulden und Währungstauschverträge 1.753,7 2.430,4 676,7

Einnahmen aus Kapitalbeteiligungen (ÖIAG etc.) 250,0 200,0 -50,0

Fernmeldebehördliche Gebühren (Kapitel 65) 30,3 29,8 -0,5

Übrige Einnahmen 2.416,5 2.219,8 -196,7

Summe Sonstige Einnahmen 21.485,8 21.449,7 -36,1

Gesamteinnahmen 58.969,1 60.351,2 1.382,1

Quelle: BMF
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Für Zahlungen im Zusammenhang mit dem Bundesim-
mobiliengesetz, v. a. Norm- und Zuschlagsmieten sowie
Betriebskosten für Schulgebäude wendet der Bund 2006
318,3 Mio. ¤ auf, das sind um 11,7 Mio. ¤ mehr als im
Jahr 2005.

Die Studienförderungen werden um 2 Mio. ¤ von 11,2
Mio. ¤ auf 13,2 Mio. ¤ ausgeweitet.

Die Aufwendungen der Zentralleitung werden für Ver-
waltungsinnovationsprojekte (v. a. ELAK, SAP-Einführung,
Bildungsdokumentation) um 11,5 Mio. ¤ erhöht und be-
tragen im Jahr 2006 103,7 Mio. ¤.

Kapitel 13 Kunst
Die Ausgaben des Bundes für die Kunstförderung (inklu-
sive Basisabgeltung für die Bundestheater) sollen im Jah-
re 2006 226,1 Mio. ¤ betragen, das ist eine Erhöhung um
1,6 Mio. ¤ gegenüber dem Jahre 2005 und um 8,4 Mio. ¤
(plus 3,9%) gegenüber dem vorläufigen Erfolg 2004.

Der Bund wird sich an der Sanierung des Bregenzer Fest-
spielhauses mit einem Betrag von insgesamt 14 Mio. ¤
beteiligen, wovon im Jahre 2006, so wie bereits im Jah-
re 2005, ein Betrag von 6,7 Mio. ¤ im Kapitel 13 gesondert
bereitgestellt wird, da Investitionsbeiträge des Bundes in
zentrale kulturelle Einrichtungen in den Bundesländern
nicht zu Lasten des eigentlichen Kunstbudgets des Bun-
des gehen sollen.

Der Bund wird weiters im Jahre 2006 beim Kapitel 13 für
die Durchführung des Mozartjahres 2006 eine Sonder-
subvention von 1 Mio. ¤ dem Salzburger Festspielfonds
zur Verfügung stellen. 

Kapitel 14 Wissenschaft
Die veranschlagten Gesamtausgaben im Kapitel 14 Wis-
senschaft betragen 3.081,0 Mio. ¤. Die Mittel für Fach-
hochschulen steigen dabei um 15 Mio. ¤, von 151,6 Mio. ¤
auf 166,6 Mio. ¤. Die Mittel für die Ämter der Univer-
sitäten sinken um 47,2 Mio. ¤. Hierbei handelt es sich le-
diglich um eine budgettechnische Bilanzverkürzung, da
die korrespondierenden Einnahmen im selben Ausmaße
zurückgehen. 

Mit dem Fachhochschulfinanzierungs- und Entwicklungs-
plan III für die Periode 2005 bis 2010 wird der erfolgrei-
che Weg des zügigen Ausbaus des Fachhochschulsektors
und seiner Positionierung in der österreichischen Bil-
dungslandschaft fortgesetzt. Die Akzeptanz der Absol-

venten – insgesamt bisher 13.000 – in der Wirtschaft ist
groß; 90% finden schon beim Abschluss einen Arbeits-
platz.

Mit der neuen Entwicklungsplanung soll das erfolgrei-
che quantitative Wachstum auch noch qualitativ vertieft
werden. Die Schwerpunkte beim Ausbau liegen dabei im
technisch-naturwissenschaftlichen Bereich, beim Aus-
bau berufsbegleitender Lehrgänge, beim Aufbau von For-
schung und Entwicklung sowie im Bereich der Entwick-
lung von Weiterbildungsangeboten. 

Mit dem Studienjahr 2005/06 wird es sieben neue Stu-
diengänge in verschiedensten zukunftsweisenden Fach-
bereichen auf dem Gebiet der Technik und Ingenieurwis-
senschaften sowie der Wirtschaft geben. Die im BVA 2005
dafür vorgesehenen Mittel von rd. 152 Mio. ¤ werden
entsprechend der Entwicklungsplanung im Jahre 2006
auf rd. 167 Mio. ¤ aufgestockt. Derzeit gibt es rd. 24.000
Studierende an den österreichischen Fachhochschulen.
Bis zum Studienjahr 2009/10 soll die Zahl der Studieren-
den auf 33.000 ansteigen.

Kapitel 15 Soziale Sicherheit
Die Summe der Ausgaben im Kapitel 15 wird für das Jahr
2006 mit 1.883,0 Mio. ¤ veranschlagt (BVA 2005: 1.890,4
Mio. ¤). Davon entfallen 1.403,6 Mio. ¤ auf die Ausga-
ben gemäß Bundespflegegeldgesetz, die gegenüber dem
BVA 2005 infolge des Anstiegs der Anzahl der Anspruchs-
berechtigten um 12,6 Mio. ¤ stiegen. Für Maßnahmen
für Behinderte stehen rd. 73 Mio. ¤ zur Verfügung. Dies be-
deutet gegenüber dem BVA 2005 einen Anstieg um 1 Mio. ¤.
Diesen Mehrausgaben stehen Minderausgaben bei den
Versorgungsgebühren nach dem Kriegsopfer- und dem
Heeresversorgungsgesetz (20 Mio. ¤) sowie im Bereich
der Opferfürsorge (3,4 Mio. ¤) gegenüber, vor allem in-
folge des Rückgangs der Zahl der versorgungsberechtig-
ten Kriegsopfer.

Kapitel 16 Sozialversicherung
Die Summe der Ausgaben im Kapitel 16 wird für das Jahr
2006 mit 7.086,2 Mio. ¤ veranschlagt (BVA 2005: 6.841,6
Mio. ¤).

Im Kapitel 16 entfallen mehr als 85% der Gesamtausga-
ben auf den Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung (oh-
ne Ausgleichszulagen). Dieser ist im Wesentlichen als
Ausfallhaftung konstruiert und dient zur Abdeckung der
Differenz zwischen den Erträgen und den Aufwendun-
gen der Träger der gesetzlichen Pensionsversicherung.
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Eine der wichtigsten Rahmenbedingungen hinsichtlich
der Erträge der Pensionsversicherungsträger ist die Ent-
wicklung der Zahl der versicherten Personen und deren
Einkommen. Im Jahr 2004 waren im Durchschnitt in al-
len Systemen der gesetzlichen Pensionsversicherung (mit
Ausnahme der Versicherungsanstalt des österreichischen
Notariates) rd. 3.230.000 Personen pflichtversichert. Im
Jahr 2005 wird diese Zahl um 0,7% steigen, für das Jahr
2006 wird ebenfalls mit einem Anstieg um 0,7% gerech-
net. Auf Grund der Konjunkturprognose des Österreichi-
schen Institutes für Wirtschaftsforschung vom Dezem-
ber 2004 ist mit folgenden Steigerungsraten der Lohn-
und Gehaltssumme pro Kopf zu rechnen: 2,3% im Jahr
2005 und 2,5% im Jahr 2006. Diese beiden Entwicklun-
gen sind für den Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung
von besonderer Bedeutung, da jede Veränderung um 0,1%-
Punkt unmittelbar zu einer Erhöhung bzw. Verringerung
der Ausfallhaftung des Bundes im Ausmaß von etwa 16
Mio. ¤ führt.

Die Ausgaben der Pensionsversicherungsträger (ohne Be-
rücksichtigung der Ausgleichszulagen, die ja nur eine
Durchlaufposition darstellen) bestehen zu etwa 95% aus
dem Pensionsaufwand und den damit verbundenen Auf-
wendungen für die Krankenversicherung der Pensionis-
ten. Für die Entwicklung dieser Aufwandspositionen sind
einerseits die Entwicklung der Zahl der Pensionsempfän-
ger und andererseits die Höhe der Pensionsleistungen
maßgebend. Im Bereich der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung betrug die Zahl aller Pensionen im Jahr 2004 im
Durchschnitt rd. 2.025.000. Somit entfielen in diesem
Jahr auf 1.000 Pflichtversicherungen 627 Pensionsbezü-
ge. In den Jahren 2005 und 2006 ist mit einer nahezu
gleich bleibenden Belastungsquote zu rechnen.

Die Entwicklung der Höhe der Durchschnittspensionen
ist im Wesentlichen durch zwei Faktoren bestimmt. Zum
einen durch einen Struktureffekt, der dadurch entsteht,
dass ständig tendenziell niedrigere Pensionen wegfallen
und tendenziell höhere Pensionen zum Pensionsstand
dazukommen, zum anderen durch die jährliche Pensions-
anpassung. Im Jahr 2004 wurden Pensionen bis zu ei-
ner Höhe von 667,80 ¤ um 1,5% erhöht, höhere Pensio-
nen um einen monatlichen Fixbetrag von 10,02 ¤. Da-
rüber hinaus erhielten Pensionsbezieher mit einem mo-
natlichen Gesamtpensionseinkommen von nicht mehr
als 780 ¤ eine Einmalzahlung von 0,6% ihres jährlichen
Gesamtpensionseinkommens. Die Ausgleichszulagen-
Richtsätze wurden um 1,5% angehoben, der Richtsatz
für Verheiratete um 5,1%. Die Kosten für Anpassung,

Ausgleichszulagenerhöhung und Einmalzahlung haben
im Jahr 2004 rd. 270 Mio. ¤ betragen. Mit 1.1.2005 wur-
den Pensionen bis zu einer Höhe von 686,70 ¤ um 1,5%
erhöht, höhere Pensionen um einen monatlichen Fixbe-
trag von 10,30 ¤. Die Ausgleichszulagen-Richtsätze wur-
den um 1,5% angehoben. Die Kosten für Anpassung und
Ausgleichszulagenerhöhung werden im Jahr 2005 rd.
220 Mio. ¤ betragen. 

Gemessen am BIP sinkt der Anteil der Bundesbeiträge in
den Jahren 2004 bis 2006 von rd. 2,5% auf rd. 2,4%; ein-
schließlich Ausgleichszulagen sinkt er von rd. 2,9% auf
rd. 2,8%. Dieser Rückgang ist vor allem auf die durchge-
führten Pensionsreformen zurück zu führen.

Die Verringerung der Einnahmen gegenüber dem BVA
2005 iHv 297,9 Mio. ¤ ist auf den Wegfall von Abrech-
nungsresten zurückzuführen.

Kapitel 17 Gesundheit und Frauen
Die Summe der Ausgaben im Kapitel 17 wird für das Jahr
2006 mit 628,6 Mio. ¤ veranschlagt (BVA 2005: 623,0
Mio. ¤). Wesentlichste Änderungen gegenüber dem BVA
2005 sind höhere Zahlungen nach dem Krankenanstal-
tengesetz infolge eines zu erwartenden höheren Umsatz-
steuer-Aufkommens (3,5 Mio. ¤), die Errichtung einer
Schaf- und Ziegendatenbank (1 Mio. ¤), sowie die Durch-
führung sonstiger Projekte (1,1 Mio. ¤). 

Der budgetäre Schwerpunkt im Kapitel 17 liegt bei den
Zweckzuschüssen nach dem Krankenanstaltengesetz mit
rd. 411 Mio. ¤ (BVA 2005: rd. 408 Mio. ¤).

Die Einnahmen bleiben mit 56,8 Mio. ¤ unverändert
gegenüber 2005.

Kapitel 19 Familie, Generationen, Konsumentenschutz
Die Gesamtausgaben im Kapitel 19 sind mit 5.788,9 Mio. ¤
budgetiert (BVA 2005: 5.618,4 Mio. ¤). Der allergrößte
Teil davon entfällt auf den Ausgleichsfonds für Familien-
beihilfen (FLAF). Dieser erbringt einen wesentlichen Bei-
trag zur Finanzierung der Kindererziehungszeiten in der
Pensionsversicherung.

Die Gesamtausgaben des FLAF betrugen im Jahr 2004
5.053 Mio. ¤ und sind im Jahr 2005 iHv 5.167,7 Mio. ¤
veranschlagt. Im Budget 2006 sind durch die Auswirkun-
gen der Änderungen zur Finanzierung der Kindererzie-
hungszeiten Gesamtausgaben iHv 5.328,6 Mio. ¤ vorge-
sehen.
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Mit dem Pensionsharmonisierungsgesetz wurden die
Kindererziehungszeiten neu geregelt. In der Vergan-
genheit waren vom FLAF für die BezieherInnen von Ka-
renzgeld und ab 1. Jänner 2002 von Kinderbetreuungs-
geld Pensionsbeiträge zu leisten. Beitragsgrundlage war
das Karenzgeld bzw. der Ausgleichszulagenrichtsatz.
Der Beitragssatz betrug 22,8%. In den Jahren 2002 bis
2004 war die Höhe des Pensionsbeitrages im Gesetz
gedeckelt.

Hinkünftig sind Personen, die ihr Kind in den ersten 48
Lebensmonaten nach der Geburt tatsächlich und über-
wiegend im Inland erziehen, unabhängig vom Bezug von
Kinderbetreuungsgeld, pensionsversichert. Bei Mehrlings-
geburten gilt diese Form der Pensionsversicherung bis
zum 60. Lebensmonat der Kinder. Als Beitragsgrundlage
wurden im Gesetz 1.350 ¤ normiert. Der Beitragssatz
blieb mit 22,8% unverändert. Durch die höhere Beitrags-
grundlage und die Ausweitung der Beitragsmonate steigt
der Pensionsbeitrag deutlich an.

Kapitel 20 Äußeres
Die Ausgaben beim Kapitel 20 sollen gegenüber dem
BVA 2005 um 8 Mio. ¤ auf 388,0 Mio. ¤ ansteigen (BVA
2005: 380,0 Mio. ¤). Ausschlaggebend dafür ist vor al-
lem die EU-Präsidentschaft, wofür im Jahr 2006 25 Mio. ¤
als Zentralbudget (BVA 2005: 15 Mio. ¤) und weitere
4,6 Mio. ¤ (BVA 2005: 1 Mio. ¤) als Ressortbudget ver-
anschlagt sind. Die Ausgaben für Entwicklungszusam-
menarbeit werden neuerlich geringfügig angehoben.
Nach Abschluss der Adaptierungsarbeiten bzw. der Über-
siedlung in das neue Amtsgebäude Minoritenplatz 8
reduzieren sich die Ausgaben im Bereich der Zentral-
leitung um rd. 7 Mio. ¤ auf rd. 60 Mio. ¤ gegenüber
2005.

Die budgetären Schwerpunkte liegen bei den österreichi-
schen Vertretungsbehörden im Ausland mit Ausgaben
von rd. 138 Mio. ¤ (BVA 2005: rd. 134 Mio. ¤), den Bei-
trägen an Internationale Organisationen (insbesondere
an die UNO für friedenserhaltende Operationen) mit ins-
gesamt rd. 59 Mio. ¤ (BVA 2005: rd. 65 Mio. ¤) und der
Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit mit rd.
94 Mio. ¤ (BVA 2005: rd. 90 Mio. ¤).

Kapitel 30 Justiz
Die Ausgaben im Kapitel 30 sind für das Jahr 2006 mit
975,9 Mio. ¤ veranschlagt. Dies bedeutet gegenüber dem
vorläufigen Erfolg 2004 einen Anstieg der Ausgaben um
rd. 53,4 Mio. ¤. Gegenüber dem BVA 2005 ergibt sich

keine Veränderung, da die Schwerpunkte, die für das Jahr
2005 gesetzt wurden, auch im Jahr 2006 weiter verfolgt
werden. Dies betrifft insbesondere

• die ausreichende Vorsorge für die weiterhin hohen Häft-
lingszahlen (Personal- und Sachaufwand),

• den weiteren Ausbau der Haftraumkapazitäten, 
• die Sicherstellung des Einsatzes modernster wissen-

schaftlicher und technischer Standards im Sachver-
ständigenbereich und 

• die Bereitstellung der erforderlichen Mittel für die Ver-
eine für Sachwalterschaft zur Umsetzung der Bewoh-
nervertretung gemäß dem neuen Heimaufenthaltsge-
setz. 

Kapitel 40 Militärische Angelegenheiten
Mit den für das Jahr 2005 zur Verfügung gestellten Mit-
teln iHv 1.810,0 Mio. ¤ ist für die Modernisierung der
Ausrüstung des Bundesheeres (z. B. Beschaffung von
LKWs) und der Ausstattung seiner Soldaten (funktionel-
lere Bekleidung), für die Weiterführung der im Jahr 2005
begonnenen Heeresreform sowie für den Aufbau und die
Ausstattung jener Truppeneinheiten für Auslandseinsät-
ze, zu denen sich Österreich gegenüber der Europäischen
Union im Rahmen der Europäischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik verpflichtet hat, vorgesorgt.

Kapitel 50 Finanzverwaltung
Im Vergleich zum BVA 2005 ist für 2006 eine weitere
Reduktion der Ausgaben in der Finanzverwaltung ge-
plant. Die budgetierten Ausgaben sinken um fast 40 Mio. ¤
von 2.007,4 Mio. ¤ (2005) auf 1.967,9 Mio. ¤ (2006).
Der Großteil davon (34,5 Mio. ¤) ist auf Einsparungen
bei der Zoll- und Abgabenverwaltung zurückzuführen.
Mit Wirksamkeit 1. Mai 2004 wurde die Organisations-
struktur der gesamten Finanz- und Zollverwaltung grund-
legend verändert. Die Finanz- und Zollämter wurden ge-
strafft (41 statt 80 Finanzämter, 15 statt 62 Zollämter).
Die sieben Finanzlandesdirektionen wurden abgeschafft
und durch fünf schlankere Steuer- und Zollkoordinatio-
nen ersetzt. 

Kapitel 51 Kassenverwaltung
Das Kapitel 51 Kassenverwaltung umfasst die Einnah-
men und Ausgaben aus der Veranlagung von Kassenmit-
teln des Bundes, die Rücklagenentnahmen und -zufüh-
rungen, die Pauschalvorsorge sowie die Einnahmen aus
den EU-Fonds. Insgesamt sieht dieses Kapitel im BVA-E
2006 Ausgaben von 1.018,0 Mio. ¤ und Einnahmen von
1.916,7 Mio. ¤ vor.                                        weiter auf S. 22
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Tabelle 5 Entwicklung der Aktivitätsausgaben (UT 0)1

in Mio. ¤

Kapitel 2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

01 Präsidentschaftskanzlei 3,1 3,2 3,1 3,3 3,5 3,5

02 Bundesgesetzgebung 15,6 16,6 16,6 17,3 17,4 17,5

03 Verfassungsgerichtshof 2,8 3,0 3,2 3,1 3,2 3,2

04 Verwaltungsgerichtshof 9,8 10,1 10,3 10,4 10,3 10,3

05 Volksanwaltschaft 2,4 2,4 2,6 2,6 2,7 2,8

06 Rechnungshof 17,5 17,8 18,0 17,3 18,0 18,6

10 Bundeskanzleramt 44,0 45,7 49,3 45,8 48,3 48,9

11 Inneres 1.199,4 1.223,0 1.205,7 1.243,6 1.262,7 1.249,8

12 Bildung und Kultur 2.114,5 2.181,2 2.181,9 2.194,2 2.252,9 2.310,0

13 Kunst 3,4 3,4 3,7 3,6 3,7 3,7

14 Wissenschaft2 1.056,5 1.058,1 748,6 653,6 659,4 612,3

15 Soziale Sicherheit 69,4 59,2 51,4 51,1 51,4 51,4

17 Gesundheit und Frauen 14,8 26,3 32,0 37,2 37,7 37,7

20 Äußeres 67,7 69,0 69,2 69,1 70,2 70,3

30 Justiz 442,6 448,0 444,1 451,1 475,0 475,1

40 Militärische Angelegenheiten 777,9 816,9 820,5 820,5 847,8 873,1

50 Finanzverwaltung3 553,4 553,2 565,9 509,2 568,5 557,7

60 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 139,8 138,4 135,2 140,2 130,5 130,6

63 Wirtschaft und Arbeit 118,9 190,9 195,9 187,6 191,2 190,4

64 Bauten und Technik 71,5 -- -- -- -- --

65 Verkehr, Innovation und Technologie 53,1 51,9 55,3 51,3 55,3 54,5

70 Öffentliche Leistung und Sport 8,7 2,7 -- -- -- --

Kapitel 01-70 (ohne 50830) 6.786,9 6.921,0 6.612,5 6.512,2 6.709,7 6.721,3

50830 Amt der Post- und Telekom AG 1.016,5 908,8 1.009,4 794,2 838,2 833,9

Summe Aktivitätsausgaben 7.803,4 7.829,9 7.621,9 7.306,4 7.547,9 7.555,2
1Durch div. BMG-Novellen und Ausgliederungen ist nur ein bedingter Vergleich möglich.
2Ausgliederung der Universitäten mit 1.1.2004.
3Kapitel 50 ohne Amt der Post- und Telekom Austria (VA-Ansatz 50830).

Quelle: BMF
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Tabelle 6 Pensionsausgaben für Bundesbeamte (Kapitel 55)

in Mio. ¤ (Rundungsdifferenzen)

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Gebarungsgruppe 0

Kapitel 55 Pensionen 2.648,2 2.774,4 2.811,1 2.927,2 3.133,9 3.208,9

Sachaufwand: VA-Ansätze 1/55507 und 1/55517

Österreichische Bundesbahnen1 1.701,0 1.721,8 1.730,0 1.699,3 1.783,9 1.790,6

Post und Telekom Austria AG1 978,4 1.068,5 1.102,8 1.134,0 1.156,8 1.161,7

Summe Sachaufwand 2.679,4 2.790,2 2.832,8 2.833,3 2.940,6 2.952,3
1Beträge ohne Pflegegeld 

Quelle: BMF

Tabelle 7 Aktivitäts- und Pensionsausgaben für Landeslehrer

in Mio. ¤ (Rundungsdifferenzen)

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Aktivitätsausgaben

Allgemein bildende Pflichtschulen 2.672,0 2.672,0 2.667,5 2.668,7 2.599,4 2.568,3

Berufsbildende Pflichtschulen 104,5 105,6 106,9 105,5 110,0 110,0

Land- und forstwirtschaftliche Schulen 33,8 33,4 33,4 33,4 33,4 33,4

Summe Aktivitätsausgaben 2.810,3 2.811,0 2.807,8 2.807,6 2.742,8 2.711,8

Pensionen1 744,5 836,4 781,7 900,1 909,5 957,2

Gesamtausgaben 3.554,8 3.647,4 3.589,5 3.707,7 3.652,3 3.669,0
1Beträge ohne Pflegegeld 

Quelle: BMF
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Von den Gesamtausgaben entfallen 518,7 Mio. ¤ auf die
Pauschalvorsorge für Sachausgaben, 220,0 Mio. ¤ auf die
Pauschalvorsorge für das Forschungs- und Offensivpro-
gramm und 270,4 Mio. ¤ auf Mittel für Zwecke der Sied-
lungswasserwirtschaft, die an das Kapitel 61 weiterge-
leitet werden. 

Von den Gesamteinnahmen iHv 1.916,7 Mio. ¤ entfallen
1.421,5 Mio. ¤ auf die Rückflüsse aus dem EU-Haushalt.
Für Zahlungen der EU im Rahmen der gemeinschaftlichen
Marktordnung ist für 2005 ein Betrag von rd. 1.187 Mio. ¤
zu erwarten. An Rückflüssen aus den Fonds (Europäischer
Sozialfonds, Europäischer Regionalfonds und Europäi-
scher Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft – EAGFL) werden 2006 234,5 Mio. ¤ und aus den
Erträgen aus dem Effekten- und Geldverkehr 96,6 Mio. ¤
erwartet. Die zweckgebundenen Einnahmen des Sonder-
kontos für Zwecke der Siedlungswasserwirtschaft sind
mit 275,4 Mio. ¤ budgetiert. An Rücklagenentnahmen
sind 121,9 Mio. ¤ vorgesehen. 

Kapitel 52 Öffentliche Abgaben
Die Gesamteinnahmen aus Öffentlichen Abgaben (Kapi-
tel 52) sind im BVA-E 2006 brutto mit 58,3 Mrd. ¤ und
netto, d. h. nach Abzug der Ertragsanteile der Länder und
Gemeinden, der Beiträge an den EU-Haushalt und die
sonstigen Überweisungen, mit 38,9 Mrd. ¤ budgetiert.
Die Einkommensteuer steigt dabei gegenüber dem BVA
2005 um 0,4 Mrd. ¤, die Lohnsteuer um 0,7 Mrd. ¤, die
Kapitalertragsteuer I um rd. 0,2 Mrd. ¤, die Körperschaft-
steuer sowie die Umsatzsteuer jeweils um 0,3 Mrd. ¤. Die
Bruttoabgaben liegen um rd. 2,0 Mrd. ¤, die Nettoabga-
ben um rd. 1,4 Mrd. ¤ über dem BVA 2005. 

Die Basis für die Schätzung des Abgabenaufkommens
2006 sind der vorläufige Erfolg 2004 und die Wirt-
schaftsprognosen vom Dezember 2004 für die Jahre
2005 und 2006. Die so erhaltenen Schätzungen wur-
den um die Effekte der Steuerreformen 2004 und 2005
und anderer steuerlicher Maßnahmen (Konjunkturpa-
kete) bereinigt.

Da die Arbeitnehmerentgelte nach den Prognosen 2004
und 2005 schwächer gestiegen sind bzw. steigen und
die Zinsen niedrig bleiben, sollte die Gewinnentwicklung
dieser Jahre und damit auch der wesentlichen Steuer-
basis für Einkommen- und Körperschaftsteuer der je-
weiligen Folgejahre weiterhin relativ gut sein. Bei der
Einkommensteuer werden sich allerdings die Begünsti-
gung des nicht entnommenen Gewinns und die Tarif-

senkung erst dann voll auswirken. Anderseits wirkt sich
das Auslaufen der Investitionszuwachsprämie günstig
auf das Steueraufkommen aus. Bei der Körperschaft-
steuer ist schwierig einzuschätzen, zu welchem Teil die
Senkung 2005 bereits durch VZ-Herabsetzungen im sel-
ben Jahr wirksam wird (Annahme: zu etwa 2/3). Je we-
niger dies geschieht, desto stärker ist die Auswirkung
auf das Aufkommen 2006 und z. T. 2007, weil einma-
lig die Senkung der Vorauszahlungen und der Steuer für
das Vorjahr zusammen fallen. Die Lohnsteuer wird 2005
wegen der Steuerreform rückläufig sein, im Jahr 2006
sollte sie – mit Ausnahme einer Restwirkung der Re-
form zu Jahresbeginn – wieder wie üblich (Elastizität
etwa 1 1/2) steigen. 

Die Kapitalertragsteuer I dürfte ab 2006 deutlich stei-
gen, weil die höheren Nettogewinne zu einer Zunahme
der Ausschüttungen führen sollten. Für die Kapitalertrag-
steuer II wurde angenommen, dass das Zinsniveau leicht
steigt und die Veranlagungen sich etwa parallel zum BIP
entwickeln. Die Kapitalertragsteuer III (für Veranlagun-
gen von Bürgern anderer EU-Staaten) lässt sich besten-
falls größenordnungsmäßig schätzen, sie spielt aber für
die Budgetfinanzierung wenig Rolle, da 75% an die je-
weiligen Staaten zu überweisen sind. Der Wohnbauför-
derungsbeitrag sollte sich etwa parallel zur gesamtwirt-
schaftlichen Lohnsumme entwickeln.

Für die Umsatzsteuer wurde angenommen, dass sie etwas
unterproportional zum privaten und öffentlichen Konsum
steigt. Bei der Tabaksteuer wird nach der Erhöhung 2005
mit keiner weiteren Steigerung gerechnet. Mineralölsteu-
er, Alkoholabgaben und Energiesteuern werden als Men-
gensteuern deutlich unterproportional steigen. Dies gilt
voraussichtlich auch für die motorbezogene Versiche-
rungssteuer und die KFZ-Steuer. Besonders schwierig zu
schätzen sind die Nebenansprüche und Resteingänge weg-
gefallener Abgaben, weil hier auch die stark schwanken-
de Entwicklung der Steuerguthaben verbucht wird. Es wird
angenommen, dass nach den Abnahmen 2003 und 2004
diese Guthaben wieder leicht steigen werden.

Kapitel 53 Finanzausgleich
Im Kapitel 53 sind die über die Ertragsanteile hinaus-
gehenden Leistungen des Bundes an die Länder und
Gemeinden im Rahmen des Finanzausgleichs veran-
schlagt. Dazu gehören vor allem die Zahlungen auf Ba-
sis des Finanzausgleichsgesetzes 2005, des Zweckzu-
schussgesetzes 2001 und des Katastrophenfondsgeset-
zes 1996. 
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Die Entwicklung der Ausgaben gegenüber den Vorjahren
wird durch zwei Faktoren bestimmt: nämlich durch die
Entwicklung der Abgabeneinnahmen im Kapitel 52 und
durch das Ergebnis der Verhandlungen über den Finanz-
ausgleich 2005 bis 2008.

Insbesondere die Bedarfszuweisungen an die Länder zum
Haushaltsausgleich (VA-Ansatz 1/53027), die Finanzzuwei-
sung an Länder für umweltschonende und energiesparen-
de Maßnahmen (VA-Ansatz 1/53047), die Finanzzuweisun-
gen an Länder und Gemeinden in Nahverkehrsangelegen-
heiten (VA-Ansatz 1/53097) und – zumindest für die Bud-
getierung – auch die Mittel für den Katastrophenfonds (die
tatsächlichen Ausgaben richten sich naturgemäß auch nach
der Höhe der Schäden) hängen von den Einnahmen aus öf-
fentlichen Abgaben ab. Letztlich hängen auch der Ertrags-
anteilekopfquoten-Ausgleich der Länder (VA-Ansatz
1/53007) und die Finanzkraftstärkung der Gemeinden (VA-
Ansatz 1/53017) von den Abgabeneinnahmen ab, und zwar
indirekt über die Entwicklung der Ertragsanteile.

Als eines der Ergebnisse der Verhandlungen über den Fi-
nanzausgleich für die Jahre 2005 bis 2008 gewährt der
Bund den Ländern und Gemeinden zusätzliche Bedarfs-
zuweisungen iHv 200 Mio. ¤ jährlich (sowie 12 Mio. ¤
für Landeslehrer, siehe Kapitel 12), davon entfallen 100
Mio. ¤ auf die Bedarfszuweisungen an die Länder im An-
satz 1/53027 und 100 Mio. ¤ auf die Bedarfszuweisun-
gen an die Gemeinden im Ansatz 1/53057. Von diesen
zusätzlichen Gemeindemitteln dienen 61 Mio. ¤ als Aus-
gleich für die Mindereinnahmen der Städte aus der Re-
form des abgestuften Bevölkerungsschlüssels.

Als Summe dieser Effekte steigen die Ausgaben lt. BVA-E
im Vergleich zum vorläufigen Erfolg 2004 um 8,5% bzw.
im Vergleich zum BVA 2005 um 3,7%. Insgesamt sind im
Kapitel 53 im BVA-E 2006 4.341,2 Mio. ¤ vorgesehen, um
155 Mio. ¤ mehr als im BVA 2005. Die Bedarfszuweisun-
gen an die Länder steigen um 134,3 Mio. ¤, von 790,6
Mio. ¤ (2005) auf 924,9 Mio. ¤. Weiters steigen die zweck-
gebundenen Mitteln des Katastrophenfonds um 16,2 Mio. ¤
auf 267,4 Mio. ¤. Auch steigen die Zuweisungen für die
Krankenanstaltenfinanzierung geringfügig, von 113,0 Mio. ¤
auf 114,6 Mio. ¤. Für die Finanzierung der ehemaligen
Bundesstraßen sind 262,6 Mio. ¤ vorgesehen. Der Zweck-
zuschuss des Bundes an die Länder zur Wohnbauförde-
rung, zur Verbesserung der Infrastruktur und zur Finan-
zierung von Maßnahmen zur Reduktion von Treibhaus-
gasen („Kyoto-Ziel“) beträgt 1.780,5 Mio. ¤. Die Zuwei-
sungen für den Nahverkehr betragen 217,8 Mio. ¤.

Kapitel 54 Bundesvermögen
Die veranschlagten Ausgaben im Kapitel 54 entsprechen
im Wesentlichen dem BVA 2005. Von den gesamten Aus-
gaben iHv rd. 1.134,5 Mio. ¤ entfallen rd. 110 Mio. ¤ auf
Verpflichtungen gegenüber internationalen Finanzinsti-
tutionen. 890,4 Mio. ¤ sind für Ausgaben im Rahmen
der Haftungsübernahmen präliminiert. Der Großteil da-
von ist zweckgebunden und findet den Niederschlag in
gleicher Höhe auf der Einnahmenseite. Für sonstige be-
sondere Zahlungsverpflichtungen sind 129,7 Mio. ¤ vor-
gesehen.

Auf der Einnahmenseite findet neben den Transaktio-
nen im Zusammenhang mit den Haftungen die Privati-
sierungs- und Veräußerungspolitik der Bundesregierung
durch Veranschlagungen bei den Veräußerungserlösen
sowie Dividendenzahlungen (insbesondere ÖIAG und
OeNB) ihren Niederschlag. Die Erlöse aus der Veräuße-
rung von Beteiligungen gehen durch den Wegfall der
Veräußerungserlöse aus dem Verkauf der Bundeswohn-
baugesellschaften von 377,3 Mio. ¤ (BVA 2005) um 357
Mio. ¤ auf 20,3 Mio. ¤ zurück. Die Einnahmen aus Di-
videnden der ÖIAG wurden mit 200,0 Mio. ¤ veran-
schlagt, d. h. um 50 Mio. ¤ weniger als im Jahr zuvor.
Die Gewinnabfuhr der OeNB an den Bund wurde mit
212,4 Mio. ¤ angesetzt, um rd. 49 Mio. ¤ niedriger als
im BVA 2005. Die zweckgebundenen Einnahmen im Rah-
men der Ausfuhrförderung sind mit 804,8 Mio. ¤ ver-
anschlagt; dies entspricht in der Größenordnung dem
BVA 2005. 

Kapitel 55 Pensionen
Im Kapitel 55 werden die Ausgaben für die Pensionen der
Hoheitsverwaltung, der Landeslehrer sowie der Bahn und
Post und sonstiger ausgegliederter Einrichtungen veran-
schlagt. Im BVA-E 2006 wurden für den gesamten Pen-
sionsaufwand im Kapitel 55 7.283,5 Mio. ¤ veranschlagt
(BVA 2005: 7.143,0 Mio. ¤). Der Anstieg resultiert einer-
seits aus der gestiegenen Inflationsrate, andererseits aus
einer höheren Anzahl an Neupensionierungen bei den
ÖBB, den Nachfolgeunternehmungen der Post und den
Landeslehrern. Die Pensionsausgaben für die Bedienste-
ten der Hoheitsverwaltung des Bundes (UT 0) sind mit
3.208,9 Mio. ¤ budgetiert (BVA 2005: 3.133,9 Mio. ¤, sie-
he Tabelle 6). Die Ausgaben für den Ersatz des Pensions-
aufwandes der Landeslehrer belaufen sich auf 957,2 Mio. ¤
(BVA 2005: 925,6 Mio. ¤, siehe Tabelle 7). Die sonstigen
Pensionsleistungen (hauptsächlich Pensionen der ÖBB
und Post) sind mit 2.952,3 Mio. ¤ veranschlagt (BVA 2005:
2.940,6 Mio. ¤, siehe Tabelle 6).
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Auf der Einnahmenseite ist 2006 gegenüber 2005 mit Min-
dereinnahmen bei den Beiträgen von Unternehmungen mit
Bundesbediensteten (Deckungsbeiträge) auf Grund des
Rückganges aktiver Bediensteter zu rechnen. Weiters fällt
die einmalige Transferleistung der Österreichischen Bundes-
forste iHv 100,0 Mio. ¤ weg, die 2005 geleistet wird.

Kapitel 58 Finanzierungen, Währungstauschverträge
Die Ausgaben des Kapitels 58 steigen von 8.815,7 Mio. ¤
(BVA 2005) auf 9.365,2 Mio. ¤ (BVA-E 2006), die Einnah-
men von 1.753,7 Mio. ¤ (BVA 2005) auf 2.430,4 Mio. ¤
(BVA-E 2006). Da es sich bei den Beträgen teilweise um
„Bilanzverlängerungen“ handelt, ist für die ökonomische
Beurteilung die Nettodarstellung der Ausgaben, d. h. die
um die Einnahmen verringerten Ausgaben, aussagekräf-
tiger. Die so errechneten Netto-Ausgaben gehen von
7.062,0 Mio. ¤ (BVA 2005) auf 6.934,8 Mio. ¤ (BVA-E
2006) oder um 127,2 Mio. ¤ zurück. Die geringeren Netto-
Ausgaben sind vorwiegend auf niedrigere Zinssätze für
Schuldaufnahmen 2006 sowie geringerem sonstigen Auf-
wand im Vergleich zum BVA 2005 zurückzuführen.

Kapitel 60 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft
Die Kapitelsumme erhöht sich ausgabenseitig um 62,1
Mio. ¤ oder um 3,0% auf 2.113,6 Mio. ¤ (BVA 2005:
2.051,6 Mio. ¤). Diese Steigerung geht auf folgende Fak-
toren zurück:

• Förderungen in ausschließlicher EU-Finanzierung: Die
Milchprämie, die bereits 2004 erstmals zahlungswirk-
sam wurde, steigt entsprechend den EU-rechtlichen
Vorgaben deutlich an (Ausgabensteigerung um 27,2
Mio. ¤ auf 736,5 Mio. ¤). Da es sich dabei um EU-Mittel
handelt, ist diese Steigerung im Bundeshaushalt je-
doch saldenneutral (zusätzliche Einnahmen bei Kapi-
tel 51, allenfalls jedoch erst im folgenden Haushalts-
jahr zahlungswirksam).

• Förderungen in Kofinanzierung mit der EU: Die Veran-
schlagung der EU-Mittel wurde um 29,7 Mio. ¤ auf
885,3 Mio. ¤ angehoben. Dadurch ist die Ausführung
des Programms der Ländlichen Entwicklung sicherge-
stellt. Da es sich dabei um EU-Mittel handelt, ist die-
se Steigerung im Bundeshaushalt saldenneutral (zu-
sätzliche Einnahmen bei Kapitel 51). 

• Nationale Agrarförderungen wurden um weitere 4,9
Mio. ¤ auf 112,1 Mio. ¤ aufgestockt. Damit kann das
3 Mrd. ¤-Paket für die Landwirtschaft und die erforder-
liche Kofinanzierung jedenfalls sichergestellt werden.

Die budgetierten Einnahmen betragen 2006 rd. 191,8 Mio. ¤. 

Kapitel 61 Umwelt
Kapitel 61 Umwelt sieht im BVA-E Gesamtausgaben von
559,5 Mio. ¤ (BVA 2005: 524,9 Mio. ¤) und Gesamtein-
nahmen von 313,0 Mio. ¤ (2005: 298,4 Mio. ¤) vor.

Entsprechend dem Regierungsprogramm werden die Aus-
gaben für den Klimaschutz im Jahr 2006 zur Erreichung
des Kyoto-Zieles gegenüber dem Budget 2005 um wei-
tere 30 Mio. ¤ erhöht. Diese Mittel werden für zusätzli-
che Maßnahmen im Bereich der Umweltförderung im In-
land und dem österreichischen JI/CDM-Programm, ent-
sprechend der Bestimmungen des Umweltförderungsge-
setzes, eingesetzt. Darüber hinaus werden auch im Be-
reich des Umweltschutzes verstärkt klimarelevante Pro-
jekte gefördert bzw. Maßnahmen zur Reduktion der Emis-
sion von Treibhausgasen finanziert, so z. B. im Rahmen
des Programms „Klima aktiv“. Dabei handelt es sich um
ein Bündel von themenspezifischen Aktionsprogrammen
die der Umsetzung der nationalen Klimastrategie dienen
sollen. Dies soll durch Ergänzung vorhandener Instru-
mente bzw. einer Verbesserung der Fördereffizienz, un-
ter anderem in den Bereichen „Erneuerbare Energieträ-
ger“, „Bauen“ oder „Mobilität“, erreicht werden.

In der Siedlungswasserwirtschaft wurde der jährliche Zu-
sagerahmen für Förderungen iHv rd. 218,019 Mio. ¤ bis
zum Jahr 2008 verlängert. Diese Förderungen werden pri-
mär als Annuitätenzuschüsse über einen Zeitraum von
25 Jahren gewährt, weshalb sich die Ausgaben im Bud-
get 2006 gegenüber dem Vorjahr nur um rd. 15 Mio. ¤
erhöhen.

Das Aufkommen an Altlastenbeiträgen wird gegenüber
dem Budget 2005 um 10 Mio. ¤ geringer geschätzt. Da-
durch verringern sich auch im selben Ausmaß die Aus-
gaben für Altlastensanierungsmaßnahmen. Da die kos-
tenintensive Sanierung der Fischer-Deponie weitgehend
abgeschlossen ist (Gesamtvolumen rd. 140 Mio. ¤), sind
auch die Ausgaben für Ersatzvornahmen bei Altlasten
weiter rückläufig.

Kapitel 63 Wirtschaft und Arbeit
Die Summe der Ausgaben im Kapitel 63 wird für das Jahr
2006 mit 5.721,7 Mio. ¤ veranschlagt (BVA 2005: 5.604,4
Mio. ¤).

Wesentlichste Änderung gegenüber dem BVA 2005 sind
höhere Leistungen in der zweckgebundenen Gebarung
Arbeitsmarktpolitik, insbesondere auf Grund eines erwar-
teten Anstiegs des Übergangsgeldes, einer Erhöhung der
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Der BVA-E 2005 sah im allgemeinen Haushalt Ausgaben
von rd. 64,0 Mrd. ¤, Einnahmen von rd. 58,9 Mrd. ¤ und
ein administratives Defizit von rd. 5,1 Mrd. ¤ vor. Der im
vergangenen November vom Nationalrat beschlossene
BVA 2005 weist im allgemeinen Haushalt Ausgaben von
rd. 64,4 Mrd. ¤, Einnahmen von rd. 59,0 Mrd. ¤ und ein

administratives Defizit von 5,45 Mrd. ¤ oder 2,2% des
BIP aus. 

Der Anstieg des Defizits gegenüber dem Budgetentwurf
um rd. 0,3 Mrd. ¤ ist darauf zurückzuführen, dass die Län-
der und Gemeinden infolge des erst nach Vorlage des

4.2 Budget 2005

ESF-Mittel (2 Mio. ¤), einer höheren Überweisung von
Mitteln aus der unternehmensbezogenen Arbeitsmarkt-
förderung an das Arbeitsmarktservice – AMS (13,2 Mio. ¤),
sowie die Erhöhung des Bundesbeitrages zur Arbeits-
marktpolitik (0,9 Mio. ¤).

Die Schwerpunkte des Jahres 2006 liegen im Bereich Wirt-
schaft hauptsächlich in der KMU-Förderung und der Inter-
nationalisierungsoffensive. Einen weiteren Schwerpunkt
bilden Förderungsmaßnahmen im Bereich Technologie. 

Im Bereich Arbeit liegt die Konzentration auf dem Grund-
satz der Aktivierung zur Arbeitsaufnahme vor passiver
Versorgung durch Arbeitslosengeld mit dem Ziel, unver-
meidbare Phasen der Arbeitslosigkeit kurz zu halten und
damit dauerhaftere Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt früh-
zeitig zu bekämpfen. Besonders wichtig ist dies im Rah-
men der Lissabon-Ziele, v. a. bei der Erhöhung der Be-
schäftigungsquote von Frauen und älteren Personen. Un-
verändert hat die umfassende Arbeitsmarktintegration
von Jugendlichen und damit die Absicherung der öster-
reichischen Spitzenposition hohe Priorität. Längerfristig
stabile Erwerbskarrieren sollen durch Teilnahmen an Qua-
lifikationsmaßnahmen von geringer qualifizierten Perso-
nen im Haupterwerbsalter erreicht werden.

Die Einnahmen steigen genauso wie die Ausgaben in
der zweckgebundenen Gebarung Arbeitsmarktpolitik
(101,9 Mio. ¤), nämlich von 4.825,2 Mio. ¤ (2005) auf
4.927,1 Mio. ¤.

Kapitel 65 Verkehr, Innovation und Technologie
Im Kapitel 65 sind die Ausgaben mit 2.325,2 Mio. ¤ bud-
getiert. Im BVA 2005 sind es 2.290,4 Mio. ¤. Dies bedeu-
tet einen Anstieg von 34,8 Mio. ¤.

Die wesentlichsten Ausgaben, außer den Personalausga-
ben mit rd. 54,5 Mio. ¤, sind der öffentliche Personen-

und Nahverkehr (Verkehrsverbünde) iHv rd. 63,6 Mio. ¤,
die Eisenbahn Infrastruktur (inkl. BBT) iHv rd. 1.022,5 Mio. ¤,
die Gemeinwirtschaftlichen Leistungen der ÖBB/Privat-
bahnen iHv rd. 620,6 Mio. ¤, die Gemeinwirtschaftliche
Leistung der Telefonentgeltbefreiung iHv rd. 53,5 Mio. ¤,
der Bundesbeitrag für den U-Bahn Bau in Wien iHv rd.
109 Mio. ¤, die Privatbahnförderung iHv rd. 28,5 Mio. ¤,
Mittel für den Fonds zur Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung iHv rd. 47 Mio. ¤, Mittel für das Austri-
an Research Center (ARC) iHv rd. 49,3 Mio. ¤, die Inno-
vationsförderung iHv rd. 34,0 Mio. ¤, Zahlungen an die
Forschungsförderungs-GmbH (FFG) iHv rd. 58 Mio. ¤, so-
wie der Wasserbau aus Mitteln des Katastrophenfonds
iHv rd. 36,4 Mio. ¤. 

Der Anstieg der Budgetmitteln iHv 34,8 Mio. ¤ resultiert
aus höheren Mittelzuweisungen aus dem zweckgebun-
denen Katastrophenfonds (rd. 12 Mio. ¤), höheren Ent-
geltzahlungen gem. § 11 Abs. 1 des Bundesgesetzes über
die Austro Control Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung (5 Mio. ¤), Zahlungen an die mit 1. Jänner 2005 ge-
gründete Gesellschaft „via donau – Österreichische Was-
serstraßen-Gesellschaft m.b.H“ (rd. 1,8 Mio. ¤), einer über
die allgemeinen Mitteln der Fu.E-Offensive II (siehe Ka-
pitel 51) hinausgehenden Aufstockung der Mittel für For-
schung und Entwicklung und für Eisenbahnprojekte. Für
die Eisenbahn-Infrastruktur stehen 10 Mio. ¤ mehr zur
Verfügung. Auch werden die Mittel für das Projekt Bren-
ner Basistunnel um 1 Mio. ¤ auf 6 Mio. ¤ aufgestockt.
Für überregionale Projekte stehen überdies auch Zusatz-
Finanzierungen der EU zur Verfügung. 

Die Mittel für andere wichtige Maßnahmen der Verkehrs-
infrastruktur wurden bereits im Budget 2005 aufgestockt
und sollen 2006 auf diesem Niveau stabilisiert werden.
Dies betrifft z. B. regionale Maßnahmen wie den Nah-
verkehr, aber auch den Ausbau der Donau östlich, wel-
cher eine überregionale Bedeutung hat. 
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Budgetentwurfs beschlossenen Finanzausgleichs 2005
212 Mio. ¤ mehr Mittel aus dem Bundeshaushalt erhal-
ten. Zusätzlich wurde bei der parlamentarischen Behand-
lung des Budgets 2005 auch der Ersatz des Krankengel-
des für Arbeitslose um 103 Mio. ¤ erhöht.

Im Vergleich zum vorläufigen Erfolg 2004 sinken die Aus-
gaben um rd. 0,5 Mrd. ¤ oder um 0,9%. Die Einnahmen
gehen um 2,3% zurück. Auf der Einnahmenseite schla-
gen vor allem die Steuerentlastungen durch die Steuer-
reform 2004/2005 und die Konjunkturbelebungspakete
durch.

Die Schwerpunkte auf der Ausgabenseite des Budgets
2005 sind:

• Den Ausgaben für Forschung und Entwicklung wird be-
sondere Priorität beigemessen. Aus dem Fu.E-Programm
II stehen 2005 200 Mio. ¤ zur Verfügung, um 20 Mio. ¤
mehr als im BVA 2004. Ziel der Bundesregierung ist es,
die Fu.E-Quote von 1,9% des BIP im Jahre 1999 auf
2,5% bis zum Jahr 2006 anzuheben.

• Überdurchschnittlich steigen auch die Ausgaben für
Sicherheit und außenpolitische Beziehungen. Der An-
stieg im Innenministerium (Kapitel 11) ist vor allem auf
die höheren Ausgaben für die Betreuung von Asylwer-
bern zurückzuführen. Mit dem Anstieg der Ausgaben
im Justizministerium (Kapitel 30) wird in erster Linie
auf die steigenden Häftlingszahlen reagiert. Das Innen-
ministerium und das Justizministerium erhalten darü-
ber hinaus mehr Planstellen. Im Budget der Landesver-
teidigung (Kapitel 40) stehen 70 Mio. ¤ mehr zur Ver-
fügung. Im Budget des Außenministeriums (Kapitel 20)
wurden die Ausgaben im Hinblick auf die Vorbereitun-
gen zum EU-Vorsitz 2006 um 15 Mio. ¤ und für Bei-
träge an internationale Organisationen aufgestockt.

• Für die Erreichung des Kyotoziels werden die Budget-
mittel um weitere 30 Mio. ¤ aufgestockt. Somit ste-
hen 2005 hierfür 60 Mio. ¤ zur Verfügung.

• Im Sozialbereich wurden die Pflegegeldbeträge ab
1.1.2005 um 2% angehoben. Die Ausgaben des Fami-
lienlastenausgleichsfonds steigen gegenüber dem vor-
läufigen Erfolg 2004 um 231,2 Mio. ¤.

• Im Budget des Bildungsministeriums (Kapitel 12 und
14) steigen einerseits die Ausgaben bei den Bundes-
lehrern und bei den Fachhochschulen, andererseits sin-
ken die Personalausgaben beim Personalamt des aus-
gegliederten Personals der Universitäten; hier handelt
es sich allerdings nur um eine verrechnungstechnische
„Bilanzverkürzung“.

• Die seit 2000 durchgeführten Pensionsreformen füh-
ren beim Zuschuss des Bundes zur gesetzlichen Pen-
sionsversicherung (Kapitel 16) zu deutlichen budgetä-
ren Entlastungen.

• Im Bereich der Verwaltungsausgaben ist das Budget
sehr restriktiv. Die Verwaltungsreformmaßnahmen wer-
den plangemäß umgesetzt. Die Planstellen im opera-
tiven Bereich werden um fast 1.700 Posten reduziert.

• Die budgetierten Ausgaben im Kapitel 65 Verkehr, In-
novation und Technologie gehen deutlich zurück. Haupt-
grund für den Rückgang ist die ÖBB-Reform: 325 Mio. ¤
an Kosten für Zinsen und Pensionen werden ab 2005
in den Budgets des Finanzministeriums (Kapitel 58 und
55) saldoneutral ausgewiesen. Neben dieser Verschie-
bung gibt es im Kapitel 65 auch 12 Mio. ¤ Mehraus-
gaben für Forschung und Entwicklung sowie 11 Mio. ¤
für Infrastrukturprojekte. Darüber hinaus steigen die
Investitionsausgaben für die Infrastruktur Schiene,
hochrangiges Straßennetz und Bundeshochbau, diese
werden jedoch außerbudgetär bei ausgegliederten Ge-
sellschaften ÖBB, ASFINAG und BIG abgewickelt.

• Für 2005 ist eine allgemeine Gehaltserhöhung von 2,3%
vereinbart. Die daraus resultierenden Kosten sind in
den veranschlagten Beträgen unterzubringen.

Die Einnahmenseite ist geprägt durch die Steuerreform
2004/2005.

• Die Steuerreform 2004/2005 bringt die bisher umfang-
reichste Veränderung im Steuersystem seit mehr als 50
Jahren. Die Entlastungswirkungen beider Etappen zu-
sammen liegen 2005 bei 2,1 Mrd. ¤ oder fast 1% des
BIP. Rund 1,3 Mrd. ¤ oder 2/3 davon entfallen auf den
Bundeshaushalt. Insbesondere die Lohn- und Einkom-
mensteuer (1,9 Mrd. ¤) und die Körperschaftsteuer (0,5
Mrd. ¤) werden stark entlastet und gehen gegenüber
den vorläufigen Erfolgen 2004 stark zurück.

• Mehr als 2,5 Mio. Österreicher brauchen ab 1. Jänner
2005 keine Lohn- und Einkommensteuer zu bezahlen.

• Von der Senkung der Körperschaftsteuer von 34% auf
25% profitieren mehr als 100.000 heimische Unter-
nehmen.

• Die Steuerreform 2005 stärkt die Einkommen von Fa-
milien iHv 250 Mio. ¤. Für AlleinverdienerInnen wur-
de ein gestaffelter Kinderzuschlag eingeführt. Die Zu-
verdienstgrenze beim Alleinverdienerabsetzbetrag wur-
de deutlich angehoben.

• Weitere bedeutende Schritte zur steuerlichen Entlas-
tung wurden bereits mit den Konjunkturpaketen I und
II, dem Wachstumspaket und der ersten Etappe der
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Steuerreform, die mit Jahresbeginn 2004 in Kraft ge-
treten ist, gesetzt. 

• Die gesamtstaatliche Steuer- und Abgabenquote sinkt
auf 41,8% des BIP.

Das geplante Maastricht-Defizit des Bundes 2005 liegt
bei rd. 2,4% des BIP. Unter Berücksichtigung der im neu-
en Österreichischen Stabilitätspakt vereinbarten Konso-
lidierungsbeiträge der Länder und Gemeinden wird für

2005 ein gesamtstaatliches Maastricht-Defizit von rd.
1,9% des BIP erwartet. 

Die Finanzschulden des Bundes unter Berücksichtigung
der Schulden und Forderungen aus Währungstauschver-
trägen betragen Ende 2004 144,9 Mrd. ¤ und 2005 vo-
raussichtlich 150,3 Mrd. ¤. Die gesamtstaatliche Ver-
schuldungsquote ist sinkend. 2004 betrug sie 64,0% des
BIP. Ende 2005 sollte sie auf 63,3% zurückgehen.

4.3 Budget 2004 – Vorläufiger Erfolg 

Der BVA für das Jahr 2004 sah im allgemeinen Haushalt
Ausgaben von 62,6 Mrd. ¤, Einnahmen von 59,2 Mrd. ¤
und ein Defizit von 3,4 Mrd. ¤ oder rd. 1,5% des BIP vor.
In der Darstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung wurde für den Bundessektor ein Maastricht-Defi-
zit von 3,28 Mrd. ¤ oder 1,4% des BIP erwartet.

Der vorläufige Gebarungserfolg für 2004 weist in admi-
nistrativer Rechnung im allgemeinen Haushalt Gesamt-
ausgaben von 64,98 Mrd. ¤, Gesamteinnahmen von 60,35
Mrd. ¤ und ein administratives Defizit von 4,63 Mrd. ¤
oder 1,98% des BIP aus. Im Vergleich zum BVA wurden
somit die Ausgaben um rd. 2,3 Mrd. ¤ und die Einnah-
men um rd. 1,1 Mrd. ¤ überschritten. Das administrati-
ve Defizit fiel um rd. 1,2 Mrd. ¤ höher aus. Das Maast-
richt-Defizit des Bundes beträgt nach Berechnungen des
Bundesministeriums für Finanzen rd. 4,0 Mrd. ¤ oder 1,7%
des BIP.

Nur ein geringer Teil dieser rechnerischen Mehrausgaben
hat eine wirtschaftliche Entsprechung: Rund 0,9 Mrd. ¤
wurden den Rücklagen zugeführt. Die übrigen 1,4 Mrd. ¤
sind auf die Umstrukturierung der ÖBB zurückzuführen.
Diese Mittel wurden als Kapitalaufstockung den neuen
Absatzgesellschaften der ÖBB (Personen- und Güterver-
kehr) zugeführt. Hierbei handelt es sich um einen Ver-
mögenstransfer, dem bei den beiden Absatzgesellschaf-
ten eine Erhöhung des Eigenkapitals in gleicher Höhe
gegenübersteht und welcher keine Auswirkung auf das
Maastricht-Defizit hat.  

Darüber hinaus gab es eine Reihe von Mehrausgaben, de-
nen Minderausgaben und Umschichtungen in gleicher
Höhe gegenüberstehen (siehe Tabelle 7 und 8). Diese sind
zum Großteil auf exogene Faktoren zurückzuführen. So

zog die ungünstige Arbeitsmarktentwicklung höhere Aus-
gaben bei der Arbeitslosenversicherung nach sich (193,4
Mio. ¤). Mehrausgaben waren im Bereich der Sicherheit
(Kapitel 11: 101,8 Mio. ¤, Kapitel 30: 47,5 Mio. ¤ und Ka-
pitel 40: 60,8 Mio. ¤) erforderlich. Ebenso stiegen die Aus-
gaben für die Beamtenpensionen (Kapitel 55) als Folge
der überdurchschnittlich hohen Pensionsübertritte gegen
Ende 2003 deutlich stärker als budgetiert (+230,6 Mio. ¤).
Auch für die Beiträge des Bundes zur gesetzlichen Sozi-
alversicherung (Kapitel 16) waren um 33,4 Mio. ¤ mehr
zu leisten als geplant. Für die Universitäten und den Be-
reich Wissenschaft (Kapitel 14) wurden im Vollzug um
163,4 Mio. ¤ mehr Mittel zur Verfügung gestellt: Die Ba-
sisabgeltung der Universitäten wurde um 32,6 Mio. ¤ an-
gehoben. Die Fachhochschulen erhielten 11,4 Mio. ¤ mehr
als budgetiert; für die Studienförderung wurden 19,8 Mio. ¤
mehr ausgegeben. Weiters fielen die Aufwendungen für
die Infrastruktur der Universitäten und für Forschungs-
projekte deutlich höher aus als budgetiert. Diese wurden
allerdings aus den im Kapitel 51 budgetierten pauscha-
lierten Mitteln des Fu.E-Sonderprogramms II finanziert
und umgeschichtet. Schließlich führten das 2002 einge-
führte Kinderbetreuungsgeld und die 2003 angehobenen
Familienbeihilfen zu Budgetüberschreitungen (zusammen:
116,5 Mio. ¤). Bei den Überschreitungen im Kapitel 58
(Finanzschuld) handelt es sich u. a. um verrechnungstech-
nische Bilanzverlängerungen (Zinsen im Zusammenhang
mit  Währungstauschverträgen und kurzfristigen Finan-
zierungen), denen auf der Einnahmenseite gleich hohe
Beträge gegenüber stehen. Die Überschreitungen im Ka-
pitel 63 Wirtschaft und Arbeit wurden vorwiegend aus
der Pauschalvorsorge finanziert. 

Einsparungen gab es insbesondere bei den Personalaus-
gaben (-187,9 Mio. ¤), vor allem im Bereich der ausge-



28

gliederten Bereiche Post und Nachfolgeunternehmen. Im
Bereich der Finanzverwaltung (Kapitel 50) wurden die
Sachausgaben um 167,3 Mio. ¤ unterschritten. Auf Grund
der geringeren Steuereinnahmen blieben auch die Zah-
lungen im Kapitel 53 Finanzausgleich hinter dem BVA
(-91,3 Mio. ¤) zurück. Weitere 428,2 Mio. ¤ Minderaus-
gaben stellen legistisch bedingte Verrechnungsvorgänge
im Zusammenhang mit der Ausfuhrförderung (Kapitel 54)
dar (gleichzeitig Mindereinnahmen). Unterschreitungen
gab es ferner in den Kapiteln 15 Soziale Sicherheit, 17
Gesundheit, 51 Kassenverwaltung und 61 Umwelt.

Auf der Einnahmenseite blieben die öffentlichen Abga-
ben (Kapitel 52) brutto um rd. 1,4 Mrd. ¤ und netto, d. h.
nach Abzug der Ertragsanteile an Länder und Gemein-
den und EU-Beiträge, um rd. 1,0 Mrd. ¤ hinter dem BVA
zurück (siehe Tabelle 8). Die höchsten Ausfälle waren bei
Umsatzsteuer (-845,1 Mio. ¤), Kapitalertragsteuer auf
Zinsen (-411,9 Mio. ¤), Nebenansprüchen (-230,6 Mio. ¤),
Lohnsteuer (-181,4 Mio. ¤) und Einkommensteuer (-181,1
Mio. ¤) zu vermerken. Mehreinnahmen gab es vor allem
bei Körperschaftsteuer (+170,4 Mio. ¤), Mineralölsteuer
(+144,0 Mio. ¤), Kapitalertragsteuer I (+86 Mio. ¤) und
Versicherungssteuer (+74 Mio. ¤).

Die geringe Umsatzsteuerentwicklung ist auf die schwa-
che Entwicklung des privaten und öffentlichen Konsums
und auf den Ausfall an Einfuhrumsatzsteuer (Verschie-
bung) durch den Beitritt der neuen EU-Mitgliedstaaten
zurück zu führen. Die Einnahmen aus der Kapitalertrag-
steuer II hängen maßgeblich von der Höhe des durch-
schnittlichen Zinssatzes ab. Dieser ist nach der Erstellung
des Budgets 2004 im Frühjahr 2003 deutlich stärker ge-
sunken als erwartet. Der Ausfall bei den Nebenansprü-
chen ergibt sich aus einer neuerlichen Abnahme der Steu-
erguthaben. Bei der Lohnsteuer wirkten sich die rückwir-
kenden Maßnahmen der Steuerreform (Kinderzuschläge
zum Alleinverdiener- und Alleinerzieherabsetzbetrag, Er-
höhung der Pendlerpauschalen) entsprechend aus. Bei
der Einkommensteuer waren die steuerlichen Ausfälle
aus der Investitionszuwachsprämie zu gering eingeschätzt
worden.

Die Mehreinnahmen bei der Körperschaftsteuer sind –
trotz stark gestiegener Prämien (v. a. Investitionszuwachs-
prämien) – auf die gute Gewinnentwicklung des Jahres
2003 zurück zu führen. Bei der Mineralölsteuer dürfte die
weiterhin hohe Treibstoffnachfrage von Ausländern maß-
geblich sein. Bei der Versicherungssteuer war bereits im
Vorjahr das Aufkommen deutlich unterschätzt.

Zusätzlich ist die Gewinnabfuhr der OeNB um 231,9 Mio. ¤
niedriger ausgefallen als budgetiert. 

Mehreinnahmen hingegen gibt es v. a. im Kapitel 16 So-
zialversicherung durch die Abrechnungsreste aus Vorjah-
ren (209,1 Mio. ¤), aus Erlösen des Verkaufs von bundes-
eigenen Wohnbaugesellschaften (525,6 Mio. ¤), aus hö-
heren Rücklagenentnahmen (507,3 Mio. ¤), aus höheren
Beiträgen im Kapitel 55 (105,2 Mio. ¤), aus höheren Er-
trägen aus Kapitalbeteiligungen, höheren EU-Rückflüs-
sen (62,0 Mio. ¤) und Mehreinnahmen im Kapitel 58
Finanzschuld.

Daneben gibt es eine Reihe von Mindereinnahmen und
Mehreinnahmen aus Bilanzverkürzungen wie -verlänge-
rungen, die buchungstechnischer Natur sind, wie die Fi-
nanzierung der Abgänge in der Arbeitsmarktgebarung
oder im Familienlastenausgleichsfonds, Zinsen aus Wäh-
rungstauschverträgen, die ausgaben- und einnahmen-
seitig gleich hoch sind.

In der Maastricht-Rechnung verschlechterte sich das
Maastricht-Defizit v. a. infolge der Nicht-Anrechenbar-
keit der Einnahmen aus OeNB-Dividenden (423 Mio. ¤)
und der Irak-Schuldenerleichterungen (260 Mio. ¤) um
rd. 0,7 Mrd. ¤, von 1,4% auf 1,7% des BIP.
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Tabelle 8 Vorläufiger Gebarungserfolg 2004 – Ausgaben

in Mio. ¤ (Rundungsdifferenzen)

Kapitel 2004 2004 Abw. vom

BVA Vorl. Erfolg BVA 2004

01-06 Oberste Organe 159,3 168,1 8,8

10 Bundeskanzleramt 425,0 434,1 9,1

11 Inneres 1.729,5 1.831,3 101,8

12 Bildung und Kultur 5.880,7 5.901,9 21,3

hievon Zahlungen für Landeslehrer (Aktive) 2.774,4 2.774,2 -0,2

Zahlungen an die BIG 300,9 290,7 -10,1

13 Kunst 220,0 217,7 -2,3

14 Wissenschaft 3.160,1 3.228,5 68,4

hievon Universitäten (gesetzliche Verpflichtungen) 1.702,8 1.735,3 32,6

Fachhochschulen 107,3 118,8 11,4

15 Soziale Sicherheit 1.893,0 1.840,0 -53,0

hievon Pflegegeld 1.350,1 1.350,0 -0,1

16  Sozialversicherung 6.684,5 6.718,0 33,4

hievon Bundesbeiträge an Pensionsversicherungsanstalten 5.874,9 5.863,4 -11,5

Ausgleichszulagen 761,5 811,5 50,0

17 Gesundheit und Frauen 610,0 602,5 -7,5

hievon Zuschuss für Krankenanstalten 404,2 392,4 -11,8

19 Familie, Generationen, Konsumentenschutz 5.245,8 5.476,6 230,8

hievon Leistungen des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 4.936,5 5.053,0 116,5

hievon Familienbeihilfen 2.869,6 2.908,6 39,0

Kinderbetreuungsgeld 1.191,1 1.252,5 61,4

20 Äußeres 340,9 342,7 1,8

30 Justiz 874,9 922,5 47,5

40 Militärische Angelegenheiten 1.740,0 1.800,8 60,8

50 Finanzverwaltung 2.288,4 1.849,3 -439,1

hievon Zoll- und Abgabenverwaltung 541,3 480,6 -60,7

Ämter gem. Poststrukturgesetz 1.065,0 840,9 -224,1

Schuldenerleichterungen 250,4 93,8 -156,6

51 Kassenverwaltung 1.139,5 1.135,9 -3,6

hievon Rücklagenzuführung 0,3 899,0 898,7

Pauschalvorsorge 887,1 0,0 -887,1

52 Öffentliche Abgaben 5,0 2,0 -3,0

53 Finanzausgleich 4.091,6 4.000,3 -91,3

hievon Bedarfszuweisung an die Länder 787,3 741,4 -45,9

Zuschüsse für Wohnbauförderung 1.780,5 1.780,5 0,0

Katastrophen-Fonds 268,2 250,2 -17,9
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Kapitel 2004 2004 Abw. vom

BVA Vorl. Erfolg BVA 2004

54 Bundesvermögen 1.062,0 642,6 -419,4

hievon für Haftungsübernahmen (AFG, AFFG u. a.) 874,5 446,3 -428,2

55 Pensionen 6.566,4 6.796,9 230,5

hievon Pensionen für Hoheitsverwaltung (UT 0) 2.811,1 2.927,2 116,1

Pensionen für Landeslehrer 781,7 900,1 118,4

Pensionen – ÖBB 1.730,0 1.699,3 -30,7

Pensionen – Post 1.102,8 1.134,0 31,2

58 Finanzierungen, Währungstauschverträge 8.329,2 8.677,3 348,1

60 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 2.007,7 2.075,0 67,4

hievon Marktordnungsmaßnahmen 1.453,8 1.529,3 75,5

61 Umwelt 510,6 503,6 -7,1

63 Wirtschaft und Arbeit 5.057,5 5.845,8 788,3

hievon Leistungen nach dem AlVG und KGG 3.168,3 3.361,8 193,4

Sonstige Leistungen im Rahmen der AMP I+II 4.639,6 4.865,4 225,8

Bundesbeitrag zur Arbeitsmarktpolitik 0,0 555,2 555,2

65 Verkehr, Innovation und Technologie 2.644,9 3.963,6 1.318,7

hievon Kapitalbeteiligungen ÖBB 0,0 1.400,0 1.400,0

Gesamtausgaben 62.666,5 64.977,0 2.310,5

Quelle: BMF



31

Tabelle 9 Vorläufiger Gebarungserfolg 2004 – Einnahmen

in Mio. ¤ (Rundungsdifferenzen)

2004 2004 Abw. vom

BVA Vorl. Erfolg BVA 2004

Kapitel 52 Öffentliche Abgaben

Lohnsteuer 17.300,0 17.118,6 -181,4

Umsatzsteuer 19.000,0 18.154,9 -845,1

Einkommensteuer 3.000,0 2.818,9 -181,1

Körperschaftsteuer 4.300,0 4.470,4 170,4

Kapitalertragsteuer auf Zinsen 1.730,0 1.318,1 -411,9

Mineralölsteuer 3.450,0 3.594,0 144,0

Verkehrsteuern 4.572,5 4.620,1 47,6

Abgabenguthaben 151,1 -79,4 -230,6

Sonstige Abgaben 4.114,2 4.191,5 77,3

Öffentliche Abgaben-brutto 57.617,8 56.206,9 -1.410,9

Ab-Überweisungen: Anteile für Länder, Gemeinden, Fonds etc. -16.601,8 -16.397,2 204,6

EU-Beitrag -2.400,0 -2.149,5 250,5

Öffentliche Abgaben-netto 38.616,0 37.660,2 -955,8

Sonstige Einnahmen

Arbeitsmarktpolitik 4.504,0 4.718,2 214,2

hievon Arbeitslosenversicherungsbeiträge 4.477,9 4.110,9 -367,0

Bundesbeitrag zur Arbeitsmarktpolitik 0,0 555,2 555,2

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 4.936,5 5.053,0 116,5

hievon Dienstgeberbeiträge 3.442,3 3.445,5 3,2

Anteile an öffentlichen Abgaben 1.117,0 1.115,4 -1,7

Ersatz vom Reservefonds 279,8 407,3 127,5

Gerichtsgebühren 564,0 579,6 15,5

Ersätze der Universitäten (Bilanzverlängerung) 733,8 627,0 -106,8

Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung 0,0 209,1 209,1

Lehrlingsausbildungsprämien (Ersatz vom IAF) 0,0 101,6 101,6

Ersätze der Ämter gem. Poststrukturgesetz

für Aktive 1.065,0 834,6 -230,5

für Pensionen 193,1 212,7 19,6

Ersätze der ÖBB für Pensionen 491,7 536,9 45,1

Rücklagenentnahmen und -auflösungen 305,2 812,5 507,3

EU-Rückflüsse (ESF, EFRE, EAGFL) 1.396,5 1.458,4 62,0

Einnahmen aus Kassenbewirtschaftung 69,4 156,8 87,4

Siedlungswasserwirtschaft 239,3 236,8 -2,4

Katastrophenfonds; Dotierung (Steueranteile, Zinserträge) 268,2 250,2 -17,9

Abfuhren gemäß Katastrophen-Fondsgesetz 2,5 17,4 14,9

OeNB-Gewinnabfuhr 650,0 418,1 -231,9



Nach diesem Überblick werden nun die wesentlichen Ab-
weichungen nach Budgetkapiteln erläutert. Dabei han-
delt es sich um vorläufige Ergebnisse.

Kapitel 10 Bundeskanzleramt
Die Mehrausgaben im Kapitel 10 (rd. 9,1 Mio. ¤) ergeben
sich insbesondere durch die Zahlung an den Ausgleichs-
taxfonds (3,1 Mio. ¤), für Zahlungen im Zusammenhang
mit der Fußball-Europameisterschaft 2008 (3,4 Mio. ¤),
für die Nachzahlung der besonderen Förderung zur Er-
haltung der regionalen Vielfalt der Tageszeitungen nach
Klärung des Rechtsanspruches an die „Neue Zeit“ (2,0
Mio. ¤), für die Nachwuchsarbeit im Hinblick auf die Fuß-
ball-Europameisterschaft 2008 (1,0 Mio. ¤), für die In-
formationskampagnen der Bundesregierung (EU-Erwei-
terung, Steuerreform 3,1 Mio. ¤). Dem gegenüber stehen
Minderausgaben beim Personal (3,0 Mio. ¤). 

Die Mindereinnahmen im Kapitel 10 iHv 10,9 Mio. ¤ er-
geben sich im Wesentlichen bei der Zentralleitung durch
einen geringeren Kostenersatz für die Benützung des
Rechtsinformationssystems und des ZAS sowie durch ge-
ringere Personalkostenersätze beim Amt des Österreichi-
schen Statistischen Zentralamtes.

Kapitel 11 Inneres
Im Kapitel 11 gab es nach vorläufigen Ergebnissen bei
den Ausgaben Überschreitungen iHv 101,8 Mio. ¤. Da-
von entfallen 37,9 Mio. ¤ auf die Personalausgaben und
63,9 Mio. ¤ auf den Sachaufwand. 

Die Ausgabenüberschreitungen beim Personalaufwand
ergaben sich insbesondere durch die Übernahme von
knapp 1.100 Bediensteten der Zollwache des Bundesmi-
nisteriums für Finanzen. Die Mehrausgaben bei den Sach-
ausgaben sind zur Hälfte auf Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Kapazitäten im Hinblick auf eine verstärkte Kri-
minalitäts- und Terrorismusbekämpfung, Verbesserung
der Ausrüstung und Ausstattung der Sicherheitsexekuti-
ve sowie durch erhöhte Anforderungen an die Sicher-
heitskontrollen an Flughäfen und zur Hälfte auf die er-
forderliche Betreuung einer erhöhten Anzahl von Asyl-
werbern und der gestiegenen Anforderungen in Zu-
sammenarbeit mit der Integration von Asylberechtigten
zurück zu führen.

Kapitel 12 Bildung und Kultur 
Die Abweichung von rd. +21,3 Mio. ¤ bei den Ausga-
ben ergibt sich aus einem leichten Anstieg der Perso-
nalausgaben für Bundeslehrer (d.i. im Einklang mit ei-
nem Anstieg der Schülerzahlen an Bundesschulen), aus
Mehrausgaben für EU-geförderte Maßnahmen im Be-
reich der Erwachsenenbildung und für den Denkmal-
schutz.

Die Abweichung bei den Einnahmen von rd. 27 Mio. ¤
ergibt sich im Wesentlichen aus Mehreinnahmen in den
Bereichen Denkmalschutz, Bundesschulen, Kostenersät-
ze der Gemeinde Wien für Behördenaufwand und Über-
weisungen von EU-Mitteln für Maßnahmen im Bereich
der Erwachsenenbildung.
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2004 2004 Abw. vom

BVA Vorl. Erfolg BVA 2004

Veräußerungserlöse (Wohnbaugesellschaften) 1,4 527,0 525,6

Einnahmen aus Liegenschaftsverkäufen 55,4 61,6 6,2

Einnahmen aus Haftungen (AFG, AFFG u. a.) 842,1 596,2 -245,9

Pensionsbeiträge, -sicherungsbeiträge und

Überweisung von Pensionsträgern 653,5 686,6 33,2

Finanzschulden und Währungstauschverträge 1.446,8 2.422,2 975,4

Einnahmen aus Kapitalbeteiligungen 

(ÖIAG, BIG, ÖBB, Wohnbaugesellschaften u. a.) 438,5 393,5 -45,0

Umwelt, Siedlungswasserwirtschaft 293,6 286,5 -7,1

Übrige Einnahmen 1.470,2 1.490,3 20,0

Summe Sonstige Einnahmen 20.620,8 22.686,7 2.065,9

Gesamteinnahmen 59.236,9 60.346,9 1.110,0

Quelle: BMF
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Kapitel 13 Kultur
Die Abweichung (Minderausgaben iHv 2,3 Mio. ¤) erge-
ben sich im Wesentlichen aus der Verfügung von Bin-
dungen.

Kapitel 14 Wissenschaft
Die Abweichungen bei den Ausgaben (+68,4 Mio. ¤) sind
im Wesentlichen zurück zu führen auf Mehrausgaben
beim Globalbetrag für die Universitäten infolge der Ab-
deckung der Bezugserhöhungen gemäß Universitätsge-
setz, auf zusätzliche Ausgaben für Forschungsförderun-
gen im Rahmen der Forschungsoffensive der Bundesre-
gierung, auf gestiegene Ausgaben für Studienförderun-
gen und zusätzliche Förderungen gemäß Fachhochschul-
entwicklungsplan.

Die Personalausgaben für beamtete Universitätsbediens-
tete, die bei den Ämtern der Universitäten verbucht wer-
den, waren niedriger als der BVA, da die Beamtenzahl ra-
scher sinkt als prognostiziert. Den sinkenden Ausgaben
stehen dementsprechend sinkende Einnahmen gegen-
über, da die Ämter der Universitäten eine Bilanzverlän-
gerung darstellen.

Kapitel 15 Soziale Sicherheit 
Die Minderausgaben im Kapitel 15 (rd. 53 Mio. ¤) erge-
ben sich insbesondere bei den Versorgungsgebühren nach
dem Kriegsopfer- und dem Heeresversorgungsgesetz (-20,8
Mio. ¤), beim Unterstützungsfonds für Menschen mit Be-
hinderung infolge Wegfall der Unfallrentenbesteuerung
(-15,0 Mio. ¤), sowie im ADV-Bereich (-16,9 Mio. ¤), vor
allem auf Grund von zeitlicher Verzögerungen bei der Re-
alisierung von IT-Vorhaben.

Die Mehreinnahmen im Kapitel 15 resultieren vor allem
aus den Abrechnungsresten aus der Pflegevorsorge (+14,4
Mio. ¤).

Kapitel 16 Sozialversicherung 
Sowohl die Mehrausgaben (33,4 Mio. ¤) als auch die
Mehreinnahmen (210,4 Mio. ¤) ergeben sich insbeson-
dere auf Grund von Abrechnungsresten aus Vorjahren.

Kapitel 17 Gesundheit und Frauen
Die Minderausgaben im Kapitel 17 (7,5 Mio. ¤) ergeben
sich v. a. durch Minderausgaben bei den Zweckzuschüs-
sen nach dem Krankenanstaltengesetz auf Grund eines
niedrigeren Umsatzsteueraufkommens (-11,8 Mio. ¤).
Diesen Minderausgaben stehen Mehrausgaben auf Grund
von höheren Personalaufwendungen sowie Mutter-Kind-

Pass-Abrechnungen der Jahre 2002 und 2003 (+8,7 Mio. ¤)
gegenüber.

Die Mehreinnahmen resultieren vor allem aus einer Über-
weisung des Familienlastenausgleichsfonds für Mutter-
Kind-Pass-Abrechnungen der Jahre 2002 und 2003.

Kapitel 19 Familie, Generationen, Konsumentenschutz
Die Gesamtausgaben waren um 230,8 Mio. ¤ höher als
veranschlagt. Mehrausgaben ergaben sich bei den Fami-
lienbeihilfen iHv 39 Mio. ¤, beim Kinderbetreuungsgeld
iHv 62,5 Mio. ¤ und den Schülerfreifahrten iHv 16 Mio. ¤.
Für Unterhaltsvorschüsse, Wochengeld, Mutter-Kind-
Pass-Untersuchungen und Schulbücher ergaben sich
Mehrausgaben iHv 22 Mio. ¤. Durch den höheren Abgang
des Familienlastenausgleichsfonds waren dem Reserve-
fonds für Familienbeihilfen um 127,5 Mio. ¤ mehr zu
überweisen als veranschlagt. 

Bei den Familienbeihilfen begründen sich die Mehraus-
gaben, so wie schon im Vorjahr, durch einen weiteren
Anstieg der Anzahl der Kinder, für welche die Leistung
erbracht wird. Ebenso war beim Kinderbetreuungsgeld
die Inanspruchnahme höher als angenommen, hier vor
allem durch Hausfrauen, Schülerinnen und Studentin-
nen. Diese Personengruppen erhalten das Kindergeld ab
dem Zeitpunkt der Geburt. Frauen, die auf Grund einer
Berufsausübung sozial versichert sind, erhalten in den
ersten acht bzw. zwölf Wochen nach der Geburt Wo-
chengeld und erst im Anschluss daran das Kindergeld. 

Bei den Schülerfreifahrten ergaben sich Mehrausgaben
durch eine Erhöhung der Kilometerpreise im Gelegen-
heitsverkehr, aus Tariferhöhungen im Linienverkehr so-
wie höheren Abgeltungen längerer Fahrtstrecken auf
Grund von Schulzusammenlegungen. Die Mehrausgaben
bei den Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen begründen
sich in einer zusätzlichen Untersuchung im 5. Lebensjahr
der Kinder. Beim Wochengeld und bei den Unterhalts-
vorschüssen ergaben sich aus den Abrechnungen der
Krankenversicherungsträger bzw. der erkennenden Ge-
richte Mehrausgaben. Minderausgaben waren bei Schul-
fahrtbeihilfen iHv 20 Mio. ¤, beim Ersatz für die Heim-
fahrtbeihilfen für Lehrlinge iHv 11,6 Mio. ¤ und beim Fa-
milienhärteausgleich iHv 3 Mio. ¤ zu verzeichnen. In die-
sen Bereichen war die Inanspruchnahme der Leistungen
deutlich geringer als angenommen.

Die Gesamteinnahmen waren um 116,5 Mio. ¤ höher als
veranschlagt. Mehreinnahmen ergaben sich aus der hö-



heren Überweisung des Reservefonds für Familienbeihil-
fen zur Abgangsdeckung des FLAF iHv 127,5 Mio. ¤, so-
wie bei den Dienstgeberbeiträgen und den rückgezahl-
ten Unterhaltsvorschüssen iHv 4 Mio. ¤. Bei den Antei-
len an der Einkommen- und Körperschaftsteuer, den Trans-
ferzahlungen von privaten Haushalten und dem Ersatz
für die Heimfahrtbeihilfe kam es auf Grund der ungüns-
tigeren Steuerentwicklung zu Mindereinnahmen iHv 15
Mio. ¤.

Kapitel 20 Äußeres
Die Überschreitung im Kapitel 20 ist marginal (+1,8 Mio. ¤).
Mehrausgaben ergaben sich insbesondere bei den Pflicht-
beiträgen an Internationale Organisationen für friedens-
erhaltende Operationen der Vereinten Nationen. Dem
gegenüber stehen Minderausgaben bei Anschaffungen
im Ausland im Bereich der EDV und bei der Instandset-
zung von Gebäuden im Ausland sowie bei den Aufwen-
dungen im Ausland wie z. B. für Auslandszulagen, Mie-
ten sowie Kursdifferenzen. 

Kapitel 30 Justiz
Im Kapitel 30 kam es nach den vorläufigen Ergebnissen
zu Überschreitungen iHv 47,5 Mio. ¤. Der Großteil davon
ist auf die gestiegenen Häftlingszahlen zurück zu füh-
ren. So war eine Aufstockung des Personals erforderlich.
Gestiegen sind die Aufwendungen für Sachverständige
und Dolmetscher bei Gerichten, medizinische Betreuung
der Häftlinge, Sicherheitseinrichtungen und für den Aus-
bau und die Instandhaltung von Justizanstalten. 

Einnahmenseitig kam es zu Mehreinnahmen von 30,2
Mio. ¤ v. a. auf Grund von höheren Einnahmen bei Ge-
richtsgebühren.

Kapitel 40 Landesverteidigung
Im Kapitel 40 wurden die Sachausgaben um rd. 60,8 Mio. ¤
überschritten, die zum Großteil durch Mehreinnahmen
(Veräußerung von militärischem Altgerät und Liegen-
schaften) und Rücklagenentnahmen bedeckt wurden. Die
Überschreitungen bei den Ausgaben sind auf vorzeitige
Lieferung von Kampfschützenpanzern, Kosten für die An-
mietung von F-5E Flugzeugen aus der Schweiz als
Zwischenlösung bis zur Auslieferung der Eurofighter so-
wie sonstige diverse Beschaffungen zurückzuführen. 

Kapitel 50 Finanzverwaltung
2004 stand ganz im Zeichen der Reorganisation der Fi-
nanzverwaltung. So wurden mit 1. Mai 2004 die Finanz-
und Zollämter aufbau- und ablauforganisatorisch grund-

legend umgestaltet, die Finanzlandesdirektionen aufge-
löst, über 1.000 Zollwache-Bedienstete zum BMI ver-
setzt, die BundesFinanzAkademie gegründet sowie mit
1.7.2004 die Buchhaltung in die Buchhaltungsagentur
des Bundes ausgegliedert. Durch diese tief greifenden
strukturellen Änderungen sind in der Finanz- und Zoll-
verwaltung größere Einsparungen entstanden als ur-
sprünglich erwartet.

Weniger Ausgaben als budgetiert waren auch im Bereich
der Personalämter gemäß Poststrukturgesetz (Post, Te-
lekom, Postbus) erforderlich. Diesen Minderausgaben ste-
hen allerdings Mindereinnahmen in gleicher Höhe gegen-
über.

Auch bei den internationalen Schuldenerleichterungen
ist es auf Grund von Verzögerungen bei vorgesehenen
Umschuldungsaktionen zu Einsparungen gekommen. Auf
der Einnahmenseite sind im Kapitel 50 die nicht veran-
schlagten Einzahlungen des Insolvenzausgleichsfonds
(IAF) im Zusammenhang mit den Lehrlingsausbildungs-
prämien als bedeutende Abweichung zu nennen.

Kapitel 51 Kassenverwaltung
Die Ausgaben im Kapitel 51 liegen um 3,6 Mio. ¤ unter
und die Einnahmen um 655,5 Mio. ¤ über dem BVA. Im
Vollzug wurden um 507,3 Mio. ¤ mehr Rücklagen ent-
nommen oder aufgelöst als budgetiert. Die EU-Rückflüs-
se waren um 61,6 Mio. ¤ höher als erwartet. Die Erträge
aus der Veranlagung von Kassenmitteln waren um 87,4
Mio. ¤ höher als budgetiert.

Kapitel 52 Öffentliche Abgaben
Die Abweichungen bei den öffentlichen Abgaben wur-
den bereits im Überblick dieses Abschnittes dargestellt.

Kapitel 53 Finanzausgleich
Die Unterschiede im vorläufigen Erfolg 2004 zum BVA
2004 im Kapitel 53 sind im Wesentlichen ein Spiegelbild
der Abweichungen jener Abgabenerfolge, die die Bemes-
sungsgrundlage für die Höhe von Transfers an Länder und
Gemeinden bilden: 

Die größte Differenz ergibt sich bei den Bedarfszuweisun-
gen an die Länder zum Haushaltsausgleich (-45,9 Mio. ¤),
die vom Aufkommen an Einkommensteuer (ohne KeSt II)
und Körperschaftsteuer in den Monaten Oktober 2003
bis September 2004 bestimmt sind. Minderausgaben bei
der Finanzzuweisung an die Länder für umweltschonen-
de und energiesparende Maßnahmen (-10,0 Mio. ¤) und
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bei den Finanzzuweisungen an die Gemeinden in Nah-
verkehrsangelegenheiten (-4,2 Mio. ¤), jeweils auf Grund
geringerer Einnahmen aus der Energie- und Elektrizitäts-
abgabe, stehen Mehrausgaben bei den Finanzzuweisun-
gen an die Länder (+8,1 Mio. ¤) für Zwecke des öffent-
lichen Personennahverkehrs auf Grund der höheren Ein-
nahmen aus der Mineralölsteuer gegenüber.

Kapitel 54 Bundesvermögen
Die Ausgaben blieben um 419,4 Mio. ¤ hinter dem BVA
zurück. Diese sind allerdings zum Großteil verrechnungs-
bedingt. Im Rahmen der Ausfuhrförderung waren deut-
lich weniger Mittel für Umschuldungsmaßnahmen erfor-
derlich. Im selben Ausmaße bleiben auch die Einnahmen
aus Umschuldungen zurück. Mehr Mittel waren im Be-
reich der Internationalen Finanzinstitutionen durch eine
nicht geplante Zahlung an den Europäischen Entwick-
lungsfonds notwendig.  

Die Einnahmen fielen um 181,6 Mio. ¤ höher aus als bud-
getiert. Neben den bereits erwähnten verrechnungstech-
nisch bedingten Mindereinnahmen aus Umschuldungen
gab es Mindereinnahmen v. a. durch eine geringere Ge-
winnabfuhr der OeNB (-231,9 Mio. ¤). Mehreinnahmen
sind entstanden durch die Veräußerung der Bundeswohn-
baugesellschaften und sonstigen Grundstücke (unbeweg-
lichen Bundesvermögen).  

Kapitel 55 Pensionen
Im Kapitel 55 wurden die Ausgaben um 230,5 Mio. ¤ und
die Einnahmen um 105,2 Mio. ¤ überschritten. Die Über-
schreitung des BVA 2004 bei den Pensionsausgaben der
Hoheitsverwaltung (UT 0) beträgt 116,2 Mio. ¤. Die sons-
tigen Pensionen (UT 7) führten insgesamt zu einer Über-
schreitung des BVA 2004 iHv 114,4 Mio. ¤. Diese resul-
tiert aus Mehrausgaben für die Landeslehrer (117,4 Mio. ¤)
und für die Pensionisten der Post (31,3 Mio. ¤) sowie
Minderausgaben für Pensionisten der ÖBB (-32,5 Mio. ¤). 
Diese Überschreitung ist insbesondere auf die bei der
Budgeterstellung nicht erwarteten vorgezogenen Pen-
sionsübertritte im Jahre 2003 zurückzuführen. Im Jahr
2003 wurden fast 6.000 Beamte des Bundes pensioniert,
doppelt so viel wie die Jahre zuvor. Auch bei den Landes-
lehrern gab es 2003 überdurchschnittlich viele Pensions-
übertritte (rd. 2.500 gegenüber rd. 1.000 in einem Durch-
schnittsjahr). 

Kapitel 58 Finanzierungen, Währungstauschverträge
Im Kapitel 58 hat sich die Nettoposition um rd. 0,6 Mrd. ¤
verbessert. Dies ist auf die Ausgleichszahlungen bei den

Aufstockungen von EUR-Bundesanleihen sowie Einnah-
men aus Stückzinsen zurück zu führen.

Kapitel 60 Land-, Forst und Wasserwirtschaft 
Die Mehrausgaben gegenüber dem BVA 2004 im Kapitel
60 (+67,4 Mio. ¤) ergeben sich in erster Linie durch die
erstmalige Auszahlung der Milchprämien (+32,7 Mio. ¤),
deutlichen Steigerungen bei den Tierprämien (+19,9 Mio. ¤)
sowie eine mengenbedingte Steigerung der Beihilfe für
die Verarbeitung von Zucker in der chemischen Industrie
(+33,2 Mio. ¤). Diese Maßnahmen werden von der EU
finanziert. Bei den landwirtschaftlichen Kreditförde-
rungen ist eine Verringerung der Ausgaben festzustel-
len (-21,6 Mio. ¤).

Die Mindereinnahmen (-31,8 Mio. ¤) ergeben sich u. a.
durch die Verschiebung von Sondereinnahmen in das Jahr
2005 (-30,0 Mio. ¤) und durch die EU-rechtlich beding-
te Verringerung der Zuckerabgaben (-5,1 Mio. ¤).

Kapitel 61 Umwelt 
Im Kapitel 61 waren die Gesamtausgaben um rd. 7 Mio. ¤
geringer als veranschlagt. Mehrausgaben ergaben sich
im Bereich der Altlastensanierung iHv rd. 12 Mio. ¤ und
bei den sonstigen Umweltmaßnahmen iHv 9,5 Mio. ¤.
Minderausgaben ergaben sich bei den Ersatzvornahmen
Altlasten iHv 11,8 Mio. ¤, der Siedlungswasserwirtschaft
iHv 7,1 Mio. ¤ und dem österreichischen JI/CDM-Pro-
gramm iHv 9,6 Mio. ¤.

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Um-
weltförderungen (Altlastensanierung, Siedlungswasser-
wirtschaft und Umweltförderung im Inland und im Aus-
land) als auch bei den Ersatzvornahmen Altlasten und
dem JI/CDM-Programm um mehrjährige Projekte han-
delt wie z. B. im Bereich der Ersatzvornahmen zuletzt die
Sanierung der Fischer-Deponie. Die Auszahlungen sind
jeweils vom Projektfortschritt abhängig. Im Zuge der Um-
setzung der einzelnen Projekte kommt es hier immer wie-
der aus verschiedensten Gründen zu Änderungen gegen-
über der ursprünglichen Planung.

Die Gesamteinnahmen lagen um rd. 6,3 Mio. ¤ unter
dem BVA. Mindereinnahmen ergaben sich im Rahmen
der zweckgebundenen Gebarung analog den Minder-
ausgaben bei der Siedlungswasserwirtschaft iHv 7,1
Mio. ¤. Mehreinnahmen iHv 0,8 Mio. ¤ ergaben sich aus
Gebühren nach dem Biozid-Produkte Gesetz, Kostener-
sätzen nach dem Kraftstoffgesetz sowie Transferzah-
lungen der EU.



Kapitel 63 Wirtschaft und Arbeit
Im Kapitel 63 kam es bei den Ausgaben zu Überschreitun-
gen iHv 788,3 Mio. ¤. Diese Mehrausgaben ergeben sich
im Wesentlichen durch den Bundesbeitrag zur Arbeits-
marktpolitik (+555,2 Mio. ¤), durch höhere Leistungen in
der zweckgebundenen Gebarung Arbeitsmarktpolitik (+212
Mio. ¤), auf Grund von ESF-Zahlungen für Equal-Maßnah-
men (+14,2 Mio. ¤), durch die Forschungs- und Entwick-
lungsoffensive (+32,3 Mio. ¤) sowie durch Baumaßnah-
men im Bereich der Kulturbauten (+10,3 Mio. ¤).

Diesen Mehrausgaben stehen Minderausgaben bei der
Burghauptmannschaft (-1,5 Mio. ¤), bei der Liegenschafts-
verwaltung (-3,8 Mio. ¤), bei der Internationalisierungs-
offensive auf Grund der Ausdehnung der Laufzeit bis 2006
bzw. auf Grund von Verschiebungen im Zahlungsprofil
bei einzelnen im Rahmen der Initiative geförderten Pro-
jekten (-21,4 Mio. ¤) sowie im Bereich der übrigen Wirt-
schaftsförderung (-2 Mio. ¤) und auf Grund geringerer
Personalaufwendungen im Bereich Wirtschaft (-4,7 Mio. ¤)
gegenüber.

Die Einnahmen blieben um 34,8 Mio. ¤ hinter dem BVA
2004 zurück. Diese Mindereinnahmen sind im Wesent-
lichen auf die geringeren Erträge aus Kapitaleinzahlungen
(-239,7 Mio. ¤), die sich auf Grund der abgeschlossenen
Wohnungsverkäufe der Bundesimmobiliengesellschaft er-
geben, sowie auf geringere Einnahmen aus den Flächen-,
Feld-, Speicher- und Förderzinsen (-6,4 Mio. ¤) zurück zu
führen. Diesen Mindereinnahmen stehen Mehreinnahmen
auf Grund des Ausgleichs der zweckgebundenen Gebarung
Arbeitsmarktpolitik (+212 Mio. ¤) gegenüber.

Kapitel 65 Verkehr, Innovation und Technologie
Im Kapitel 65 kam es im vorläufigen Erfolg 2004 zu Mehr-
ausgaben iHv 1.318,7 Mio. ¤. Diese Überschreitungen er-
gaben sich im Wesentlichen durch eine nicht Maastricht
relevante Kapitalzufuhr an die Absatzgesellschaften der neu-
en ÖBB iHv 1,4 Mrd. ¤. Minderausgaben ergaben sich u. a.
durch die 3%-ige Bindung gemäß Bundesfinanzgesetz 2004
und durch das Steueraufkommen bedingte Zurückbleiben
der Mittel im zweckgebundenen Katastrophenfonds. 

Die Einnahmen lagen um rd. 74,4 Mio. ¤ über dem BVA.
Mehreinnahmen ergaben sich v. a. aus den ÖBB-Dividen-
den (89,9 Mio. ¤), den Erlösen aus der Veräußerung der
BBT-Anteile des Bundes und Geldstrafen. Mindereinnah-
men resultieren aus geringeren Einnahmen im zweckge-
bundenen Katastrophenfonds (-26,7 Mio. ¤) und geringe-
ren Erlösen beim Frequenznutzungsentgelt (-5,1 Mio. ¤).
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Auf den Personalaufwand des Jahres 2006 entfallen rd.
10,8 Mrd. ¤ oder 16,3% der Gesamtausgaben. Gegen-
über dem BVA 2005 ist er um 0,1 Mrd. ¤ oder 1,0% ge-
stiegen. Auf den Aktivitätsaufwand entfallen 7,6 Mrd. ¤.
Auf den Pensionsaufwand für Bundesbeamte 3,2 Mrd. ¤.

Die Aktivitätsausgaben (UT 0) liegen mit 7,6 Mrd. ¤ deut-
lich unter jenen des Jahres 2000 (8,0 Mrd. ¤). Die Stabi-
lisierung der Aktivitätsausgaben ist ein Ziel der Bundes-
regierung. Dies ist gelungen.

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden in den letzten Jah-
ren eine Reihe von nachhaltigen Maßnahmen umge-
setzt:

• Der Personalstand des Bundes ist seit 31. Dezember
1999 stark gesunken. Der Stand der Vollbeschäftig-
tenäquivalente betrug in der haushaltsrechtlichen
Darstellung Ende 1999 169.717. Ende 2004 waren es
rd. 144.600. Dies bedeutet einen Rückgang von über
25.000. Die Einsparungen ergaben sich einerseits durch
eine teilweise Nicht-Nachbesetzung von Planstellen
nach Pensionsübertritten und andererseits durch Aus-
gliederungen. Nicht berücksichtigt sind die Abgänge
der Nachfolgeunternehmen der Post- und Telegra-
phenverwaltung (PTV).

• Seit Beginn des Jahres 2004 sind die Universitäten
selbständige Rechtsträger. 9.653 Vertragsbedienste-
te wurden in ein direktes Dienstverhältnis zum selb-
ständigen Rechtsträger „Universität“ übergeleitet. 

• Unter Berücksichtigung der Ausgliederung der Uni-
versitäten stieg die Anzahl der Vollbeschäftigten-
äquivalente 2004 erstmals seit 1999 um rd. 1.200.
Die Aufstockung erfolgte hauptsächlich im Sicher-
heits- und Unterrichtsbereich.

• Für 2005 ist eine weitere Reduzierung der Planstel-
len um rd. 1.600 geplant (ohne Annex). Im Jahr 2006
sollen weitere rd. 2.500 Planstellen eingespart wer-
den.

• Die Zahl der Beamten ist von Ende Dezember 1999
bis Ende 2004 um rd. 14.900 gesunken. 

• Die Überstundenvergütungen und sonstigen Neben-
gebühren sind zurückgegangen. 

• Im Hinblick darauf, dass der Personalabbau im Leh-
rerbereich nur entsprechend der Schülerzahlentwick-
lung langfristig erfolgen kann, wurden für den Be-
reich der Lehrer im Reformpaket 2001 gesonderte,
langfristig wirksame Regelungen getroffen. Die Ab-
geltung der Ordinariats- und Kustodiatstätigkeiten
im Schulbereich erfolgt nicht mehr durch Herabset-
zung der Lehrverpflichtung, sondern in monetärer
Form. Die Abgeltung der Mehrdienstleistungen wur-
de mit Zielrichtung Einsparungen neu geregelt und
für den Landeslehrerbereich wurde ein Jahresnorm-
stundenmodell eingeführt. Ab dem Schuljahr
2003/2004 wurden die Werteinheiten (Stundentafel)
sukzessive zurückgenommen. Diese Regelungen führ-
ten zur Einhaltung der vorgegebenen Einsparungszie-
le. Durch zusätzliche legistische Änderungen im Leh-
rerdienstrecht wurde die Personalausgabendynamik
auch in diesem Bereich deutlich gedämpft.

Bereits mit der Pensionssicherungsreform 2003 wurde
das Pensionssystem der Bundesbeamten einschließlich
der Postbeamten, ÖBB-Bediensteten, der Bediensteten
der Bundesforste, der Bundestheaterbediensteten und
der Landeslehrer weitgehend an das Pensionssystem der
ASVG-Versicherten angeglichen. Das Pensionsantritts-
alter wird auf das vollendete 65. Lebensjahr angeho-
ben. Der Durchrechnungszeitraum wird progressiv aus-
gedehnt, sodass 2028 die vollen 40 Jahre erreicht sind.
Durch die Reduzierung des Steigerungsbetrages wird
ein voller Pensionsanspruch erst nach 45 Dienstjahren
erworben. Für vorzeitige Pensionseintritte wurde der
jährliche Abschlagsprozentsatz auf 4,2% p.a. erhöht.
Der Pensionssicherungsbeitrag der Pensionisten wurde
2004 um einen Prozentpunkt angehoben. Mit der Um-
setzung der Pensionsharmonisierung für Bundesbeam-
te wird die Vereinheitlichung der Pensionsrechte end-
gültig erreicht. Für Bundesbeamte, deren Dienstverhält-
nis nach dem 1. Jänner 2005 beginnt, gilt das harmo-
nisierte Pensionsrecht. Für Beamte unter 50 Jahre gilt
die Parallelrechnung. 

5. Budgetpolitische Schwerpunkte

5.1 Personalausgaben



Prognoserechnungen zeigen, dass die Verlängerung der
Lebenserwartung, aber auch Veränderungen im Bevölke-
rungsaufbau massive Auswirkungen auf die Finanzierung
der Pensionsversicherung haben, die sich in Zukunft suk-
zessive beschleunigen werden. Reformschritte müssen so
rasch wie möglich wirksam werden, da die finanzielle Be-
lastung des Bundes ohne Reformen ständig ansteigen
und die mittel- und längerfristige Stabilität der Pensions-
versicherung, aber auch die notwendige Budgetkonsoli-
dierung gefährden würde. 

Daher hat die Bundesregierung die Pensionssicherungs-
reform in zwei Schritten beschlossen. Sie ist unter den
großen Reformvorhaben dieser Legislaturperiode neben
der Steuerreform von zentraler Bedeutung. Diese Reform
soll im Dauerrecht sicherstellen, dass die langfristige Fi-
nanzierbarkeit der Pensionen gesichert wird und nicht –
wie in der Vergangenheit mehrmals geschehen – bloß der
Pensionsaufwand für einige wenige Jahre in vertretbaren
Grenzen gehalten wird. Zum ersten Schritt, der im Jahr
2003 beschlossen wurde, gehören die schrittweise Anhe-
bung des faktischen Antrittsalters an das gesetzliche in
allen Bereichen, auch im öffentlichen Bereich einschließ-
lich der öffentlichen Betriebe, und die Anhebung des Durch-
rechnungszeitraumes für die Bildung der Pensionsbemes-
sungsgrundlage. Im zweiten Schritt, der im Herbst des
Jahres 2004 erfolgt ist und mit 1. Jänner 2005 in Kraft
trat, wurden die Harmonisierung der Pensionsversiche-
rungssysteme („Einheitliches Pensionsrecht für alle“) und
die Einführung eines beitragsorientierten Pensionskontos
mit leistungsorientierter Komponente beschlossen.

Betroffen sind vom neuen Pensionsrecht  alle unter 50-
Jährigen. Ziel ist nach 45 Versicherungs- bzw. Beitrags-
jahren für alle erwerbstätigen Versicherten im Alter von
65 Jahren eine Pension in der Höhe von 80% des Lebens-
durchschnittseinkommens zu erzielen. 

Eine der größten Neuerungen im Pensionsrecht ist die
Einführung eines Pensionskontos: Für jeden Versicherten
wird ein transparentes Pensionskonto eingerichtet, auf
dem seine eingezahlten und aufgewerteten Beiträge so-
wie zusätzlich erworbenen Leistungsansprüche (z. B. Kin-
dererziehungszeiten, Arbeitslosigkeit) ausgewiesen wer-
den. In die auf dem Pensionskonto ausgewiesenen An-
sprüche kann nicht eingegriffen werden. Versicherte kön-

nen ihren Kontostand auf dem Pensionskonto abfragen.
Weil dafür umfangreiche technische Vorkehrungen not-
wendig sind, wird dies erst ab 2007 möglich sein.

Als einheitlicher Beitragssatz gilt 22,8%. Für bäuerlich
Versicherte und Selbständige erfolgt eine Ausgleichsleis-
tung durch den Bund, sodass sich für Bauern ein Eigen-
beitragssatz für den Versicherten von 15% und für Selb-
ständige von 17,5% ergibt. Die Beitragsanpassung er-
folgt in Schritten von 0,25% pro Jahr ab 1. Jänner 2006.

Die Aufwertung zurückliegender Versicherungs- bzw. Bei-
tragsjahre wird verbessert: Im harmonisierten Recht wer-
den die jährlichen Beitragsgrundlagen – auch für die Ver-
gangenheit – mit der Lohnentwicklung, und damit we-
sentlich besser als bisher, aufgewertet. Auch die Kinder-
erziehungszeiten werden im neuen Recht besser bewer-
tet als im alten Recht. Pensionsbegründend sind künftig
vier statt zwei Jahre der Kindererziehung. Bei Mehrlin-
gen gibt es einen Bonus. 

Das Regelpensionsalter beträgt künftig 65 Jahre. Aller-
dings gibt es einen Pensionskorridor, der einen Antritt
zwischen dem 62. und dem 68. Lebensjahr ermöglicht –
mit Ab- oder Zuschlägen von 4,2% pro Jahr des vorzei-
tigen bzw. späteren Pensionsantritts. 

Für Langzeitversicherte und Schwerarbeiter gelten Sonder-
regelungen. Die so genannte „Hacklerregelung“ wurde
verlängert. Personen mit langer Beitragszeit, Frauen mit
40 und Männer mit 45 Beitragsjahren können bis 2007
mit 55 Jahren (Frauen) bzw. 60 Jahren (Männer) abschlag-
frei in Pension gehen. Bis 2010 läuft diese Regel auf gleich-
er Ebene weiter, allerdings werden dann Abschläge ver-
rechnet (Maximalverlust 6,25%). Nach 2010 wird das An-
trittsalter bei der Hacklerregelung schrittweise angeho-
ben. 2015 läuft die Regelung aus, die Maximaleinbuße
liegt dann bei 7,5%. Auch die Schwerarbeitsregelung, die
es derzeit nur als Rahmenentwurf gibt, ermöglicht einen
früheren Pensionsantritt bei 45 Versicherungsjahren, wenn
man mindestens 15 Jahre eine (noch zu definierende)
Schwerarbeit geleistet hat. Weiters wurde der „10%-
Schutzdeckel“ der Pensionssicherungsreform 2003 modi-
fiziert: Im Jahr 2004 beträgt er 5% und in den folgenden
Jahren wird er jeweils um 0,25% pro Jahr angehoben, so-
dass er 2024 wieder 10% beträgt.                  weiter auf S. 40
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Tabelle 10 Berechnungsgrundlagen der gesamten Pensionsversicherung 

2001 2002 2003 20041 20051 20061

Durchschnittlicher Stand an 

Pensionen 1.985.431 1.997.719 2.007.857 2.025.623 2.045.008 2.053.255

+1,23% +0,62% +0,51% +0,88% +0,96% +0,40%

Durchschnittlicher Stand an 

Pflichtversicherten 3.181.234 3.185.914 3.205.508 3.228.100 3.249.600 3.273.100

+0,88% +0,15% +0,62% +0,70% +0,67% +0,72%

Durchschnittspension ¤ 725,10 742,06 755,03 774,00 790,04 815,58

+2,44% +2,34% +1,75% +2,51% +2,07% +3,23%

Durchschnittliche 

Beitragsgrundlage ¤ 1.903,70 1.935,20 1.989,70 2.036,30 2.085,90 2.140,40

+3,03% +1,65% +2,82% +2,34% +2,44% +2,61%

Pensionsaufwand Mio. ¤ 20.376,3 20.986,6 21.498,5 22.267,5 22.953,4 23.794,2

+3,47% +3,00% +2,44% +3,58% +3,08% +3,66%

Sonstiger Aufwand Mio. ¤ 2.000,2 2.036,5 2.084,9 2.215,2 2.265,8 2.310,9

+5,82% +1,81% +2,38% +6,25% +2,28% +1,99%

Summe Mio. ¤ 22.376,5 23.023,1 23.583,4 24.482,7 25.219,2 26.105,1

+3,68% +2,89% +2,43% +3,81% +3,01% +3,51%

Pflichtbeiträge ab 2005 inkl.

ehemaligem Zusatzbeitrag Mio. ¤ 13.191,6 13.430,4 13.880,8 14.307,4 17.925,5 18.537,1

+4,22% +1,81% +3,35% +3,07% +25,29% +3,41%

Überweisungen aus dem 

Ausgleichsfonds ab 2005 

Ersatzzeitenfinanzierung Mio. ¤ 4.584,9 4.581,0 3.883,4 4.031,3 1.159,8 1.151,3

+0,39% -0,09% -15,23% +3,81% -71,23% -0,73%

Sonstige Erträge Mio. ¤ 482,9 249,5 221,0 232,7 231,1 229,3

+146,25% -48,33% -11,42% +5,29% -0,69% -0,78%

Summe Mio. ¤ 18.259,4 18.260,9 17.985,2 18.571,4 19.316,4 19.917,7

+4,82% +0,01% -1,51% +3,26% +4,01% +3,11%

Bundesbeitrag Mio. ¤ 4.104,9 4.761,5 5.597,5 5.910,5 5.902,1 6.187,4

-1,26% +16,00% +17,56% +5,59% -0,14% +4,83%

Ausgleichszulagen und 

Wertausgleich Mio. ¤ 884,3 921,2 1.080,4 805,2 820,3 840,7

+19,79% +4,17% +17,28% -25,47% +1,88% +2,49%
12004 bis 2006 Schätzwerte

Quelle: BMsSGK
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Das neue harmonisierte Pensionsrecht wird erst langsam
seine Wirkung entfalten. Der Übergang vom alten Pen-
sionsrecht auf das harmonisierte Pensionsrecht erfolgt
mittels Parallelrechnung für alle unter 50-Jährigen. In
der Übergangsphase wird die Pension aus zwei Teilen be-
rechnet: Ein Anteil aus dem alten Recht bis einschließ-
lich 2004 und ein Teil aus dem neuen Recht ab 2005. Die
bis 2005 erworbenen Ansprüche bleiben voll erhalten.
Für die Pension aus dem alten Recht kommt die Verlust-
begrenzung („Deckel“) zum Tragen: 5% für 2004, stei-
gend auf letztlich 10% im Jahr 2024. Für neu ins Versi-
cherungssystem eintretende Personen gilt nur mehr das
neue Pensionsrecht.

Höhere Pensionen sollen ab 2006 für drei Jahre wie in den
Jahren 2004 und 2005 mit Fixbeträgen erhöht werden.

Diese Maßnahmen werden auch bei den Bundesbeam-
ten umgesetzt und gelten auch für die Landeslehrer,
Bundestheater-Bediensteten, ÖBB-Beamten sowie für
weitere Gruppen von Bediensteten, deren Pensionsan-
sprüche im Pensionsgesetz 1965 geregelt sind. 

Um die Finanzierung langfristig zu sichern wurde ein
Nachhaltigkeitsfaktor eingeführt. Dieser hängt vom
Anstieg der Lebenserwartung ab. Konkret sollen Bei-
tragssatz, Antrittsalter, Anpassung und Bundesbei-
trag dann angepasst werden, wenn die ermittelte Le-
benserwartung mehr als 3% vom derzeit errechneten
Wert abweicht. Im Jahr 2015 wird eine Evaluierung
stattfinden. Alle drei Jahre hat die Bundesregierung
dem Parlament einen Bericht über die Entwicklung
und Finanzierbarkeit des Pensionssystems vorzulegen
und in ihren Empfehlungen die Einhaltung der Annah-
men zur Erreichung des Leistungsziels wie Entwick-
lung der Erwerbsquote und Produktivität zu berück-
sichtigen.

Neben der Pensionssicherungsreform 2003 und der Pen-
sionsharmonisierung 2004 wurde mit der „Abfertigung
neu“ eine Mitarbeitervorsorge für alle Arbeitnehmer ge-
schaffen („Zweite Pensionssäule“). Darüber hinaus wird
die Zukunftsvorsorge als dritte, betriebliche und private
Pensionssäule staatlich gefördert, sodass das neue Pen-
sionssystem nun erstmals auf drei Säulen steht. 

5.3 Förderausgaben

Die Schwerpunkte der Förderpolitik liegen derzeit bei der
Förderung von Forschung und Entwicklung (Fu.E) und der
Förderung der aktiven und aktivierenden Arbeitsmarkt-
maßnahmen. Daneben fließen bedeutende Förderbeträ-
ge in die Landwirtschaft.

Förderung von Fu.E

Forschung und Entwicklung zählen zu den Hauptfakto-
ren im internationalen Standortwettbewerb. Länder mit
dem Einkommensniveau Österreichs können ihre relati-
ve Wohlstandsposition nur halten, wenn sie vermehrt auf
wertschöpfungsintensive Produkte, Dienstleistungen und
Prozesse setzen. Diese werden üblicherweise von Ländern
mit geringerem Entwicklungsniveau nicht angeboten. Da
jedoch Forschungsinvestitionen hoch riskant sind, oft sehr
lange Reifungsdauern haben und Fu.E-Resultate oftmals
auch anderen Wirtschaftseinheiten als dem Investor zu-
gute kommen, muss die öffentliche Hand hier unterstüt-
zend eingreifen. Die Bundesregierung hat daher die För-
derung von Fu.E zu einem Schwerpunkt der Förderpoli-

tik gemacht und in den letzten Jahren sowohl die direk-
te Förderung als auch die steuerliche Förderung deutlich
verbessert. 

Nach dem Offensivprogramm I iHv insgesamt 508,7 Mio. ¤
für die Jahre 2001 – 2003 stehen mit dem Offensivpro-
gramm II für die Jahre 2004 – 2006 zusätzlich zu den
Ressortansätzen insgesamt 600 Mio. ¤ zur Verfügung.
Davon waren 2004 180 Mio. ¤ budgetiert; für 2005 sind
200 Mio. ¤ und für 2006 220 Mio. ¤ budgetiert. Zur För-
derung von Forschung und Technologie stehen im Bud-
get 2006 335,2 Mio. ¤ zur Verfügung (siehe Tabelle 11).
Zusätzlich stehen Mittel aus der außerbudgetären Na-
tionalstiftung zur Verfügung.

Die für 2005 vorgesehenen 200 Mio. ¤ aus dem Offen-
sivprogramm II werden zu 44% auf Programmvorschlä-
ge des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und
Technologie, zu 34% auf das Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur und zu 22% auf das
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit verteilt und



41

kommen den Universitäten, außeruniversitären For-
schungseinrichtungen und Unternehmen zugute. 

Von diesen Mitteln wird beispielsweise die neue For-
schungsförderungs-Gesellschaft (FFG), die im Herbst 2004
gegründet wurde, Programme mit einem Förderbudget
iHv 95 Mio. ¤ abwickeln. 12 Mio. ¤ entfallen auf Pro-
gramme des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (FWF). 33,1 Mio. ¤ werden die Universitäten
u. a. für Infrastrukturmaßnahmen und Vorziehprofessu-
ren erhalten. Der Rat für Forschung und Technologieent-
wicklung hat 13,2 Mio. ¤ für diverse Programme der
Austria Wirtschaftsservice GmbH (AWS) empfohlen. 4,9
Mio. ¤ werden der Österreichischen Akademie der Wis-
senschaften zur Verfügung stehen. 3,8 Mio. ¤ fließen an
die Christian-Doppler-Gesellschaft. Mit 9,7 Mio. ¤ sind
Programme zur Förderung der Humanressourcen dotiert.
Schließlich sind Mittel für Awarenessmaßnahmen, res-
sortübergreifende Projekte, EU-Anbahnungs- und Zusatz-
finanzierungen sowie ressortinterne Programme vorge-
sehen. 

Seit dem Jahr 2004 stehen für Forschungsförderung zu-
sätzliche öffentliche Mittel aus der Nationalstiftung für
Forschung, Technologie und Entwicklung zur Verfügung.
2005 sieht die Nationalstiftung Fördermittel iHv 127,6
Mio. ¤ vor. Diese Mittel werden nicht aus dem Bundes-
budget bereitgestellt, sondern finanzieren sich aus Mit-
teln der OeNB und des ERP-Fonds und sollen folgenden
Institutionen bzw. Projekten zugute kommen: 

Institution/Programm in Mio. ¤

Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen 

Forschung (FWF) 40,0

Forschungsförderungs-Gesellschaft (FFG) 40,0

Akademie der Wissenschaften 11,7

Institut für Molekulare Biotechnologie 8,0

Austrian Research Centers Seibersdorf 6,5

Christian-Doppler-Gesellschaft 5,0

Institut für medizinische Genomforschung 

und Systembiologie 2,4

Ludwig Bolzmann Gesellschaft 1,5

Programm „Bridge“ 5,0

Strategische Excellenz-Leitpojekte 3,5

Austria Wirtschaftsservice (AWS) für

„Creative Industries“ 4,0

Summe 127,6

Daneben wurde die steuerliche Förderung der Fu.E deut-
lich verbessert. Der allgemeine Forschungsfreibetrag wur-
de auf 25% der Forschungsaufwendungen erhöht. Alter-
nativ dazu kann auch eine Forschungsprämie beansprucht
werden. Diese beträgt derzeit 8%. 

Reformen gab es auch bei den Fördereinrichtungen. Mit
Wirksamkeit 1. September 2004 wurde die Forschungs-
förderungs-Gesellschaft (FFG) geschaffen. Der Forschungs-
förderungsfonds der gewerblichen Wirtschaft (FFF), die
Technologie Impulse Gesellschaft (TIG) und das Büro für
Internationale Technologiekooperationen (BIT) wurden fu-
sioniert sowie die Anteile des Bundes an der Austrian Spa-
ce Agency (ASA) in die Gesellschaft eingebracht. Ausge-
stattet mit neuen Fördermitteln aus der Fu.E Offensive II
wird die neue Gesellschaft mit 175 Mitarbeitern ein För-
derungsvolumen von derzeit rd. 350 Mio. ¤ verwalten.

Der Erfolg dieser Förderpolitik zeigt sich in den Zahlen:
Die Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwick-
lung (Fu.E-Quote) stiegen von 1,54% des BIP im Jahre
1995 auf fast 2,3% im Jahre 2004 und haben damit be-
reits 2002 den EU-Durchschnitt überholt (EU-15 Durch-
schnitt: 1,95%, EU-25 Durchschnitt: 1,86%).
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Aktive Arbeitsmarktpolitik

Die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik der Bundes-
regierung konzentriert sich auf den Grundsatz der Akti-
vierung vor passiver Versorgung mit dem Ziel, unvermeid-
bare Phasen der Arbeitslosigkeit kurz zu halten und da-
mit dauerhaftere Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt frühzei-
tig zu bekämpfen. Besonders wichtig ist dies im Rahmen
der Lissabon-Ziele, v. a. bei der Erhöhung der Beschäfti-
gungsquote Älterer, wo sich auch durch die erfolgreiche
Pensionsreform beachtenswerte Erfolge einstellen. Un-
verändert hat die umfassende Arbeitsmarktintegration
von Jugendlichen hohe Priorität. Längerfristig stabile Er-

werbskarrieren werden durch Teilnahmen an Qualifika-
tionsmaßnahmen von geringer qualifizierten Personen im
Haupterwerbsalter, beispielsweise durch zukunftsorien-
tierte Qualifikation im Bereich Gesundheits- und Pflege-
berufe eröffnet. Dadurch werden die Erschließung und
Entwicklung der Humanressourcen gefördert, die indivi-
duellen Arbeitsmarktchancen erhöht und damit ein be-
deutender Beitrag zur Förderung der Chancengleichheit
von Frauen am Arbeitsmarkt, insbesondere beim Wieder-
einstieg nach Berufsunterbrechung geleistet.

Trotz der positiven Wirtschafts- und Standortentwicklung
baut die Bundesregierung die Leistungen der Arbeits-
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Tabelle 11 Ausgaben für Förderungen 

in Mio. ¤ (Rundungsdifferezen)

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Fördermaßnahmen für Industrie 

und Gewerbe 358,8 495,7 604,9 467,5 600,5 626,7

davon

Förderungen an kleine und 

mittlere Unternehmen 48,7 50,3 91,8 61,9 75,5 75,5

Regionalförderung 77,5 146,7 144,5 149,4 130,4 108,6

Forschungs- und Technologieförderung 170,3 229,8 293,4 183,0 311,9 335,2

Förderungen von Maßnahmen 

für den Umweltschutz 46,4 59,9 66,4 64,2 65,7 91,5

Förderungen von 

Umstrukturierungsmaßnahmen 3,9 0,0 0,0 0,0 7,3 6,4

Infrastrukturförderung 2,3 3,7 2,6 3,8 4,5 4,3

Sonstige Förderungen 9,7 5,3 6,2 5,2 5,2 5,2

Aktive Arbeitsmarktpolitik 666,0 766,5 784,4 792,2 785,8 796,3

Förderungsmaßnahmen für die 

Landwirtschaft 1.566,3 1.605,5 1.631,6 1.659,9 1.665,9 1.728,7

Agrarische Strukturförderungen 

ohne EU-Kofinanzierung 118,4 104,6 108,7 83,0 95,6 101,4

Agrarische Strukturförderungen

mit EU-Kofinanzierung 775,2 803,4 841,7 828,5 855,9 885,6

Marktordnungsmaßnahmen von 

EU refinanziert 667,5 692,4 676,0 743,1 707,9 735,1

Nationale Marktordnungsmaßnahmen 5,2 5,1 5,2 5,3 6,5 6,6

Insgesamt 2.591,1 2.867,7 3.020,9 2.919,6 3.052,2 3.151,6

Quelle: BMF



43

marktpolitik noch weiter aus. Nach den Rekordbudgets
2004 und 2005 wird der Mitteleinsatz für aktive und ak-
tivierende Arbeitsmarktmaßnahmen auf das bisher höchs-
te Niveau von 1.545 Mio. ¤ nochmals angehoben. Davon
werden vom AMS 711 Mio. ¤ verausgabt. Diese teilen
sich auf in beschäftigungsfördernde Maßnahmen (169
Mio. ¤), Qualifizierungsmaßnahmen (403 Mio. ¤) und
sonstige Unterstützungsmaßnahmen (139 Mio. ¤). Wei-
tere 85 Mio. ¤ werden vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit direkt im Sinne dieser Zielsetzungen
verausgabt.

Im Rahmen der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik werden
zusätzlich 749 Mio. ¤ eingesetzt, wobei rd. 483 Mio. ¤ auf
das Altersteilzeitgeld entfallen, 188 Mio. ¤ auf Leistungen,
die an Teilnehmer von Schulungsmaßnahmen fließen, 70
Mio. ¤ an Teilnehmer von Stiftungsmaßnahmen und rd. 8
Mio. ¤ für Bezieher von Weiterbildungsgeld.

In diesem Rahmen ist die zweckgebundene Gebarung Ar-
beitsmarktpolitik darauf ausgerichtet, besonders die ar-
beitsmarktpolitische Zielvorgabe der nachhaltigen Ar-
beitsmarktintegration von Frauen durch gezielte über-
durchschnittliche Mitteldotierung für Frauenmaßnah-
men im Rahmen der arbeitsmarktpolitischen Jahrespla-
nung des AMS zu unterstützen. 

Förderungen im Bereich der Landwirtschaft

Der Agrarhaushalt ist einer der förderungsintensivsten
Bereiche des Bundeshaushaltes. Bund und EU gemein-
sam wenden bereits 1.728,7 Mio. ¤ für Agrarförderun-
gen auf (siehe Tabelle 11). Das sind 81,8% der Ausga-
bensumme des Kapitels 60. Das Förderungsvolumen weist
auf Grund der GAP-Reform eine stetig steigende Tendenz
aus. 

Nach der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik sind nun
weitere Umsetzungsschritte erforderlich. Direkt finan-
ziell wirksam ist die planmäßige Anhebung der Milch-
prämie. Bedeutend für die Landwirtschaft ist aber auch
die Umsetzung der Auflagenbindung der von der konkre-
ten Produktion entkoppelten Direktzahlungen. 

Mit dem Jahr 2006 wird die laufende Programmperiode
für die Ländliche Entwicklung abgeschlossen.

Das „3 Mrd. ¤-Paket“ wird entsprechend dem Regierungs-
programm umgesetzt. Bund und Länder stellen im Zeit-
raum 2003 – 2006 insgesamt 3 Mrd. ¤ zur Verfügung,
wobei die Finanzierung im Verhältnis 60 : 40 geteilt ist.
Die nationalen Agrarförderungen werden dadurch auf ei-
nem hohen Niveau stabilisiert.

5.4 Öffentliche Abgaben – Zweite Etappe der Steuerreform 2004/2005

Die Steuerreform 2004/2005 – mit einem Gesamtvolu-
men von über 3 Mrd. ¤ – wird in zwei Steuerreformetap-
pen umgesetzt. Sowohl Arbeitnehmer als auch Wirtschaft
werden deutlich entlastet. Die erste Etappe der Steuer-
reform wurde mit dem Budgetbegleitgesetz 2003 be-
schlossen und mit 1. Jänner 2004 in Kraft gesetzt und

führt zu einer Entlastung von rd. 0,5 Mrd. ¤. Die Schwer-
punkte liegen dabei in der Senkung der Einkommen- und
Lohnsteuer von kleinen und mittleren Einkommen, in der
Eigenkapitalstärkung gewerblicher Einzelunternehmen
und Personengesellschaften und in einer weiteren Öko-
logisierung des Steuersystems. Die zweite Etappe der

Mitteleinsatz für aktive und aktivierende Arbeitsmarktpolitik

in Mio. ¤

1999 2004 (vorläufig) 2005 (Plan) 2006 (Plan)

Aktiv Aktivierend Gesamt Aktiv Aktivierend Gesamt Aktiv Aktivierend Gesamt Aktiv Aktivierend Gesamt

AMS 626 121 747 711 747 1.458 711 756 1.467 711 749 1.460

BMWA 15 -- 15 82 -- 82 75 -- 75 85 -- 85

Summe 641 121 762 792 747 1.540 786 756 1.542 796 749 1.545

Quelle: BMWA



Steuerreform wurde im Frühjahr 2004 beschlossen und
führt zu einer Entlastung von ca. 2,5 Mrd. ¤. Deren Maß-
nahmen gelten zum größten Teil ab 1. Jänner 2005. Ins-
besondere der familienpolitische Teil wurde jedoch rück-
wirkend auf Anfang 2004 vorgezogen. 

Die Maßnahmen der zweiten Etappe der Steuerreform
bringen insbesondere:

• Reform des Einkommen- und Lohnsteuertarifs mit ei-
ner Tarifentlastung von 1,1 Mrd. ¤,

• stärkere steuerliche Förderung von Familien,
• Anhebung des Pendlerpauschales und des steuerlich

anerkannten Höchstbetrages für Kirchenbeiträge,
• Senkung des Körperschaftsteuersatzes von 34% auf 25%,
• Einführung einer modernen Gruppenbesteuerung, 
• steuerliche Entlastung versicherungstechnischer Rück-

stellungen,
• Abschaffung der Schaumweinsteuer und Senkung der

Biersteuer sowie 
• Senkung der Mineralölsteuer auf Agrardiesel.

Der Einkommen- und Lohnsteuertarif wurde vom System
her umgebaut. Die früheren Grenzsteuersätze wurden
durch Durchschnittssteuersätze abgelöst. Es gibt nur
mehr zwei Durchschnittssteuersätze mit 23% und 33,5%.
Der Spitzensteuersatz von 50% bleibt unverändert. Dies
bedeutet neben einer deutlichen Vereinfachung auch
mehr Klarheit. Gleichzeitig werden die Steuerzahler um
etwa 1,1 Mrd. ¤ entlastet. Nun setzt für Arbeitnehmer
die Steuerpflicht bei einem Bruttojahreseinkommen von
15.770 ¤ ein. Für Pensionisten wurde die Steuerbefrei-
ung auf 13.500 ¤ erhöht. Selbständige zahlen bis zu ei-
nem Jahreseinkommen von 10.000 ¤ keine Einkommen-
steuer mehr. Ab 1. Jänner 2005 werden rd. 2,55 Mio.
Steuerpflichtige keine Lohn- und Einkommensteuer mehr
bezahlen. 

Einen großen Bereich der zweiten Etappe der Steuerre-
form 2004/2005 bildet die Entlastung der Familien. Rück-
wirkend ab dem 1. Jänner 2004 wurde ein Kinderzuschlag
zum Alleinverdiener und -erzieherabsetzbetrag in gestaf-
felter Form eingeführt: 130 ¤ jährlich für das erste Kind,
175 ¤ für das zweite und 220 ¤ für jedes weitere Kind.
Darüber hinaus wurde die Zuverdienstgrenze beim Al-
leinverdienerabsetzbetrag mit Kind von 4.400 ¤ auf 6.000 ¤
jährlich erhöht. Das heißt, bis zu diesem Betrag darf der
jeweilige Partner dazuverdienen, ohne dass der Absetz-
betrag wegfällt. Für Alleinverdiener ohne Kind beträgt
die Zuverdienstgrenze unverändert 2.200 ¤. Die Kosten

für diesen familienfördernden Teil der Steuerreform be-
tragen insgesamt 230 Mio. ¤ und wurden bereits auf
2004 vorgezogen. Weiters wurde das Pendlerpauschale
generell um 15% erhöht. Damit werden die Kostenerhö-
hungen für die Wegstrecke Wohnung – Arbeitsstätte pau-
schal abgegolten. Auch die Anhebung des Pendlerpau-
schales gilt bereits für das gesamte Jahr 2004. Schließ-
lich wurde die Absetzbarkeit des Kirchenbeitrages von 70 ¤
auf 100 ¤ angehoben.

Der dritte Bereich betrifft die steuerliche Entlastung der
Unternehmen. Die Absenkung des Körperschaftsteuer-
satzes von 34% auf 25% entspricht einer Entlastung von
knapp 1 Mrd. ¤. Dadurch wird die Wettbewerbsfähigkeit
der österreichischen Wirtschaft gegenüber den wichtigs-
ten Mitbewerbern erhöht. Zusätzlich tritt nunmehr an
Stelle der bisherigen Organschaftsregelung eine moder-
ne, international attraktive Gruppenbesteuerung, die zu
weiteren Entlastungen für die Wirtschaft im Ausmaß von
100 Mio. ¤ jährlich führt. Die Organschaft ist antiquiert
und entspricht nicht mehr den heutigen Unternehmer-
strukturen. Mit der neuen Gruppenbesteuerung soll die
Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Österreich zu-
sätzlich erhöht und die Internationalisierung der heimi-
schen Wirtschaft gesteigert werden. So wird die Verla-
gerung von Headquarters sowie von Forschungs- und
Entwicklungszentren nach Österreich bewusst forciert,
um zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen und bestehen-
de zu sichern. Die steuerliche Abzugsfähigkeit bestimm-
ter versicherungstechnischer Rückstellungen wurde aus-
geweitet.

Die Schaumweinsteuer wurde abgeschafft und die Bier-
steuer wurde abgesenkt. Von dieser Maßnahme profitie-
ren vor allem Gastronomie und Tourismuswirtschaft. Für
die Landwirtschaft benötigter Dieseltreibstoff wird ab
2005 günstiger besteuert. Dies führt zu einer Entlastung
von 50 Mio. ¤ jährlich.

Die zwei Etappen der Steuerreform bringen ein jährliches
Entlastungsvolumen von mehr als 3 Mrd. ¤ für diese Le-
gislaturperiode. Gemeinsam mit den Konjunktur- und
Wachstumspakten wird die Nettoentlastung der Steuer-
zahler und der Wirtschaft insgesamt über 4 Mrd. ¤ be-
tragen.
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Tabelle 12 Budgetäre Wirkungen der Steuerreform 2004/20051

in Mio. ¤

2004 2005 2006 2007

Lohn- und Einkommensteuer 

Erste Etappe

Tarifreform 2004 320 380 380 380

Eigenkapitalbegünstigung -- 200 400 400

Studienbeiträge -- 3 3 3

Gleichbehandlung ausländischer Kapitaleinkünfte 5 10 10 10

Breitbandtechnik 4 8 -- --

Summe erste Etappe 329 601 793 793

Zweite Etappe

Tarifreform -- 950 1.150 1.100

Kinderzuschläge AVAB2 160 240 200 200

Zuverdienstgrenze Alleinverdienerabsetzbetrag 25 35 30 30

Kirchenbeiträge -- -- 30 30

Pendlerpauschale 15 25 20 20

Summe zweite Etappe 200 1.250 1.430 1.380

Lohn- und Einkommensteuer – Gesamtentlastung 529 1.851 2.223 2.173

Körperschaftsteuer

Körperschaftsteuersatzsenkung -- 500 1.450 975

Gruppenbesteuerung -- -- 100 100

Versicherungstechnische Rückstellungen -- -- 25 25

Körperschaftsteuer – Gesamtentlastung -- 500 1.575 1.100

Verbrauchsteuern

Erste Etappe

Umsatzsteuer (auf Mineralölsteuer/Energieabgaben) -40 -43 -43 -43

Mineralölsteuer -200 -240 -240 -240

Energieabgaben -135 -117 -117 -117

Straßenbenützungsabgabe 75 90 90 90

Summe erste Etappe -300 -310 -310 -310

Zweite Etappe

Schaumweinsteuer -- 10 20 20

Biersteuer -- 5 8 8

Agrardiesel (Mineralölsteuer) -- -- 50 50

Summe zweite Etappe -- 15 78 78

Verbrauchsteuern – Gesamt -300 -295 -232 -232

Entlastung durch Steuerreform, erste Etappe (2004) 29 291 483 483

Entlastung durch Steuerreform, zweite Etappe (2005) 200 1.765 3.083 2.558

Entlastung durch Steuerreform  gesamt (2004/05) 229 2.056 3.566 3.041

in % des BIP 0,1 0,8 1,4 1,2

Zusätzlich: Entlastung bei ALV-, UV-, FLAF- und IESG-Beiträgen 153 153 153 153
1(+) = Steuersenkung, (-) = Steuererhöhung
2AVAB = Alleinverdiener- und -erzieherabsetzbetrag

Quelle: BMF
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Tabelle 13 Öffentliche Abgaben des Bundes

in Mio. ¤

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Veranlagte Einkommensteuer 3.126,0 2.677,2 3.000,0 2.818,9 2.400,0 2.800,0

Lohnsteuer 16.218,6 16.943,8 17.300,0 17.118,6 17.000,0 17.700,0

Kapitalertragsteuer auf Zinsen 1.662,8 1.410,3 1.730,0 1.318,1 1.550,0 1.570,0

Körperschaftsteuer 4.559,2 4.331,9 4.300,0 4.470,4 3.600,0 3.800,0

Umsatzsteuer 17.638,6 16.472,3 19.000,0 18.154,9 19.100,0 19.400,0

Zölle 218,5 207,7 200,0 221,5 180,0 170,0

Tabaksteuer 1.296,9 1.328,7 1.350,0 1.317,9 1.350,0 1.400,0

Mineralölsteuer 3.108,7 3.310,0 3.450,0 3.594,0 3.700,0 3.650,0

Stempel und Rechtsgebühren 765,8 781,0 800,0 790,2 815,0 825,0

Energieabgabe 692,3 699,3 790,0 736,2 750,0 760,0

Normverbrauchsabgabe 414,5 449,7 440,0 477,0 490,0 510,0

Motorbezogene Versicherungssteuer 1.185,0 1.217,4 1.250,0 1.251,1 1.290,0 1.320,0

Kraftfahrzeugsteuer 201,1 207,3 150,0 166,0 140,0 145,0

Sonstige Abgaben 3.862,8 3.461,4 3.857,8 3.772,3 3.945,2 4.266,2

Bruttoabgaben 54.950,8 53.497,9 57.617,8 56.206,9 56.310,2 58.316,2

Überweisung an Länder, 

Gemeinden, Fonds u. a. -16.176,4 -16.077,3 -16.601,8 -16.397,2 -16.440,7 -17.028,5

Überweisung an die EU -2.108,2 -1.952,2 -2.400,0 -2.149,5 -2.386,1 -2.386,1

Nettoabgaben 36.666,2 35.468,4 38.616,0 37.660,2 37.483,3 38.901,5

Quelle: BMF

Seit dem Regierungswechsel 2000 und verstärkt mit der
neuen Regierung 2003 wird der Verwaltungsreform be-
sonderes Augenmerk zuteil. Die Notwendigkeit einer
umfassenden weiterlaufenden Verwaltungsreform wur-
de als Priorität erkannt und im Regierungsprogramm
2003 ausdrücklich festgehalten. Ziel ist es, die Aufga-
ben des Staates bürgerorientiert, effizient und effektiv
zu erfüllen.

Die vielfältigen Initiativen haben in den letzten Jahren
einen erheblichen Modernisierungsschub bewirkt. Ange-
sichts der parallel erfolgten Haushaltskürzungen und Per-
sonaleinsparungen kann man von einer deutlichen Pro-
duktivitätssteigerung ausgehen. Durch Personal- und Ver-
waltungsreformmaßnahmen konnten in der Bundesver-

waltung seit dem Jahr 2000 Einsparungen in der Bundes-
verwaltung von über 1,4 Mrd. ¤ erreicht werden und rd.
13.000 Vollbeschäftigungsäquivalente (VBÄ) abgebaut
werden.

Die gewollte Ressourcenverknappung erfordert eine ge-
zielte Personalentwicklung und ein durchdachtes Perso-
nalmanagement, um die Leistungsfähigkeit des öffent-
lichen Sektors zu optimieren. Die Ministerien haben ent-
sprechende Schritte durch eigene Personalentwicklungs-
programme gesetzt. Um die notwendige Flexibilität im
öffentlichen Dienst zu gewährleisten, sind die Schaffung
eines einheitlichen Bundesmitarbeitergesetzes und die
Vereinheitlichung der Dienst- und Besoldungsrechte ge-
plant.

5.5 Verwaltungsreform
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Die effektive Nutzung der Instrumente des New Public
Managements und der modernen Technologien dienen
der effektiven, effizienten und kostengünstigen Erfüllung
der öffentlichen Aufgaben. 

Die traditionelle öffentliche Verwaltungsführung wird
zunehmend in eine nach den Grundsätzen des New Pu-
blic Managements orientierte öffentliche Verwaltung
weiterentwickelt. Neben dem Ausbau von Controlling und
modernen Berichts- und Managementsystemen sind ins-
besondere die Verlängerung der Flexibilisierungsklausel
und die Einführung der Bundes-Kosten-Leistungsrech-
nung hervorzuheben:

• Im Rahmen der bis Ende 2006 verlängerten Flexibili-
sierungsklausel wird Dienststellen des Bundes mehr
Spielraum und Verantwortung in Fragen Budget, Per-
sonal, Organisation und Leistungserstellung ermög-
licht. Derzeit sind 14 Flexiorganisationen aktiv.

• Moderne Kosten- und Leistungsrechnungsinstrumen-
te ermöglichen eine Umstellung auf die Bewertung von
Leistungen mit Betonung des Outputs als Zielvorgabe.
Durch die Einführung der Bundes-Kosten-Leistungs-
rechnung mit 1.1.2005 können Kosten von Leistungen
und damit auch Einsparungen und Leistungssteigerun-
gen sichtbar gemacht werden. 

Die Möglichkeiten der IT-Technologien werden auch in
der öffentlichen Verwaltung zunehmend zum Nutzen der
Bürger und Bediensteten genutzt. Ein Modernisierungs-
schub für den gesamten öffentlichen Sektor und eine Ver-
besserung der Kommunikation zwischen Bürger und Ver-
waltung soll dadurch erreicht werden:

• Bei den EU-Gipfeln in Feira und Lissabon wurde von
den EU-Mitgliedsländern vereinbart, dass bis Ende 2005
alle wesentlichen Verwaltungsleistungen im Internet
verfügbar sein sollen. Die Umsetzung erfolgt in natio-
nalen Konzepten. Auch Österreich muss Ende 2005 da-
hingehend umgerüstet sein. Essenziell für eine erfolg-
reiche Umsetzung ist die Zusammenarbeit auf allen
Ebenen bei der Erstellung einer umfassenden Strate-
gie und deren Realisierung. Die Bundesregierung hat
daher im Mai 2003 eine E-Government Offensive ge-
startet und bereits zahlreiche Maßnahmen gesetzt. 

• Seit 2001 entwickelt HELP Online-Amtswege, die 24
Stunden, 7 Tage pro Woche zur Verfügung stehen. Der-
zeit stehen 38 Online-Amtswege zur Verfügung. Help.gv.
wurde als bestes Beispiel in Europa mit dem E-Govern-
ment Award ausgezeichnet. 

• Im BMF selbst ist es durch FINANZOnline möglich, dass
Steuererklärungen (Einkommen-, Körperschaft-, Um-
satzsteuer) abgegeben werden. Steuererklärungen
können elektronisch übermittelt und Steuerbescheide
elektronisch zugestellt werden. Mögliche Rückerstat-
tungen können somit innerhalb weniger Tage erfol-
gen.

• Die alte Haushaltsverrechnung der 70er Jahre wurde
durch die international anerkannte Standardsoftware-
lösung SAP/R3 abgelöst. Die neue Haushaltsverrech-
nung startete im Mai 2004 und ermöglicht ein effi-
zientes Personal-, Finanz- und Liquiditätsmanagement
und eine zeitgemäße Bereitstellung von Controlling-
daten. Abläufe wurden vereinfacht, Mehrfacherfassun-
gen werden verhindert. 

• Durch die bundesweite Einführung des Elektronischen
Aktes (ELAK) mit Beginn 2005 gibt es in allen Bundes-
ministerien nur mehr Akten in elektronischer Form, die
ohne Medienbruch zwischen den Ressorts ausgetauscht
werden können. Damit wird die Erledigungsdauer ins-
gesamt verkürzt und die Leistungsqualität verbessert.

In den einzelnen Ministerien werden zahlreiche Organi-
sations- und Strukturreformen durchgeführt. Beispiel-
haft werden zwei Reformmaßnahmen – „Neue Gerichts-
organisation“ und „Reform der Finanzverwaltung“ – vor-
gestellt:

• Durch die Zusammenlegung bzw. Sitzverlegung von
kleinen Bezirksgerichten konnte eine neue Gerichtsor-
ganisation geschaffen werden. Die Zahl der Kleinstge-
richte konnte von 192 auf 142 reduziert werden. Durch
diese Maßnahme wird eine homogene, den Bedürfnis-
sen der Bevölkerung ebenso wie den Zielen der Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entgegenkommen-
de Gerichtstruktur gewährleistet.  

• Durch die Reform der Finanzverwaltung wird die Auf-
bau- und Ablauforganisation umfassend neu gestaltet
und neue Managementmethoden und Management-
instrumente eingeführt. Die Umsetzung der neuen Or-
ganisationsstruktur erfolgt in regionalen Wellen 2004
und 2005. Mehr Kundennähe wird durch Einrichtung
von Infocenters, gruppenspezifisches Service und kun-
dengerechte Öffnungszeiten möglich. Durch einheitli-
che Leistungs- und Qualitätsstandards ist die Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung gewährleistet und eine ein-
heitliche Prüfungsdichte gegeben. Die Arbeit erfolgt
nunmehr in kleinen Teams, die dezentral ohne großen
bürokratischen Aufwand agieren. Im Vollausbau Mit-
te 2005 werden es mehr als 500 Teams sein. 
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Neben der Vielzahl an ressortspezifischen Verwaltungs-
reformprojekten sind die großen ressortübergreifenden
Organisationsreformen zu erwähnen: 

• Die bislang bestehenden 32 Buchhaltungen des Bun-
des wurden in die zentrale Buchhaltungsagentur zu-
sammengeführt. Durch Optimierung der Abläufe und
Neugestaltung der Prozesse ist eine schlanke Aufbau-
organisation geschaffen worden. Buchhaltungsleistun-
gen werden unter minimaler Ressourcenbelastung und
bei gleich bleibendem Service flächendeckend zur Ver-
fügung gestellt. Transparenz und Nachvollziehbarkeit
der Leistungen und Kosten werden durch Leistungs-
und Kostenvereinbarungen geschaffen.

• Das Projekt „Serviceleistungen im Bund“ hat sich zum Ziel
gesetzt, die Serviceleistungen zu bündeln und auch unter
dem Gesichtspunkt möglicher Outsourcing- oder Cluster-
lösungen zu optimieren. Dadurch sollen Parallelitäten eli-
miniert und Synergieeffekte geschaffen werden. Ange-
strebt wird eine vollständige Umsetzung bis Ende 2007.

• Durch die Einrichtung der Bundesbeschaffungs GmbH
2002 können Synergieeffekte durch Bündelung der bis-

her zentralen Beschaffungsstrukturen des Bundes ge-
schaffen, die Einkaufsposition des Bundes optimal ge-
nutzt und die regionalen Versorgungsstrukturen der
Klein- und Mittelbetriebe berücksichtigt werden.

Die VIP Datenbank, in der die Ressorts ihre Verwaltungs-
reformprojekte darstellen, ist eine wesentliche Voraus-
setzung für ein erfolgreiches Controlling und unterstützt
die erfolgreiche Umsetzung von Verwaltungsreformpro-
jekten. Derzeit sind 136 Projekte im Verwaltungsreform-
controlling erfasst.

Im Rahmen des Österreich-Konvents wurden zahlreiche
Vorschläge für eine effiziente öffentliche Verwaltung er-
arbeitet. Ein ausgearbeiteter Verfassungsentwurf wurde
im Jänner 2005 vorgelegt. Demgemäß wird vorgeschla-
gen, die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern
zu vereinfachen, die Zahl der Verfassungsbestimmungen
zu reduzieren und den Instanzenzug im Verwaltungsver-
fahren neu zu ordnen. Allen Organen des Bundes, der
Länder und der Gemeinden soll ein „Effizienzgebot“ in
die Verfassung geschrieben werden. 

Die Schwerpunkte der im Herbst 2004 abgeschlossenen
Verhandlungen über den Finanzausgleich 2005 bis 2008
waren die Verlängerung und Weiterentwicklung des Öster-
reichischen Stabilitätspaktes, die Krankenanstaltenfinan-
zierung, die Kostentragung für die Landeslehrer, die Ent-
wicklung der Anteile der Gebietskörperschaften an der
so genannten „Finanzausgleichsmasse“ und die Vertei-
lung der Ertragsanteile auf der Ebene der Gemeinden. Das
Ergebnis besteht aus einem aus drei Blöcken zusammen-
gesetzten Gesamtpaket, und zwar:

• aus dem Finanzausgleichsgesetz 2005 sowie einem
Maßnahmenpaket zur Krankenanstaltenfinanzierung,

• aus der Vereinbarung gem. Art. 15a B-VG über die Or-
ganisation und Finanzierung des Gesundheitswesens und

• aus dem Österreichischen Stabilitätspakt 2005.

Finanzausgleichsgesetz 2005

Gegenüber der derzeitigen Rechtslage sieht das Finanz-
ausgleichsgesetz 2005 (FAG 2005) folgende wesentliche
Neuregelungen vor:

• Das bisherige System für den Ersatz der Landeslehrer-
personalkosten wird fortgeführt, Strukturproblemen
bei sinkender Schülerzahl und sonderpädagogischem
Förderbedarf wird mit einem zusätzlichen Kostener-
satz des Bundes an die Länder iHv jährlich 12 Mio. ¤
Rechnung getragen. 

• Beim abgestuften Bevölkerungsschlüssel als wichtigstem
Kriterium für die Aufteilung der Ertragsanteile der Ge-
meinden werden die Gemeinden bis 10.000 Einwohner
durch die Erhöhung des untersten Vervielfachers wesent-
lich aufgewertet; der Sockelbetrag entfällt hingegen. Die
durch diese Maßnahmen entstehenden Mindereinnah-
men der Städte bei den Ertragsanteilen werden durch ei-
ne Finanzzuweisung des Bundes ausgeglichen.

• Länder und Gemeinden erhalten jährlich zusätzlich je-
weils 100 Mio. ¤ als Finanzzuweisung des Bundes. Die
Zuweisung an die Gemeinden dient teilweise als Aus-
gleich für Mindereinnahmen aus der Reform des ab-
gestuften Bevölkerungsschlüssels.

• Die wichtigsten derzeit ausschließlichen Bundesabga-
ben werden in gemeinschaftliche Bundesabgaben um-
gewandelt. Ab dem Jahr 2005 gilt für die gemeinschaft-

5.6 Finanzausgleich
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lichen Bundesabgaben ein einheitlicher Aufteilungs-
schlüssel.

• Die Verwaltungsreform wird aufbauend auf den Arbei-
ten des Österreich-Konvents fortgesetzt. Dabei sind
insbesondere die notwendigen Aufgaben des öffent-
lichen Sektors zu definieren und nach den Grundsät-
zen der Kostengünstigkeit, Effektivität und Effizienz
bei einvernehmlicher Regelung der Kostentragung auf-
zuteilen.

• Die Gemeinden werden ermächtigt, Vereinbarungen
über eine Teilung des Ertrages aus der Kommunalsteu-
er zu treffen.

• Die Parkometerabgabe wird eine ausschließliche Gemein-
deabgabe in Form der freien Beschlussrechtsabgabe. 

• Weitere abgabenrechtliche Themen der Gemeindefi-
nanzierung sollen in einer Arbeitsgruppe beraten wer-
den. Dabei wird auch die Möglichkeit einer Abschaf-
fung der Werbeabgabe zu beraten sein.

Dieser finanzausgleichsrechtliche Teil des Pakets erhöht
die Ausgaben des Bundes um 212 Mio. ¤ jährlich. Aus
dem einheitlichen Schlüssel, der ab dem Jahr 2005 für
die bisherigen ausschließlichen und für die gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben gilt, sind keine finanziellen Aus-
wirkungen zu erwarten, weil die Umrechnung neutral auf
Basis des Rechnungsabschlusses 2004 erfolgen wird. Da
Bund, Länder und Gemeinden auf Grund des einheitlichen
Schlüssels an den wichtigsten Bundesabgaben nunmehr
gleichmäßig beteiligt sind, werden Steuerreformen in Zu-
kunft weniger Einfluss auf die Anteile der Gebietskörper-
schaften aus diesen Abgaben haben.

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Organi-
sation und Finanzierung des Gesundheitswesens

Für das Gesundheitswesen wurde ein gleichwertiges Pa-
ket an Ausgabenreduktionen und zusätzlichen Einnah-
men beschlossen. Jeder Teil soll mit einem Volumen von
rd. 300 Mio. ¤ pro Jahr zur Konsolidierung der öffent-
lichen Budgets beitragen. 

Der ausgabenseitige Teil umfasst Maßnahmen zur Kos-
tendämpfung und Effizienzsteigerung bzw. zur Steue-
rung im Gesundheitswesen. Konkret sollen die Einspa-
rungen erreicht werden durch

• kürzere Spitalsaufenthalte,
• Einsparungen bei den Spitalsverwaltungen,
• bessere Abstimmung zwischen Ärzten und Spitälern,
• Einführung von Tages- und Wochenkliniken.

Dazu sollen die Vorsorgeuntersuchungen weiter ausge-
baut werden. Im Vordergrund stehen dabei die Früher-
kennung der großen Volkskrankheiten wie Krebs, Diabe-
tes oder Herz-Kreislauf-Störungen. Analog zum erfol-
greichen Mutter-Kind-Pass sollen Gesundheitspässe für
alle Altersgruppen zur Verfügung stehen. Eine Plattform
für Gesundheitsförderung soll künftig die verschiedenen
Gesundheitsförderungsaktivitäten koordinieren und den
Austausch von best-practice-Modellen fördern. 

Einnahmenseitig wurden mit Wirkung 1. Jänner 2005 fol-
gende Maßnahmen beschlossen:

• Die Länder können den Spitalskostenbeitrag von der-
zeit rd. 8 ¤ auf 10 ¤ pro Aufenthaltstag erhöhen. Aus
dieser Maßnahme werden Mehreinnahmen von rd. 15
Mio. ¤ erwartet.

• Der Krankenversicherungsbeitrag wurde um 0,1% für
die Jahre 2005 bis 2008 erhöht. Diese Erhöhung tra-
gen je zur Hälfte Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Da-
mit werden Mehreinnahmen von etwa 120 Mio. ¤ er-
wartet. 

• Die Höchstbeitragsgrundlage in der Krankenversiche-
rung wurde um 90 ¤ für unselbständig Erwerbstätige
bzw. um 105 ¤ für selbständig Erwerbstätige analog
zur Pensionsversicherung erhöht. Aus dieser Maßnah-
me resultieren Mehreinnahmen von rd. 30 Mio. ¤. Zu
bemerken ist, dass die Anhebung der Höchstbeitrags-
grundlage in den Sozialversicherungsgesetzen bereits
im Rahmen der Pensionsharmonisierung erfolgt. Dazu
kommt die jährliche automatische Erhöhung.

• Die Leistungsverpflichtung der Krankenversicherungs-
träger bei der Finanzierung von Brillen und sonstigen
Sehbehelfen aus dem Titel der Heilbehelfe (und Hilfs-
mittel) wird eingeschränkt. Kinder, hochgradig Sehbe-
hinderte und sozial Bedürftige können weiterhin mit
Zuschüssen rechnen. Diese Maßnahme bedeutet Ein-
sparungen von rd. 35 Mio. ¤.

• Die Tabaksteuer wurde um 18 Cent pro Packung er-
höht. Diese Maßnahme soll Mehreinnahmen von bis
zu 90 Mio. ¤ zur Folge haben, die zu einem Drittel der
Krankenversicherung und zu zwei Drittel den Landes-
gesundheitsfonds zugute kommen sollen.

• Die Rezeptgebühr wurde zusätzlich zur jährlichen auto-
matischen Erhöhung um 10 Cent pro Packung angeho-
ben. Daraus resultieren Mehreinnahmen von 10 Mio. ¤.

Diese Maßnahmen sollen ab 1. Jänner 2005 in Summe
rd. 300 Mio. ¤ an zusätzlichen jährlichen Einnahmen er-
bringen, wobei hievon ein Teil der sozialen Krankenver-
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sicherung und ein Teil den Landesgesundheitsfonds zur
Krankenanstaltenfinanzierung zur Verfügung stehen soll.

In einer Zusatzvereinbarung der Länder über die Verteilung
der ihnen zukommenden Mittel sind wegen der Gastpa-
tientenproblematik und Strukturfragen für Tirol, Oberöster-
reich, Salzburg und Niederösterreich Vorwegabzüge iHv
insgesamt 14 Mio. ¤ im Jahr 2005, 18 Mio. ¤ im Jahr 2006
und je 22 Mio. ¤ in den Jahren 2007 und 2008 vorgesehen.

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Öster-
reichischen Stabilitätspakt

Durch eine Neufassung des Österreichischen Stabilitätspak-
tes wird sichergestellt, dass alle Gebietskörperschaften Öster-
reichs vor dem Hintergrund der geänderten wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen ihren Beitrag zur Haushaltsdisziplin
bringen. Aufbauend auf den Bestimmungen des Österreichi-
schen Stabilitätspaktes 2001 wurden von Bund, Ländern und
Gemeinden mit dem Österreichischen Stabilitätspakt 2005
im Wesentlichen folgende Neuerungen vereinbart:

• Vereinbarter Stabilitätsbeitrag: Bis 2008 soll das ge-
samtstaatliche Maastricht-Defizit wieder auf Null zu-
rückgeführt werden. Zur Erreichung dieses Ziels wur-
den die Stabilitätsbeiträge für Bund, Länder und Ge-
meinden wie folgt festgelegt:

Der Bund verpflichtet sich, seine Budgetpolitik so sta-
bilitätsorientiert zu gestalten, dass das Defizit im
Bundeshaushalt für das Jahr 2005 maximal 2,4% des
BIP, für das Jahr 2006 maximal 2,2% des BIP, für das
Jahr 2007 maximal 1,4% des BIP und für das Jahr 2008
maximal 0,75% des BIP beträgt.

Die Länder verpflichten sich, einen durchschnittlichen
Haushaltsüberschuss iHv jeweils nicht unter 0,6% des
BIP für die Jahre 2005 und 2006, iHv nicht unter 0,7%
des BIP für das Jahr 2007 und iHv nicht unter 0,75%
des BIP für das Jahr 2008 beizutragen.

Die Gemeinden verpflichten sich, durch ein ausgegliche-
nes Haushaltsergebnis beizutragen. Länderweise Über-
schüsse des Gemeindesektors werden den Ländern im
Bedarfsfall angerechnet.

Für das Jahr 2005 und 2006 sind Unterschreitungen
des ordentlichen jährlichen Stabilitätsbeitrages nicht
zulässig. Für das Jahr 2007 und 2008 gelten die Über-
bzw. Unterschreitungsregeln des Stabilitätspaktes 2001.

• Auslegungsregeln: Für die Ermittlung der Haushalts-
ergebnisse 2005 und 2006 sollen die Regeln des Sta-
bilitätspaktes 2001 zur Anwendung kommen. Ab dem
Jahr 2007 werden die Auslegungsregeln des ESVG 95
zu Grunde gelegt.

• Haushaltskoordinierung: Die Bemühungen zur Haus-
haltskoordinierung und wechselseitigen Information
über die mittelfristige Haushaltsführung sollen durch
die Vereinbarung der jährlichen Erfassung und Darstel-
lung der Personalstände und der Aktivitätsausgaben
der Länder für bestimmte Bereiche sowie durch die Er-
stellung und Übermittlung einer Sensitivitätsanalyse
intensiviert werden.

Verwaltungsreformmaßnahmen

Teil der Gesamteinigung über den Finanzausgleich ab
2005 ist die Vereinbarung der Gebietskörperschaften zur
Effizienzsteigerung der öffentlichen Aufgabenerfüllung.
Dazu wurde eine Arbeitsgruppe auf höchster politischer
Ebene eingerichtet, die Maßnahmen für eine weiterfüh-
rende Verwaltungsreform erarbeitet. Die Arbeitsgruppe
wird insbesondere folgende Punkte behandeln und in der
Folge ein Umsetzungsmonitoring einrichten:

• Definition der notwendigen Aufgaben des öffentlichen
Sektors

• Aufteilung der Aufgabenverantwortlichkeiten nach den
Grundsätzen der Kostengünstigkeit, Effektivität und
Effizienz bei einvernehmlicher Lösung der Kostentra-
gung

• Ermittlung konkreter Reformmaßnahmen (inklusive
ausreichender Planungsdaten wie z. B. Einsparungspo-
tenzial und Meilensteine)

• Einführung eines Maßnahmencontrollings und abschlie-
ßender Evaluation der Projekte des öffentlichen Sek-
tors

• Redimensionierung des öffentlichen Sektors (Hoheits-
verwaltung und Privatwirtschaftsverwaltung)

• Standardisierung der Personaldaten (Herstellung der
Vergleichbarkeit)

• Zeitplan für die Umstellung von der bisherigen Volks-
zählung auf das Zentrale Melderegister

• Weitgehende Vereinheitlichung im Pensionsrecht der
Gebietskörperschaften

Eine weitere Arbeitsgruppe soll sich mit abgabenrecht-
lichen Themen der Gemeindefinanzierung wie auch der
Abschaffung der Werbeabgabe auseinandersetzen.
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Der Bund hat im Jahr 2004 seine Anteile an der Öster-
reichischen Volksbanken AG, der Tiroler Flughafenbe-
triebsgmbH, der Flughafen Graz BetriebsgmbH, der Öster-
reichischen Exportfonds GmbH, der BUWOG, der EBS
Wohnungsgesellschaft mbH Linz, der ESG Wohnungs-
gesellschaft mbH Villach, der WBG Wohnungsgesell-
schaft mbH Wien und an der Wohnungsanlagen GmbH
Linz veräußert. 

Die ÖIAG wurde mit dem Privatisierungsauftrag der
Bundesregierung vom 29. Februar 2000 beauftragt, vor-
rangig nachstehende Unternehmen oder Anteile an Unter-
nehmen zu 100% neuen Eigentümern, strategischen Part-
nern oder dem Publikum zuzuführen: Österreichische
Staatsdruckerei GmbH, Dorotheum GmbH, Print Media
Austria AG, Flughafen Wien AG, Österreichische Post-
sparkasse AG, Telekom Austria AG, Austria Tabak AG.

Nach den im Jahr 2000 von der ÖIAG durchgeführten Pri-
vatisierungen (Österreichische Postsparkasse AG, Redu-
zierung des Anteils an der Flughafen Wien AG auf 8,9%,
Platzierung eines 22,4%-Anteiles an der Telekom Austria
AG an der Börse, Verkauf der Staatsdruckerei GmbH-Si-
cherheitsdruck) wurden die Privatisierungsmaßnahmen
im Jahr 2001 fortgesetzt. Dabei erfolgten der Verkauf der
verbliebenen Anteile an der Flughafen Wien AG und der
Austria Tabak AG sowie der gänzliche Verkauf des Doro-
theums und der Strohal Rotations Druck GmbH. Der Ver-
kauf der Strohal Rotations Druck GmbH wurde im Jahr
2002 rechtlich wirksam. 

Weiters hat die Bundesregierung die ÖIAG mit Minister-
ratsbeschluss am 14. Mai 2002 beauftragt, die Anteile
der Österreichischen Postbus AG an die ÖBB unter nach-
folgender Einbindung privater Verkehrsunternehmen ab-
zugeben. 

Der Privatisierungsauftrag der Bundesregierung an die
ÖIAG vom 1. April 2003 sieht für die laufende Legisla-
turperiode Folgendes vor:

Die Privatisierungen sollen zu einer möglichst hohen
Wertsteigerung der Unternehmen führen und einen mög-
lichst hohen Erlös für den Eigentümer erbringen. Zusätz-
lich sind die österreichischen Interessen wie folgt zu
wahren:

• Schaffung bzw. Erhaltung sicherer Arbeitsplätze in
Österreich,

• nach Möglichkeit Aufrechterhaltung der Entscheidungs-
zentralen der zu privatisierenden Unternehmen in Öster-
reich durch Schaffung österreichischer Kernaktionärs-
strukturen durch Syndikate mit industriellen Partnern,
Banken, Versicherungen, Pensionskassen, Vorsorgekas-
sen, Fonds etc.,

• Erhaltung und Ausbau der bestehenden Forschungs-
und Entwicklungskapazitäten, 

• Berücksichtigung des österreichischen Kapitalmarktes.

Für nachstehende Unternehmen oder Anteile an Unter-
nehmen wird eine 100%-ige Privatisierung angestrebt:

• Böhler-Uddeholm AG
• VA Technologie AG
• voestalpine AG
• Österreichische Bergbauholding AG

Für die Telekom Austria AG ist die Privatisierung bis zu
100% anzustreben. Für die Österreichische Post AG wird
ein strategischer Partner gesucht und damit ein erster
Privatisierungsschritt unter der Voraussetzung der flä-
chendeckenden Erhaltung der Servicequalität und Ver-
besserung der Unternehmensstruktur im Interesse der
Steuerzahler und Konsumenten vorgenommen.

Für die Österreichische Postbus AG ist nach Abgabe von
100% der Aktien an die ÖBB-AG nach Durchführung des
gesetzlich möglichen kartellgerichtlichen Prüfungsver-
fahrens und Erfüllung allfälliger kartellgerichtlicher Auf-
lagen die Übertragung eines maßgeblichen Teils der Öster-
reichischen Postbus AG an private Wettbewerber sicher-
zustellen. 

Der Privatisierungsauftrag hinsichtlich der voestalpine
AG wurde im Ministerrat am 24. Juni 2003 modifiziert.
Die ÖIAG wurde beauftragt, die zwei Optionen – Priva-
tisierung der voestalpine AG über die Börse und Privati-
sierung der voestalpine im Wege von Finanzinvestoren –
mit folgenden Zielen zu prüfen:

• Beibehaltung der österreichischen Kernaktionärsstruk-
tur des Unternehmens,

• Wahrung der Einheit des Unternehmens,

5.7 Privatisierungen
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• Erhaltung und Ausbau der Forschungs- und Entwick-
lungskapazitäten,

• Aufrechterhaltung der Entscheidungszentrale in Öster-
reich.

In Erfüllung dieser Privatisierungsaufträge erfolgten im
Jahr 2003 die Privatisierung von 9% der VA-Tech-Aktien,
der 100%-Beteiligung an der Österreichischen Postbus
AG, von 19,7% der voestalpine AG-Aktien (zuzüglich 15%
als Umtauschanleihe) und von 25% der Böhler-Udde-
holm AG-Aktien durch die ÖIAG.

Der Privatisierungsauftrag der Bundesregierung hinsicht-
lich VA Technologie wurde mit Beschluss des Minister-
rates vom 6. September 2004 ein weiteres Mal modifi-
ziert. Die ÖIAG wurde ermächtigt, die erforderlichen ge-
sellschaftsrechtlichen und finanziellen Maßnahmen zu
treffen, die die Wahrung einer stabilisierenden Rolle im
Sinne des Unternehmens, der Mitarbeiter und des Stand-
ortes ermöglicht. Ausdrücklich wird die ÖIAG ermächtigt
bei Kapitalerhöhungen mitzugehen, um die Ziele des Re-
gierungsauftrages zu erfüllen. Ziel ist,

• dass das Unternehmen eine österreichische Kernaktio-
närsstruktur behält,

• die Aufrechterhaltung der Entscheidungszentrale und
von Arbeitsplätzen in Österreich,

• die Wahrung der Einheit des Unternehmens,
• die Förderung der Forschungs- und Entwicklungskapa-

zitäten.

Die Siemens AG Österreich hat im Dezember 2004 ein öf-
fentliches Übernahmeangebot auf Erwerb sämtlicher Aktien
der VA Tech gestellt. Die ÖIAG beabsichtigt die Abgabe ih-
res Anteils (14,69%) im Rahmen dieses Übernahmeangebots. 

In weiterer Erfüllung der Privatisierungsaufträge hat die
ÖIAG 2004 17% der Telekom Austria Aktien über die Bör-
se verkauft. Weiters wurde die Bergbauholding 2004 re-
strukturiert. Die Erzberg GmbH wurde abgespalten und
über eine gemeinsam mit voestalpine AG gestaltete Stif-
tungslösung verkauft. Danach wurde die ÖIAG-Bergbau-
holding in die GKB fusioniert. Mit Ausnahme der noch
verbleibenden 30,2% an der Telekom Austria AG, und der
14,69% an der VA Technologie konnten die Privatisie-
rungsaufträge somit zur Gänze erfüllt werden. 

Aus den Privatisierungen der ÖIAG der Jahre 2000 bis
2004 konnten Veräußerungserlöse von rd. 5,0 Mrd. ¤ er-
zielt werden. 
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Die Ausgliederung von Verwaltungsaufgaben bzw. Ver-
selbständigung von Dienststellen ist in den letzten Jah-
ren beim Bund verstärkt als Mittel der Verwaltungsre-
form eingesetzt worden. Dabei werden bestehende Auf-
gaben, die bisher mit verwaltungsnahen Organisations-
formen erfüllt werden samt dem bisherigen bundeseige-
nen Personal in betriebliche Formen (AG, GmbH oder An-
stalten öffentlichen Rechts) überführt.

Wichtigster auslösender Faktor für die Ausgliederungen
ist ein tief greifender Paradigmenwechsel, der darin liegt,
einerseits den öffentlichen Sektor (gemessen an der Staats-
ausgabenquote) zu reduzieren und andererseits eine
grundsätzliche Umstellung von der Hoheitsverwaltung
zum Dienstleistungsstaat zu erreichen, um die Gesamt-
wohlfahrt zu erhöhen. Daneben wirkte die weltweite Li-
beralisierung als Reformfaktor, insbesondere bei den
Bundesbahnen und im Post- und Telekombereich. 

Die Hauptziele einer Ausgliederung sind:

• eine bedarfsgerechtere und wirtschaftlichere Leistungs-
erbringung,

• die Erhöhung der Flexibilität für die Leistungserbrin-
gung,

• die Schaffung von Kostentransparenz,

• die Entlastung des Bundeshaushaltes,
• die Mobilisierung von gebundenem Bundesvermögen.

Bisherige Erfahrungen mit Ausgliederungen und Verselb-
ständigungen zeigen wirtschaftliche und budgetäre Ver-
besserungen sowohl für die Unternehmen selbst als auch
für den Bund. Im Rahmen der Umwandlung in vollrechts-
fähige betriebliche Formen wurde der Handlungsspiel-
raum der ausgegliederten Einheiten zur Eigengestaltung
deutlich erhöht. Neben der Neuordnung des Personal-
rechts auf Basis des Angestelltenrechts wurden mit den
Ausgliederungen auch die finanziellen Beziehungen zwi-
schen Bund und ausgegliederten Einheiten neu geregelt.
Anstelle der Abgangsdeckung durch den Bundeshaushalt
wurden für die in den letzten Jahren durchgeführten Aus-
gliederungen in der Regel Globalbeträge festgelegt. Eine
Studie der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mbH (FGG,
nunmehr AWS) kommt zum Ergebnis, dass fast alle unter-
suchten Unternehmen ihre Betriebsleistung steigern konn-
ten. Die Performance der Unternehmen hinsichtlich der
Pro-Kopf-Produktivität ist deutlich gestiegen. Alle unter-
suchten Unternehmen weisen Produktivitätssteigerun-
gen auf.

Seit dem Jahr 2000 wurden folgende Ausgliederungen
vorgenommen: 

6. Ausgliederungen des Bundes

Jahr Dienststelle/Aufgabe Rechtsform

2000 Statistik Austria Anstalt öffentlichen Rechts

Graphische Sammlung Albertina Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Österreichische Galerie Belvedere Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

MAK – Österreichisches Museum 

für angewandte Kunst Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Technisches Museum Wien Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Ausgliederung des Großteils der 

Immobilien des Bundes in die BIG

2001 Völkerkunde- und Österreichisches 

Theatermuseum – Eingliederung in 

das Kunsthistorische Museum Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Mediathek – Eingliederung in das 

Technische Museum Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Spanische Hofreitschule und Bundesgestüt Piber GmbH
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Jahr Dienststelle/Aufgabe Rechtsform

2001 Bundesbeschaffung Gesellschaft GmbH

Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds Service (IAF) GmbH

Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) Anstalt öffentlichen Rechts

2002 MUMOK – Museum moderner Kunst 

Stiftung Ludwig Wien Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Österreichische Nationalbibliothek Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

Österreichischer Bibliothekenverbund 

und Service GmbH

Österreichische Agentur für Gesundheit 

und Ernährungssicherheit GmbH

2003 Naturhistorisches Museum Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts

2004 Österreichische Gesellschaft für 

Entwicklungszusammenarbeit

(Austrian Development Agency – ADA) GmbH

Universitäten Körperschaft öffentlichen Rechts

Buchhaltungsagentur Anstalt öffentlichen Rechts

2005 Bundesamt und Forschungszentrum für Wald Anstalt öffentlichen Rechts

Mit 1. Jänner 2006 soll weiters das Bundesinstitut für
Arzneimittel (PharmMed) budgetmäßig ausgegliedert
werden. 

Die budgetären Verflechtungen zwischen dem Bundes-
haushalt und den ausgegliederten Unternehmen sind in
der Regel sehr vielschichtig und meist auf mehrere Bud-
getkapitel verteilt. Der Grund liegt darin, dass durch das
Ausgliederungsgesetz bestehende Einrichtungen aus der
Verwaltung des Bundes herausgelöst und bisher vom Bund
selbst erbrachte Leistungen einem neu geschaffenen
Rechtsträger als Aufgabe übertragen werden.

Die dadurch entstehenden Zahlungsströme schlagen sich
im Bundesbudget, vor allem im ausgliedernden Ressort,
in Abhängigkeit von den Aufgaben der ausgegliederten
Einheit unterschiedlich nieder, als

• Ausgaben auf Grund von direkten Leistungsbeziehun-
gen oder

• pauschale Basisabgeltungen auf Grund einer gesetz-
lichen Verpflichtung, 

• Ausgaben für die Beamten der ausgegliederten Unter-
nehmen in den Personalämtern sowie

• Einnahmen oder Ausgaben aus der Gesellschafterstel-
lung des Bundes.

Dazu kommen die Abrechnungen für Refundierungsver-
pflichtungen und Pensionsbeiträge für Beamte, Miet-,
Pacht- und Fruchtgenussentgelte sowie für die infolge
der Ausgliederung vom Bund in Rechnung gestellten
Dienstleistungen und weiters finanzwirksame Vorgänge
auf Grund von Verpflichtungen des Bundes oder der aus-
gegliederten Einheit infolge von Vermögensübergang. 

Bei den Ausgaben für die Personalämter handelt es sich
um „Bilanzverlängerungen“, da sie zur Gänze von den
ausgegliederten Unternehmen zu refundieren sind. Die
ausgaben- und einnahmenseitigen Zahlungsströme zwi-
schen dem Bund und den ausgegliederten Unternehmun-
gen sind in den Tabellen 14 und 15 dargestellt.

Universitäten
Das größte Unterfangen der letzten Jahre stellt die Aus-
gliederung sämtlicher Universitäten dar. Mit 2004 erhiel-
ten alle Universitäten die volle Autonomie. Sowohl was ihr
Personal betrifft, als auch für das vom Bund alle drei Jah-
re zur Verfügung gestellte Globalbudget sind sie nun selbst
verantwortlich. Damit ist die Implementierung des Univer-
sitätsgesetzes 2002 vollständig abgeschlossen. Die Uni-
versitäten bekommen ein im Universitätsgesetz gesicher-
tes Globalbudget von 1,66 Mrd. ¤. Dazu kommen weitere
im Gesetz vorgesehene Zuweisungen, wie z. B. Gehaltser-
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höhungen, Mietaufwendungen und laufende klinische
Mehraufwände sowie Starthilfen für die Implementierung
des Universitätsgesetzes 2002. Für die Universitäten inkl.
Klinikaufwendungen sind im BVA-E 2006 1.973,3 Mio. ¤
vorgesehen. Zusätzlich kommen seit 2004 die Studienge-
bühren zur Gänze den Universitäten zugute. Inklusive der
Einnahmen aus den Studienbeiträgen (mehr als 130 Mio. ¤),
welche zur Gänze den Universitäten verbleiben, verfügen
die Universitäten damit im Jahr 2006 über 2,1 Mrd. ¤. Zu-
sätzliche Bundesmittel für Forschung stehen den Univer-
sitäten über den Fonds zur Förderung der Wissenschaft-
lichen Forschung (FWF) und über Mittel aus dem Offen-
sivprogramm II der Bundesregierung zur Verfügung. 

Nächste entscheidende Schritte bei der Universitätsre-
form sind die Festlegung des Gesamtbetrages für die Leis-
tungsvereinbarungsperiode 2007 – 2009 (bis Ende 2005),
die Leistungsvereinbarungen (Entwürfe müssen bis Ende
April 2006 vorliegen) und die Verordnung über die Indi-
katoren zur Festlegung der Globalbudgets.

Österreichische Gesellschaft für Entwicklungszusam-
menarbeit mit beschränkter Haftung (Austrian Deve-
lopment Agency – ADA)
Mit 1.1.2004 hat die Österreichische Gesellschaft für Ent-
wicklungszusammenarbeit ihre Tätigkeit aufgenommen.
Die Eröffnungsbilanz sowie der Entwurf eines Unterneh-
menskonzepts liegen vor. Zur Optimierung der Umset-
zung von Programmen und Projekten der bilateralen
österreichischen Entwicklungs- und Ostzusammenar-
beit (OEZA) sowie der Mitarbeit an Projekten der multi-
lateralen OEZA im Rahmen der EU und anderer interna-
tionaler Organisationen wurden in wesentlichen Berei-
chen (insbesondere NRO-Kofinanzierung und Rahmen-
vereinbarungen, EU-Ergänzungsfinanzierung) die beste-
henden Instrumente und Verfahren evaluiert und die Um-
setzung der Ergebnisse in die Wege geleitet. Die bereits
erfolgte Einrichtung eines eigenen EU-Desks in der ADA
sowie der Einsatz eines Mitarbeiters in Brüssel (ab 2005)
erleichtern den Zugang österreichischer Unternehmen und
Entwicklungsorganisationen zu EU-Finanzierungsinstru-
menten der EZA. Zur verstärkten Einbindung der österrei-
chischen Wirtschaft in die Aktivitäten der OEZA werden
ab 2005 operative, neue Instrumente (Entwicklungs- und
Unternehmenspartnerschaften) entwickelt. 

Buchhaltungsagentur
Die Buchhaltungsagentur wurde 2004 gegründet. Die bis
dahin bestandenen 32 Buchhaltungen des Bundes wur-
den zusammengeführt und als Buchhaltungsagentur aus-

gegliedert. Durch den Abbau von Administrationsebenen,
die Bündelung von administrativen Ressourcen, die effi-
zientere Steuerung der Personalauslastung, die bundes-
weite Nutzung von SAP R/3 und der Einführung des ELAK
wurde eine schlankere Buchhaltungsstruktur geschaffen.
Standorte der Agentur sind neben der Zentralstelle Wien
– Graz, Linz und Innsbruck. Diese neue Struktur schafft
sowohl die Bedingungen für eine angemessene Personal-
ausstattung als auch bedeutende Synergieeffekte und
beträchtliche Einsparungen. In den letzten zwei Jahren
konnte der Personalstand in den Buchhaltungen von rd.
1.100 auf rd. 650 Vollbeschäftigtenäquivalente (VBÄ) re-
duziert werden. Bis 2010 wird ein weiterer Personalab-
bau auf rd. 500 VBÄ angestrebt.

Die Buchhaltungsleistungen werden nunmehr unter mi-
nimaler Ressourcenbelastung und bei gleich bleibendem
Service flächendeckend zur Verfügung gestellt. Der ho-
he Qualitätsstandard der angebotenen Leistungen wird
durch die Überprüfbarkeit der Qualität anhand festge-
legter Leistungsvereinbarungen gewährleistet. Zusätzli-
che Servicefunktionen können außerhalb der definierten
Kernleistungen angeboten werden. 

PharmMed-Austria
Wirksam mit 1. Jänner 2006 sollen das Bundesinstitut für
Arzneimittel sowie Aufgaben des Bundesministeriums für
Gesundheit und Frauen im Bereich der Arzneimittelzulas-
sung, der klinischen Prüfungen von Arzneimitteln und Me-
dizinprodukten ausgegliedert, unter dem Namen Pharm
Med-Austria zusammengeführt und als ein neues Ge-
schäftsfeld in die bestehende Agentur für Gesundheit und
Ernährungssicherheit (AGES) integriert werden. Ziel ist die
Etablierung von rasch arbeitenden und fachlich kompe-
tenten Zulassungsstellen. Solche sind für eine rasche
Marktverfügbarkeit von Arzneimitteln von vorrangiger Be-
deutung. Innerhalb der AGES soll dieses Geschäftsfeld
gleichberechtigt gegenüber den bereits bestehenden Ge-
schäftsfeldern und somit auch der bereits bestehenden
Geschäftsführung unterstellt sein. Damit sollen sich die
Overhead-Kosten, die sich in einem ausgegliederten Unter-
nehmen ergeben, so gering wie möglich halten. Diese
Struktur entspricht auch jener in den meisten EU-Mit-
gliedstaaten, die auch den operativen Bereich im Arznei-
mittelwesen an eine Agentur ausgelagert haben.

Die PharmMed-Austria soll mit einer Bareinlage des Bun-
des iHv 2 Mio. ¤ ausgestattet werden. Zwischen dem Bundes-
ministerium für Gesundheit und Frauen und der Pharm
Med-Austria sind Leistungsvereinbarungen vorgesehen.
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Tabelle 14  Ausgaben des Bundes1 an ausgegliederte Institutionen

in Mio. ¤

2004 2005 2006

Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) 476,8 526,6 510,6

Museen und Österreichische Nationalbibliothek 100,2 102,5 102,7

Universitäten2 2.661,2 2.552,6 2.504,8

Bewährungshilfeorganistionen 28,7 30,6 30,6

Postgesellschaften (vorm. Österreichische Post und Tel.-Verwaltung) 2.000,7 2.081,3 2.082,0

Österreichische Bundesbahnen3 4.970,2 3.425,1 3.443,8

Autobahn- und Schnellstraßen-Finanzierungs-AG (ASFINAG) 3,5 0,5 0,5

Finanzmarktaufsichtsbehörde (vorm. Bundeswertpapieraufsicht) 5,6 6,4 6,4

Bundesrechenzentrum GmbH 0,3 0,4 0,4

Österreichische Salinen AG 9,2 10,3 10,9

Bundesbeschaffung GmbH 4,1 5,6 5,6

Spanische Hofreitschule – Piber GmbH 2,1 1,6 1,7

Statistik Österreich – BA öffentlichen Rechts 58,0 58,6 58,8

VIA-Donau (ehem. Österreichische Donau Betriebs AG) 2,8 2,6 19,0

Bundesversuchswirtschaften GmbH 0,8 0,7 0,7

Österr. Bibliothekenverbund und Service GmbH 1,9 1,9 1,9

Bundestheatergesellschaften 208,1 210,2 210,2

Münze Österreich AG 2,2 2,3 2,9

Österreichische Bundesforste AG 1,9 11,1 10,9

Österreichische Postsparkasse 50,5 65,1 71,2

Ernährungsagentur 90,4 78,2 77,8

Umweltbundesamt GmbH 19,4 19,0 19,1

Tiergarten Schönbrunn GmbH 0,4 0,5 0,5

IAF – Service GmbH 2,8 2,7 2,7

Wiener Zeitung – digitale Publikationen GmbH 

(vorm. Österreichische Staatsdruckerei) 3,9 5,0 4,6

Bundessporteinrichtungen GmbH 6,1 6,1 6,1

BMAA (Austrian Development Agency – ADA) 88,5 90,9 94,4

Austro Control 5,6 5,5 10,5

ÖFPZ Arsenal GmbH 5,9 3,6 3,5

Buchhaltungsagentur 2,4 14,0 14,4

Bundesamt und Forschungszentrum für Wald 0,0 15,5 15,5

Austria Wirtschaftsservice GmbH 0,0 0,0 0,0

Österreichische Bundesfinanzierungsagentur 2,1 2,6 2,7

Diplomatische Akademie 2,1 2,1 2,1

Österreich Institut GmbH 0,8 0,7 0,7
1Ausgenommen Leistungsentgelte, jedoch einschließlich BIG-Zahlungen (Mieten und IMB-Immobilien Management Gesellschaft des Bundes).
2Enthält die Beträge für den Globalbetrag, die Ämter der Universitäten, den Klinischen Mehraufwand und die Hochschulraumbeschaffung sowie aus den Fu.E-Offensivprogram-
men im Jahr 2004 rd. 32,1 Mio. ¤. 2005 und 2006 stehen den Universitäten aus dem Kapitel 51 zusätzlich noch Fu.E-Mittel aus dem Offensivprogramm II zur Verfügung. Da-
rüber hinaus erhöht sich in diesen beiden Jahren der Globalbetrag noch um die allgemeinen Bezugserhöhungen.
32004: davon 1.412 Mio. ¤ Kapitalaufstockung.

Quelle: BMF
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Tabelle 15  Einnahmen des Bundes von ausgegliederten Institutionen

in Mio. ¤

2004 2005 2006

Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) 97,5 81,3 81,3

Museen und Österreichische Nationalbibliothek 12,6 17,3 17,3

Universitäten 730,4 753,4 706,3

Bewährungshilfeorganistionen 0,0 0,0 0,0

Postgesellschaften (vorm. Österreichische Post u. Tel.-Verwaltung) 1.082,2 1.110,7 1.069,4

Österreichische Bundesbahnen 626,7 450,2 453,7

Autobahn- und Schnellstraßen-Finanzierungs-AG (ASFINAG) 35,3 6,8 6,8

Finanzmarktaufsichtsbehörde (vorm. Bundeswertpapieraufsicht) 1,3 2,9 2,9

Bundesrechenzentrum GmbH 0,3 0,1 0,1

Österreichische Salinen AG 0,3 0,3 0,3

Bundesbeschaffung GmbH 0,2 0,2 0,2

Spanische Hofreitschule – Piber GmbH 1,3 1,7 1,7

Statistik Austria – BA öffentlichen Rechts 7,5 8,8 9,0

VIA – Donau (ehem. Österreichische Donau Betriebs AG) 4,3 1,9 6,6

Bundesversuchswirtschaften GmbH 0,3 0,6 0,6

Österr. Bibliothekenverbund und Service GmbH 0,2 0,3 0,3

Bundestheatergesellschaften 18,8 19,0 17,9

Münze Österreich AG 0,9 1,2 1,4

Österreichische Bundesforste AG 38,1 137,6 8,1

Österreichische Postsparkasse 34,2 34,5 35,1

Ernährungsagentur 22,2 21,5 21,9

Umweltbundesamt GmbH 4,7 4,2 4,2

Tiergarten Schönbrunn GmbH 0,5 1,3 1,3

IAF – Service GmbH 3,6 3,2 3,2

Wiener Zeitung – digitale Publikationen GmbH 

(vorm. Österreichische Staatsdruckerei) 0,7 1,3 1,3

Bundessporteinrichtungen GmbH 0,6 0,7 0,7

BMAA (Austrian Development Agency – ADA) 0,6 1,3 1,3

Austro Control 0,0 0,1 0,1

ÖFPZ Arsenal GmbH 3,7 3,6 3,6

Buchhaltungsagentur 0,0 18,8 19,2

Bundesamt und Forschungszentrum für Wald 0,0 5,9 6,0

Austria Wirtschaftsservice GmbH 0,0 0,0 0,0

Österreichische Bundesfinanzierungsagentur 0,0 0,0 0,0

Diplomatische Akademie 0,0 0,0 0,0

Österreich Institut GmbH 0,0 0,0 0,0

Schloss Schönbrunn GmbH 0,6 0,0 0,0

Quelle: BMF
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Die finanziellen Verflechtungen zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden sind über die gemeinschaftlichen Abga-
ben (Ertragsanteile) hinaus beträchtlich. Im Jahr 2006
zahlt der Bund rd. 9,1 Mrd. ¤ an die Länder (ohne Ertrags-
anteile) und rd. 0,4 Mrd. ¤ an die Gemeinden, zusammen
somit 9,5 Mrd. ¤ (zu den wichtigsten Transfers siehe Ta-
belle 16). Das zeigt, dass der Bund zu einem erheblichen
Teil Leistungen und Transfers finanziert, die von anderen
Gebietskörperschaften erbracht bzw. abgewickelt werden.

Die Schwerpunkte der Transferzahlungen (ohne Ertrags-
anteile) lassen sich in vier Bereiche gliedern:

• Bildung: Dazu gehören vor allem die Zahlungen des
Bundes für die Landeslehrer (Aktivausgaben und Pen-
sionsausgaben). Im BVA-E 2006 sind hierfür rd. 3,7
Mrd. ¤ vorgesehen.

• Wohnbau, Umwelt und Infrastruktur: Dieser Bereich
umfasst die Investitionsbeiträge des Bundes für Wohn-
bau, Umwelt und Infrastruktur (rd. 1,8 Mrd. ¤). Diese
Mittel können nun auch für Infrastrukturprojekte und
Maßnahmen zur Reduzierung der Treibhauseffekte
(„Kyoto“) verwendet werden.

• Krankenanstalten: Der Bund ist kein Spitalserhalter,
leistet allerdings für die Krankenanstalten erhebliche

Zuschüsse. Sie reichen vom klinischen Mehraufwand,
der den Universitätskliniken zufließt, über Zuschüsse
nach dem Krankenanstaltengesetz bis zu den Zahlun-
gen nach dem Gesundheits- und Sozialbeihilfengesetz
(GSBG). Insgesamt sind 2006 für die Spitäler fast 1,5
Mrd. ¤ vorgesehen.

• Verkehr: Dazu zählen die Zahlungen des Bundes für
„Straße und Verkehr“. Der Bund hat den Ländern die
Bundesstraßen übertragen. Sie erhalten dafür vom Bund
einen Kostenersatz. Für den Nahverkehr leistet der Bund
Zahlungen an die Länder und Gemeinden, deren Höhe
von den Einnahmen aus der Mineralölsteuer und den
Energieabgaben abhängt und an die Gemeinde Wien
für den U-Bahnbau (jährlich 109 Mio. ¤) auf Grund des
Schienenverbundvertrages.

Neben diesen vier großen Bereichen leistet der Bund auch
noch für verschiedene andere Aufgaben zweckgebunde-
ne Transfers (Landwirtschaft, umweltschonende und ener-
giesparende Maßnahmen, Theaterförderung etc.). Hinzu
kommen noch die Bedarfszuweisungen gem. § 22 FAG
2001 an die Länder. Diese betragen 2006 925 Mio. ¤. Sie
sind nicht zweckgebunden und werden vom Bund für die
Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Gleichge-
wichts im Haushalt der Länder bezahlt. 

7. Finanzbeziehungen zu anderen öffentlichen Haushalten

7.1 Transferzahlungen des Bundes an Länder und Gemeinden 

Die Verflechtungen zwischen dem Bundeshaushalt und
der Sozialversicherung sind ebenfalls beträchtlich. Bundes-
mittel sind dabei alle Leistungen des Bundes an die So-
zialversicherung. Sie setzen sich aus den Bundesbeiträ-
gen sowie aus Leistungsersätzen zusammen. Bundesbei-
träge und Leistungsersätze fließen in alle drei Zweige der
gesetzlichen Sozialversicherung, also in Pensions-, Kran-
ken- und Unfallversicherung. Als wesentlichste Bundes-
beiträge an die Sozialversicherung sind zu erwähnen:

• Der Bundesbeitrag in der Pensionsversicherung: Er ist
ein wesentlicher Teil der Finanzierung der gesetzlichen

Pensionsversicherung, wird in Kapitel 16 veranschlagt
und entspricht der Differenz zwischen Einnahmen (im
Wesentlichen Beiträge für Versicherte) und Ausgaben.
Im vorläufigen Ergebnis 2004 entfallen 5.863,4 Mio. ¤
auf den Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung, 2005
5.964,3 Mio. ¤ und 2005 6.187,4 Mio. ¤. 

• Überweisung der Arbeitslosenversicherung an den Aus-
gleichsfonds der Pensionsversicherungsträger: Der Aus-
gleichsfonds der Pensionsversicherungsträger erhält
22,8% der Aufwendungen für Arbeitslosengeld, Not-
standshilfe und Sonderunterstützung bzw. ab 2005 der
Bemessungsgrundlage. Diese  weiter auf S. 60

7.2 Transferzahlungen des Bundes an die Sozialversicherung
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Tabelle 16 Die wichtigsten Transferzahlungen des Bundes an Länder und Gemeinden 

in Mio. ¤

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Zahlungen an Länder

Landeslehrer, Aktivausgaben 

(Kapitel 12 und 60) 2.810 2.811 2.808 2.808 2.743 2.712

Landeslehrer, Pensionsausgaben 758 850 797 914 926 975

Zweckzuschüsse Krankenanstalten 

(Kapitel 17) 393 399 404 392 408 411

Klinischer Mehraufwand 277 275 209 188 207 199

Gesundheits- und Sozialbereichs-

Beihilfengesetz 628 663 690 676 720 730

Kostenersatz für Flüchtlingsbetreuung 0 0 0 23 75 75

Investitionsbetrag für Wohnbau, 

Umwelt, Infrastruktur 1.803 1.801 1.804 1.800 1.804 1.804

Zuschüsse für die Straßenfinanzierung 436 542 566 556 562 563

Bedarfszuweisung 765 703 787 741 791 925

Ertragsanteile-Kopfquotenausgleich 113 104 105 103 107 108

Finanzzuweisung für umweltschonende 

und energiesparende Maßnahmen 84 78 91 81 88 87

Finanzzuweisungen in Agrarangelegenheiten 15 15 15 15 15 15

Finanzzuweisung in 

Nahverkehrsangelegenheiten 119 131 134 142 149 149

Zuschüsse für Krankenanstalten 106 108 111 107 113 115

Zuschüsse zur Theaterführung 9 9 9 9 9 9

Zuschüsse für Umweltschutz 7 7 7 7 7 7

Katastrophenfonds 202 222 43 53 41 44

Bundesbeitrag U-Bahnbau Wien 109 109 109 109 109 109

Auftragsverwaltung 14 0 0 0 0 0

Summe Länder 8.648 8.828 8.689 8.724 8.874 9.037

Zahlungen an Gemeinden

Finanzkraftstärkung der Gemeinden 90 84 90 90 87 91

Bedarfszuweisung an Gemeinden 19 19 19 19 119 119

Polizeikostenersatz 2 2 2 2 2 2

Finanzzuweisung in 

Nahverkehrsangelegenheiten 68 65 70 66 69 69

Zuschüsse zur Theaterführung 12 12 12 12 12 12

Bedarfszuweisungsgesetz 1 1 1 1 1 1

Katastrophenfonds 25 65 24 18 23 24

Summe Gemeinden 216 248 218 208 313 317

Summe Länder und Gemeinden 8.864 9.076 8.907 8.932 9.187 9.354

Quelle: BMF



60

Mittel werden vom Arbeitsmarktservice, das dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit unter-
steht, überwiesen und sind in Kapitel 63 (zweckgebun-
dene Gebarung Arbeitsmarktpolitik) veranschlagt. Zu-
sätzlich hat das Arbeitsmarktservice in den Jahren 2003
und 2004 356,1 Mio. ¤ aus der Gebarung Arbeitsmarkt-
politik an den Ausgleichsfonds der Pensionsversiche-
rungsträger zu überweisen. Im BVA 2005 sind diese
pauschalen Überweisungen mit 228 Mio. ¤ budgetiert.
Im BVA-E 2006 gibt es diese Mittel nicht mehr. Sie sind
in den Überweisungen der Arbeitslosenversicherung
enthalten. 

• Überweisung des Familienlastenausgleichsfonds an den
Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger: Der
Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger er-
hält ab 1.1.2005 die Hälfte des Aufwandes für Zeiten
der Kindererziehung in der Pensionsversicherung nach
Maßgabe der entsprechenden Bestimmungen des ASVG,

GSVG und BSVG. Für 2005 ist dafür ein Betrag von
319,9 Mio. ¤ budgetiert, für 2006 ist ein Betrag von
494,2 Mio. ¤ vorgesehen. Für die Jahre 2002 bis 2004
waren für die BezieherInnen vom Kinderbetreuungs-
geld, unabhängig von der Inanspruchnahme, fixe Pau-
schalbeträge zu zahlen, und zwar 2002 123,5 Mio. ¤,
2003 130,8 Mio. ¤ und 2004 196,2 Mio. ¤. Darüber
hinaus sind Pensionsbeiträge für Pflegepersonen von
Schwerstbehinderten sowie Pensionsbeiträge auf Grund
eines Wahl- oder Pflegekindes zu entrichten. Für Pfle-
gepersonen von Schwerstbehinderten sind 2005 7,3
Mio. ¤ und für 2006 9,8 Mio. ¤ vorgesehen, die Pen-
sionsbeiträge auf Grund eines Wahl- oder Pflegekin-
des sind 2005 und 2006 mit je 0,8 Mio. ¤ budgetiert.
Der Familienlastenausgleichsfonds ist zentrales Finan-
zierungsinstrument für Familienleistungen. Verwaltet
wird dieser Fonds vom Bundesministerium für soziale
Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz.

Tabelle 17 Die wichtigsten Transferzahlungen des Bundes an die SV-Träger

in Mio. ¤

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

Bundesbeitrag zur gesetzlichen

Pensionsversicherung 4.955,0 5.822,2 5.874,9 5.863,4 5.964,3 6.187,4

Ausgleichszulagen 925,8 1.106,7 761,5 811,5 822,1 840,7

Überweisungen aus der ALV 413,0 432,5 433,6 465,0 469,2 701,3

Überweisungen der ALV (§ 6 AMPFG) 1.126,9 356,1 356,1 356,1 228,0 0,0

Überweisungen des FLAF 131,3 138,6 204,3 204,3 328,0 504,8

Leistungen nach dem Pflegegeldgesetz 1.294,3 1.333,1 1.350,1 1.350,0 1.391,0 1.403,6

Summe 8.846,4 9.189,2 8.980,5 9.050,3 9.202,6 9.637,8

Quelle: BMF

Abgesehen davon gibt es noch Bundesbeiträge im Rah-
men der Pensionsversicherung nach dem Heeresversor-
gungsgesetz 1992 zur Abgeltung der Aufwendungen,
die den Pensionsversicherungsträgern aus der Anrech-
nung eines Wehrdienstes als Zeitsoldat als Ersatzzeit in
der Pensionsversicherung entstehen, sowie eine Abgel-
tung der Kosten für eine versicherte Person, die wegen
der Pflege eines behinderten Kindes nicht berufstätig
ist, durch den Familienlastenausgleichsfonds. Die Kran-
kenversicherung erhält die Krankenversicherungsbei-

träge für Asylwerber in Bundesbetreuung zur Gänze vom
Bund, ebenso einen Pauschalbeitrag sowie einen Zu-
satzbeitrag für jeden Familienangehörigen eines im Prä-
senzdienst stehenden Versicherten, dessen Beitrags-
pflicht für die Dauer des Präsenzdienstes ruht. In der
Unfallversicherung leistet der Bund einen Bundesbei-
trag zur Unfallversicherung der Bauern, ebenso wie zur
Schülerunfallversicherung wie auch zur Versicherung
der Laienrichter und von Mitgliedern freiwilliger Orga-
nisationen. 
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Die wesentlichsten Leistungsersätze vom Bund an die So-
zialversicherung sind:

• Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung: Der
Bund ersetzt dem Pensionsversicherungsträger den ge-
samten Aufwand für die Ausgleichszulagen. Damit ist
der Aufwand für Ausgleichszulagen im Haushalt der
Pensionsversicherungsträger lediglich eine Durchlauf-
post. 2004 entfielen rd. 811 Mio. ¤ auf den Ersatz der
Ausgleichszulagen und auf den Wertausgleich, 2005
rd. 822 Mio. ¤ und 2006 rd. 841 Mio. ¤ auf den Ersatz
der Ausgleichszulagen.

• Aufwand Pflegegeld: Den Trägern der gesetzlichen Pen-
sions- und Unfallversicherung wurde mit dem Bundes-
pflegegeldgesetz zwar die Gewährung von Bundespfle-

gegeldleistungen übertragen, dennoch handelt es sich
bei diesen um Leistungen des Bundes, die aus Budget-
mitteln abzudecken sind. Der Aufwand an Pflegegeld und
der entsprechende Anteil an den Verwaltungskosten wer-
den dementsprechend den Pensionsversicherungsträgern
aus Bundesmitteln in Form eines Kostenersatzes abge-
golten. 2004 waren dies 1.350 Mio. ¤, 2005 sind 1.391
Mio. ¤ vorgesehen und 2006 rd. 1.404 Mio. ¤.

Abgesehen davon leistet der Bund u. a. Ersätze an die
Krankenversicherung für einen Teil der nachgewiesenen
Untersuchungskosten für Jugendlichenuntersuchungen.
Weiters ersetzt der Familienlastenausgleichsfonds der
Krankenversicherung einen Teil der Aufwendungen für das
Wochengeld und für Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen.

7.3 EU-Beiträge und Rückflüsse

Im Jahr 2004 wurden der EU Beitragszahlungen iHv rd.
2,1 Mrd. ¤ aus dem Bundeshaushalt an die EU überwie-
sen (siehe Tabelle 18) und EU-Rückflüsse iHv rd. 1,46
Mrd. ¤ vereinnahmt. Auf den EAGFL-Garantie entfielen
rd. 1,17 Mio. ¤ und auf die Strukturfonds 0,29 Mrd. ¤.
Die sonstigen Rückflüsse, die nicht über den Bundeshaus-

halt verrechnet werden, dürften im Jahr 2004 eine Grö-
ßenordnung von 130 Mio. ¤ erreicht haben. Für 2005 ist
entsprechend der Darstellung im Bundeshaushalt mit Bei-
tragszahlungen (brutto) iHv 2,4 Mrd. ¤ zu rechnen. Bei
den Rückflüssen des Bundes sind rd. 1,4 Mrd. ¤ veran-
schlagt (ohne Einhebungsvergütungen).

Tabelle 18 EU-Beiträge und Rückflüsse1

in Mio. ¤

2002 2003 2004 2004 2005 2006

Erfolg Erfolg BVA Vorl. Erfolg BVA BVA-E

EU-Beiträge2

Brutto-Zahlungen3 2.108 1.952 2.400 2.150 2.386 2.386

Rückflüsse

EAGFL-Garantie4 1.123 1.158 1.135 1.173 1.188 1.187

EAGFL-Ausrichtung 10 25 16 27 20 20

Europ. Regionalfonds (EFRE) 74 162 142 132 128 107

Europ. Sozialfonds (ESF) 103 114 104 126 105 107

Europ. Solidaritätsfonds 134

Rückflüsse Bund 1.444 1.459 1.397 1.458 1.441 1.421

Sonstige5 124 131 130 130 130 130

Rückflüsse insgesamt 1.568 1.590 1.527 1.588 1.571 1.551
1Administrative Darstellung gemäß Bundeshaushaltsverrechnung
2Siehe BFG, I. Teil, Allgemeine und Kapitel-Erläuterungen
3Brutto: inkl. Einhebungsvergütung der Traditionellen Eigenmittel
4Europ. Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
5Sonstige Rückflüsse fließen nicht über den Bundeshaushalt 

Quellen: Bis 2003 EK; ab 2004 Schätzung des BMF
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Tabelle 19 zeigt die Rückflüsse aus den einzelnen EU-
Strukturfonds getrennt nach Perioden 1994 – 1999 und
2000 – 2006. Im Jahr 2004 wurden aus der Periode 1994
– 1999 noch Restzahlungen iHv rd. 16 Mio. ¤ an Öster-
reich überwiesen.

Ausblick

Im Juli 2004 hat die Europäische Kommission einen Groß-
teil ihrer Rechtsetzungsvorschläge zur Agenda 2007 vor-
gelegt. Die Diskussion darüber hat im September 2004
begonnen. Im Bereich EU-Haushalt handelt es sich da-
bei um Vorschläge für die Institutionelle Vereinbarung
(IIV) zur Finanziellen Vorausschau (FV) und zum Haus-
haltsverfahren sowie zum Eigenmittelbeschluss und zur
Eigenmittelverordnung. 

In den Beratungen zur IIV wurde mehrheitlich festge-
stellt, dass die bestehenden Maßnahmen zur Sicherstel-
lung der Haushaltsflexibilität als ausreichend angesehen
werden. Die ersten Diskussionen auf Ratsebene zum Ei-
genmittelbericht der Kommission und zu ihren Vorschlä-
gen haben ergeben, dass die Einführung einer EU-Steu-
er zu verfrüht ist, ebenso spricht sich die große Mehrheit
der Mitgliedstaaten gegen einen Korrekturmechanismus
im Eigenmittelsystem aus. 

Hinsichtlich der finanziellen Ausstattung für die nächste
Finanzperiode 2007 – 2013 hat Österreich gemeinsam
mit fünf anderen Nettozahlern die Kommission aufge-
fordert, das Ausgabenniveau auf 1% des BNE (EU-25) zu
beschränken. Diese Position konnte in allen bisherigen
Verhandlungen mit Nachdruck vertreten werden und hat
auch ihren Niederschlag im Sachstandsbericht der nieder-
ländischen Präsidentschaft, wo Meinungen der Mitglied-
staaten zu jedem Politikbereich abgebildet wurden, ge-
funden. In den Schlussfolgerungen des ER von Brüssel im
Dezember 2004 wurde der nächste Vorsitz ausdrücklich
aufgefordert, die verschiedenen Standpunkte der Mit-
gliedstaaten in den weiteren Beratungen umfassend zu
berücksichtigen.

Was den Zeitplan betrifft, so bestätigt der Rat in den
Grundsätzen und Leitlinien die bisherige roadmap, wo-
nach bis spätestens Juni 2005 eine politische Einigung
zum Finanzrahmen 2007 – 2013 erzielt werden soll. 

Tabelle 19 Rückflüsse aus den EU-Strukturfondspro-

grammen

in Mio. ¤

Jahr EFRE ESF EAGFL FIAF Gesamt

Programme der Periode 1995 - 1999

2002 5 -1 0 0 4

2003 25 31 14 0 70

2004 1 0 15 0 16

Programme der Periode 2000 - 2006

2001 76 72 7 1 156

2002 69 104 9 1 183

2003 137 83 11 0 231

2004 131 126 11 1 269

2005 128 105 19 1 253

2006 107 107 19 1 234

Quelle: BMF
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Wichtige Kennzahlen in der internationalen Beurteilung
der Budgetpolitik sind die Anteile der Ausgaben und
Einnahmen des Staates (Bund, Länder, Gemeinden, So-
zialversicherungsträger und sonstige öffentliche Ein-
richtungen) am BIP (siehe Tabelle 20). Damit lässt sich
feststellen, ob der Abbau des Defizits von der Ausga-
ben- oder Einnahmenseite herkommt. Die Staatsausga-
benquote soll 2006 um mehr als einen Prozentpunkt
zurückgehen, nämlich von 49,4% auf 48,3%. Die Ein-
nahmenquote hingegen soll lediglich um 0,9 Prozent-
punkte sinken, nämlich von 47,5% auf 46,6%. Es zeigt
sich also, dass der Konsolidierungseffekt 2006 von der
Ausgabenseite herrührt. Bei den Einnahmen wird die
Steuer- und Abgabenquote, das sind die Steuern und
Abgaben in Relation zum BIP, deutlich zurückgehen,
nämlich von 42,7% (2004) auf 41,5% (2005) und weiters
auf 40,7% im Jahr 2006.

Im Zusammenhang mit der Budgetkonsolidierung hat die
Defizitquote, das ist der Anteil des öffentlichen Finan-
zierungssaldos oder des Maastricht-Defizits am BIP, be-
sondere Bedeutung erlangt. Das gesamtstaatliche Maast-
richt-Defizit für das Jahr 2004 beträgt nach den ersten
Berechnungen des Bundesministeriums für Finanzen 1,3%
des BIP und entspricht somit dem bereits im August 2004
notifizierten Wert. Im Jahr 2005 wird das gesamtstaat-

liche Maastricht-Defizit infolge der Steuerreform auf rd.
1,9% des BIP ansteigen. Für 2006 wird es auf rd. 1,7%
des BIP zurückgehen. 

Eine weitere wichtige Kennzahl für die Beurteilung
des Erfolges der Budgetpolitik ist die öffentliche Ver-
schuldungsquote. Die Verschuldungsquote beziffert
die Staatsverschuldung gemessen am BIP. Die Brut-
toschulden umfassen die kurz-, mittel- und langfris-
tigen Schulden sowie die Mittel, die der Bund für
Unternehmungen, an die er zu 100% beteiligt ist, auf-
genommen hat (Rechtsträgerfinanzierung). Die Ent-
wicklung zeigt, dass die öffentliche Verschuldungs-
quote sinkend ist. 2003 betrug sie 64,5% des BIP, 2006
sollten es 62,8% werden.

Zur Konsolidierung der öffentlichen Finanzen haben die
Länder und Gemeinden entsprechend dem inner-öster-
reichischen Stabilitätspakt beigetragen. Beide Gebiets-
körperschaftsebenen erzielen in der Maastricht-Rech-
nung Überschüsse. Für 2005 und 2006 sollen beide Ebe-
nen zusammen einen Maastricht-Überschuss von rd. 0,6%
des BIP leisten. Der Anstieg der Ausgaben dürfte sich ver-
langsamen, um die Effekte der Steuerreform kompensie-
ren zu können. Besonders im Personalsektor kann mit
Einsparungen gerechnet werden. 

8. Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen des Gesamtstaates

Tabelle 20 Gesamtwirtschaftliche Indikatoren zur Budgetentwicklung

in % des BIP

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

Staatsausgaben (harmonisiert) 53,1 51,3 50,7 50,4 50,6 50,1 49,4 48,3

Staatseinnahmen 50,8 49,8 51,0 50,2 49,5 48,8 47,5 46,6

Steuern und Abgaben (Staat + EU) 43,7 42,8 44,8 43,7 43,1 42,7 41,5 40,7

Öffentliches Defizit (Maastricht) -2,2 -1,5 0,3 -0,2 -1,1 -1,3 -1,9 -1,7

davon

Bundessektor -2,5 -1,6 -0,5 -0,9 -1,7 -1,7 -2,4 -2,2

Landessektor (ohne Wien) 0,3 0,2 0,5 0,4 0,5 0,4 0,4 0,4

Gemeindesektor (inkl. Wien) 0,0 0,0 0,3 0,3 0,2 0,1 0,2 0,2

Sozialversicherungsträger 0,0 -0,1 0,0 0,0 0,0 -0,1 -0,1 -0,1

Verschuldungsquote (Maastricht) 66,5 65,8 66,1 65,7 64,5 64,0 63,3 62,8

Quellen: Statistik Austria (bis 2003), BMF (ab 2004)
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Wesentliche Beiträge zur Konsolidierung der Finanzen
auf Landes- und Gemeindeebene leisten breit angelegte
Verwaltungsreformen, die insbesondere in folgenden Be-
reichen vorgenommen werden:

• Facility Management im Liegenschaftsbereich
• Geschäftsprozessoptimierung
• E-Government
• Forcierung betriebswirtschaftlicher Steuerungsinstru-

mente (Kosten-Leistungs-Rechnung; Controlling)
• Aufgabenkritik
• Verwaltungskooperationen
• Ausgliederung von Krankenanstalten
• Auslagern privatwirtschaftlicher Bereiche in Eigenge-

sellschaften
• Reorganisation im Sinne des New Public Managements 

In der Sozialversicherung wird für 2005 und 2006 mit ei-
nem leichten Abgang in der Größenordnung von -0,1%
des BIP gerechnet. 

Neben der Höhe der Staatsquoten ist die Zusammenset-
zung der Ausgaben und Einnahmen von Bedeutung. Für
Zwecke der internationalen Vergleichbarkeit werden die
Ausgaben und Einnahmen des Staates in der amtlichen
Statistik nach dem Europäischen System Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen 1995 (ESVG 95) dargestellt
(siehe Tabelle 21 und 22). Unter den Staatsausgaben und
-einnahmen werden nur die nicht-finanziellen Transak-
tionen des Staates gemäß ESVG 95 zusammengefasst.
Nicht enthalten sind die finanziellen Transaktionen: Er-
werb und Verkauf von Beteiligungen, Gewährung von
bzw. Einnahmen aus Darlehen, Aufnahme bzw. Tilgung
von Schulden. 

66,7 Mrd. ¤ oder 54,2% der Staatsausgaben werden
2006 für Sozialleistungen verwendet. Darunter fallen
insbesondere die Ausgaben für Pensionen, Familienbei-
hilfen, Arbeitslosengelder, Unfallrenten, Pflegegelder,
Arztleistungen und Medikamente. Die Transferzahlun-
gen an Unternehmungen betragen rd. 12,0 Mrd. ¤. Die-
se beinhalten auch die Zuschüsse und Abgangsdeckun-
gen öffentlicher Einrichtungen, die dem privaten Sek-
tor zugerechnet werden wie z. B. die ÖBB und Kranken-
anstalten. Rund 22,9 Mrd. ¤ oder 18,6% der Gesamt-
ausgaben entfallen auf den Personalaufwand (Arbeit-
nehmerentgelt). Die von staatlichen Stellen benötigten
Betriebsaufwendungen (Büroaufwand, Instandhaltun-
gen, Mietenzahlungen) machen rd. 10,7 Mrd. ¤ aus; das
sind weniger als 9% der Staatsausgaben. Der Zinsauf-

wand beläuft sich auf rd. 7,5 Mrd. ¤, das sind 6,1% der
Gesamtausgaben.  

Auf der Einnahmenseite sind die Steuern und Abgaben
die bedeutendsten Positionen. Sie machen – inklusive der
unterstellten Sozialbeiträge – rd. 90% der Gesamtein-
nahmen aus. 3,8% der Gesamteinnahmen entfallen auf
Produktionserlöse und etwa 3,1% auf Vermögenseinkom-
men (Zinsen, Dividenden). 
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Tabelle 21 Einnahmen, Ausgaben und Finanzierungssaldo des Staates1

in Mrd. ¤

2002 2003 2004 2005 2006

Einnahmen

Produktionserlöse 4,56 4,48 4,53 4,56 4,53

Produktions- und Importabgaben 32,64 33,15 34,61 35,25 35,99

Einkommen- und Vermögensteuern 30,50 30,09 30,30 30,01 30,01

Sozialbeiträge (inkl. unterstellte Sozialbeiträge) 36,01 36,89 37,95 39,27 40,50

Vermögenseinkommen 3,75 3,76 3,34 3,58 3,65

Transfers 3,41 3,58 3,60 3,52 3,78

Summe Einnahmen 110,87 111,96 114,33 116,19 118,45

Ausgaben

Vorleistungen 9,63 9,92 10,19 10,51 10,70

Arbeitnehmerentgelt 21,12 21,60 21,93 22,39 22,87

Gezahlte Steuern 0,53 0,53 0,51 0,51 0,51

Summe Sach- und Personalaufwand 31,27 32,04 32,64 33,41 34,08

Monetäre Sozialleistungen 40,59 42,37 43,57 45,12 46,62

Soziale Sachleistungen 10,68 10,93 11,29 11,62 11,91

Sonstige laufende Transfers 7,28 7,90 8,10 8,20 8,20

Summe Transfers an private Haushalte 58,56 61,20 62,96 64,94 66,72

Subventionen 7,08 7,22 7,42 7,60 7,08

Vermögenstransfers 4,68 4,67 4,82 4,95 4,85

Summe Transfers an Unternehmen 11,77 11,89 12,24 12,55 11,93

Zinsen für die Staatsschuld 7,43 7,03 7,15 7,40 7,50

Bruttoinvestitionen 2,82 2,80 2,70 2,87 2,92

Nettozugang an nichtproduzierten

Vermögensgütern -0,07 -0,17 -0,05 -0,06 -0,06

Summe Ausgaben 111,77 114,79 117,64 121,12 123,10

Finanzierungssaldo – VGR -0,91 -2,83 -3,31 -4,94 -4,64

SWAP, netto 0,44 0,33 0,34 0,35 0,35

Finanzierungssaldo – Maastricht -0,47 -2,50 -2,97 -4,58 -4,29

in % des BIP -0,2 -1,1 -1,3 -1,9 -1,7
1Nach VGR/ESVG 95

Quellen: Statistik Austria (bis 2003, Stand Oktober 2004), BMF (ab 2004)
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Tabelle 22 Einnahmen, Ausgaben und Finanzierungssaldo des Bundessektors1

in Mrd. ¤

2002 2003 2004 2005 2006

Einnahmen

Produktionserlöse 0,80 0,86 0,87 0,87 0,87

Produktions- und Importabgaben 23,85 24,62 25,73 26,21 26,76

Einkommen- und Vermögensteuern 22,34 22,04 22,19 21,97 21,97

Sozialbeiträge (inkl. unterstellte Sozialbeiträge) 7,46 7,61 7,65 7,70 7,80

Vermögenseinkommen 2,20 2,12 1,80 2,00 2,09

Intragovernmentale Transfers 4,13 2,78 2,80 2,85 3,00

Sonstige Transfers 2,04 1,96 2,05 2,05 2,00

Summe Einnahmen 62,81 61,97 63,09 63,65 64,49

Ausgaben

Vorleistungen 4,01 4,16 4,25 4,35 4,45

Arbeitnehmerentgelt 9,82 10,12 10,25 10,50 10,75

Gezahlte Steuern 0,16 0,17 0,17 0,17 0,17

Summe Sach- und Personalaufwand 14,00 14,46 14,67 15,02 15,37

Monetäre Sozialleistungen 12,43 13,42 13,82 14,62 15,05

Soziale Sachleistungen 0,39 0,40 0,41 0,42 0,43

Sonstige laufende Transfers 3,03 3,00 2,98 3,02 3,29

Summe Transfers an private Haushalte 15,85 16,82 17,21 18,05 18,76

Subventionen 4,34 4,63 4,80 4,98 4,50

Vermögenstransfers 2,16 2,38 2,30 2,40 2,40

Summe Transfers an Unternehmen 6,50 7,01 7,10 7,38 6,90

Intragovernmentale Transfers 21,14 20,73 21,25 21,87 21,80

Zinsen für die Staatsschuld 7,10 6,77 6,90 7,15 7,25

Bruttoinvestitionen 0,62 0,50 0,30 0,35 0,35

Nettozugang an nichtproduzierten

Vermögensgütern -0,05 -0,06 -0,05 0,00 0,00

Summe Ausgaben 65,16 66,22 67,38 69,82 70,43

Finanzierungssaldo – VGR -2,35 -4,26 -4,29 -6,17 -5,94

SWAP, netto 0,44 0,33 0,34 0,35 0,35

Finanzierungssaldo – Maastricht -1,91 -3,92 -3,95 -5,82 -5,59

in % des BIP -0,9 -1,7 -1,7 -2,4 -2,2
1Nach VGR/ESVG 95

Quellen: Statistik Österreich (bis 2003, Stand Oktober 2004), BMF (ab 2004)



67

ÖIAG

Nach dem ÖIAG-Gesetz 2000, BGBl. I Nr. 24/2000, ist
der Bund verpflichtet, der ÖIAG die Ausgaben für Zin-
sen und Tilgungen von Anleihen, Darlehen und Krediten,
die die ÖIAG mit Bundeshaftung aufgenommen hat und
für die eine Refundierungsverpflichtung besteht, zu er-
setzen. Dies gilt auch für Anleihen, Darlehen und Kredi-
te, welche die ÖIAG im Wege der Umschuldung oder zum
Zweck der Umschuldungen beim Bund, vertreten durch
die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur, aufge-
nommen hat. Gemäß Poststrukturgesetz BGBl. Nr.
201/1996 i.d.g.F. hat der Bund auch eine Refundierungs-
verpflichtung der Verbindlichkeiten der ehemaligen Post.
Die Verbindlichkeiten der ÖIAG inkl. ex-PTBG mit Refun-
dierungsverpflichtung des Bundes betrugen zum 3.1.2000
rd. 6,3 Mrd. ¤.

Die Tilgungen der ÖIAG-Verbindlichkeiten (inkl. der frü-
heren PTBG) mit Refundierungsregelung betrugen in den
Jahren 2000 bis 2004 insgesamt 5,6 Mrd. ¤. Die Ende
2004 noch ausstehenden Verbindlichkeiten von rd. 0,7
Mrd. ¤ sollen durch weitere Privatisierungserlöse getilgt
werden. Aus den Privatisierungen der ÖIAG der Jahre 2000
bis 2004 konnten Veräußerungserlöse von rd. 5,0 Mrd. ¤
erzielt werden. Der Wert des Portfolios der ÖIAG ist trotz
Privatisierung und damit Verkauf von Beteiligungen von

5,0 Mrd. ¤ im Jahr 2000 auf 5,6 Mrd. ¤ im Jahr 2004 ge-
stiegen. 

Von den Ende 2000 noch mit 289,9 Mio. ¤ aushaftenden
Gesellschafterdarlehen des Bundes sind in den Jahren
2001 bis 2004 insgesamt 289,9 Mio. ¤, d. h. die gesam-
te Schuld, getilgt worden. Die Zinsen für dieses Darlehen
beliefen sich in den Jahren 2001 bis 2004 auf insgesamt
12,1 Mio. ¤.

ÖBB – SCHIG

Im Jahr 2004 hat die ÖBB die im Bundesbahnstruktur-
gesetz 2003 vorgesehenen Maßnahmen der ÖBB-Reform
umzusetzen. In Bezug auf die strukturellen Änderungen
hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Tech-
nologie im Mai 2004 die ÖBB-Holding AG errichtet und
die Anteile der ÖBB „alt“ in die Holding eingebracht. In
weiterer Folge wurden von der Holding AG die ÖBB-Per-
sonenverkehr AG, die Rail Cargo Austria AG, die ÖBB-
Dienstleistungs GmbH sowie die ÖBB-Infrastruktur Be-
trieb AG errichtet. Mit Spaltungsstichtag 31. Dezember
2004 wurden die jeweiligen Teilbetriebe von der ÖBB „alt“
abgespalten und in diese Tochtergesellschaften übertra-
gen. Die nach diesen Abspaltungen verbleibende ÖBB
„alt“ wurde in die ÖBB-Infrastruktur Bau AG umgewan-
delt. Damit wurde eine neue Konzernstruktur geschaf-
fen, die unter dem Dach der Holding eine strategische
Ausrichtung des Gesamtunternehmens und Synergieef-
fekte im Konzern gewährleistet. Die ÖBB-Personenver-
kehr AG und die Rail Cargo Austria AG können sich als
eigenständige Tochterunternehmen auf die jeweiligen
Absatzmärkte ausrichten. Damit die beiden Absatzgesell-
schaften den Anforderungen des zunehmenden Wettbe-
werbs auch in Hinkunft gerecht werden können, hat der
Bund im Jahr 2004 eine Kapitalzufuhr iHv insgesamt 1,4
Mrd. ¤ geleistet. 

Im Bereich der Infrastruktur werden die Betriebsführung
des Schienennetzes, die Bereitstellung und Erhaltung des
Schienennetzes, die Betriebsplanung des Verschubs, die
Trassenvergabe sowie die Einhebung des Infrastruktur-
benutzungsentgelts von der ÖBB-Infrastruktur Betrieb
AG wahrgenommen. Die ÖBB-Infrastruktur Bau AG ist im
Besitz eines Großteils des gesamten Immobilienvermö-

9. Außerbudgetäre Finanzierungen
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gens und für die Planung und den Bau von Schienenin-
frastruktur einschließlich Hochleistungsstrecken und Er-
satzinvestitionen verantwortlich. Um auch im Bereich der
Errichtung von Schieneninfrastruktur Synergien zu nut-
zen, wurden die HL-AG mit der neuen Infrastruktur Bau
AG verschmolzen sowie die Anteile an der Brennereisen-
bahn GmbH eingebracht.

Auch die Finanzierung der Schieneninfrastruktur wird
nunmehr von der ÖBB-Infrastruktur Bau AG wahrgenom-
men. Der Bund hat für das Unternehmen eine gesunde
wirtschaftliche Grundlage geschaffen, indem er Schul-
den iHv über 6 Mrd. ¤ übernommen hat.

In Bezug auf das operative Ergebnis des Geschäftsjahres
2004 ist hervorzuheben, dass die ÖBB im Absatzbereich
einen voraussichtlichen Umsatzerlös von rd. 2.152,14
Mio. ¤ (2003: 2.095,87 Mio. ¤) erzielt haben. Mit der Er-
höhung des Infrastrukturbenutzungsentgelts um 17,8
Mio. ¤ auf 345,06 Mio. ¤ haben die ÖBB-Absatzbereiche
auch einen wesentlichen Beitrag zur Finanzierung der
Schieneninfrastruktur geleistet. Insbesondere zur Quali-
tätssteigerung des Angebots haben die ÖBB im Absatz-
bereich die Investitionen von 295,59 Mio. ¤ im Jahr 2003
auf 505,39 Mio. ¤ im Jahr 2004 gesteigert. Die im Unter-
nehmen gesetzten Maßnahmen zur Rationalisierung und
Effizienzsteigerung lassen sich nicht zuletzt im Abbau
der Mitarbeiter von 47.049 Ende 2003 auf 45.367 Ende
2004 ablesen.

Die von der SCHIG finanzierten Eisenbahninvestitio-
nen betrugen im Jahr 2004 rd. 1.272 Mio. ¤. Weiters
wurden 2004 von der SCHIG rd. 2,8 Mio. ¤ für die Pro-
jekte Güterterminal Werndorf und Tunnelthermie (Ver-
wertung von Erdwärme aus dem Lainzer Tunnel) in-
vestiert. Zur Refinanzierung des überwiegenden Teils
der investierten Mittel wurden Anleihen über 500
Mio. ¤ bzw. 650 Mio. ¤ mit einer 5-jährigen bzw. 10-
jährigen Laufzeit begeben. Außerdem wurden Privat-
platzierungen im Ausmaß von 140 Mio. ¤ abgeschlos-
sen. Der verbleibende Liquiditätsbedarf wurde durch
kurzfristige Bankfinanzierungen abgedeckt. Im Jahr
2004 hat die SCHIG Benützungsentgelte iHv rd. 355,5
Mio. ¤ eingenommen. Dies bedeutet gegenüber dem
Vorjahr eine Steigerung um 21,2 Mio. ¤ bzw. 6,4%.
Wesentliche Aktivitäten der SCHIG lagen weiters im
Bereich der Kontrolle von Infrastrukturinvestitionen
und der Projektplanung in Vorbereitung eines mög-
lichen PPP-Projekts zur Ertüchtigung der Pyhrn-Scho-
berachse.

ASFINAG

Einen Meilenstein hat die ASFINAG im Jahr 2004 mit der
termingemäßen Implementierung des LKW-Maut-Sys-
tems erreicht. Pünktlich zum Inkrafttreten am 1. Jänner
standen alle Systembereiche voll funktionsbereit zur Ver-
fügung. Insgesamt 420 Mautportale wurden auf dem
österreichischen Autobahnnetz errichtet. Die ASFINAG
konnte im ersten Jahr ca. 601 Mio. ¤ an Einnahmen aus
der neuen Maut verbuchen und weitere ca. 160 Mio. ¤
aus Sondermautstrecken, sodass in Summe 761 Mio. ¤
an Mauteinnahmen erzielt wurden. Im November 2004
wurde eine Erfassungsquote von 99,4% erreicht. Diese
Quote ist höher als im Betreibervertrag von Europpass
garantiert. Die Einnahmen aus der rubinroten Vignette
im Abrechnungszeitraum Dezember 2003 bis November
2004 betrugen ca. 296 Mio. ¤.

Mit 1. Februar 2005 startete das österreichweite Ver-
kehrsleitsystem mit der Aufnahme des Probebetriebes der
ersten Verkehrsbeeinflussungsanlage im Großraum Inns-
bruck. Die neue Verkehrsmanagement- und Informations-
zentrale in Wien-Inzersdorf ist das Herzstück eines zu-
kunftsweisenden Verkehrsleitsystems für das österreichi-
sche hochrangige Streckennetz. Von hier werden Ver-
kehrsbeeinflussungsanlagen gesteuert und überwacht,
verkehrsrelevante Daten aus dem Gesamtnetz gesam-
melt, aufbereitet und dargestellt und Verkehrsinforma-
tionen verbreitet. Eine wesentliche Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit, eine Steigerung der Leistungsfähigkeit
und des Informationsangebotes auf dem Streckennetz ist
das Ziel. 

Eine knappe Milliarde Euro wurde im Jahr 2004 in die
Sanierung und den Ausbau des hochrangigen Strecken-
netzes investiert. Projekte wie die Semmeringquerung (S 6),
der Abschnitt Neutal-Oberpullendorf (S 31) und der Ab-
schnitt Inzersdorf-Schön als letztes Teilstück der Phyrn-
autobahn (A 9) wurden freigegeben. Ebenfalls fertig ge-
stellt wurden die Sanierungen an den Bestandsröhren des
Ambergtunnels (A 14) und des Plabutschtunnels (A 9).
Der Ausbau der S 33 konnte zwischen St. Pölten-Nord
und Herzogenburg-Süd vollendet werden.

Das österreichische hochrangige Streckennetz wächst
im Jahr 2005 um ca. 30 km. Im Jahr 2005 investiert die
ASFINAG in Sanierung und Neubau ca. 1,3 Mrd. ¤. Ne-
ben der Eröffnung der zweiten Tunnelröhre Herzogberg
auf der A 2 Süd Autobahn und der Eröffnung des Stren-
gener Tunnels auf der S 16 Arlberg Schnellstraße wer-
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den 2005 die Streckenabschnitte der S 33 Kremser
Schnellstraße zwischen Herzogenburg und Traismauer
und auf der S 1 Wiener Außenring Schnellstraße zwi-
schen Schwechat und Schwechat-Süd für den Verkehr
freigegeben. 

Nach dem Auslaufen der Finanzierung über die Bundes-
finanzierungsagentur wurde ein Euro Medium Term No-
te Programm (EMTN) aufgesetzt, das nun die Basis für
die Emission von Anleihen bildet. Vor diesem Hinter-
grund wurden 2004 sowohl 1,0 Mrd. ¤, wie auch eine
CHF 300 Mio. Anleihe auf dem europäischen und asi-
atischen Markt platziert. Zusätzlich wurden im Jahr
2004 unter dem MTM Programm kleinere Privatplat-
zierungen (= nur ein Investor) mit brasilianischen In-
vestoren zu sehr kostengünstigen Konditionen umge-
setzt.

Erstmalig wird durch die ASFINAG ein PPP-Model zur al-
ternativen Finanzierung von hochrangigen Straßen in
Österreich ausgeschrieben. Im Herbst 2004 wurde mit
der internationalen Interessentensuche begonnen.

Mit der Neustrukturierung des Konzerns und der Berei-
nigung der betrieblichen Struktur verfolgt die ASFINAG
zielstrebig das Ziel Gesamtverantwortung für das hoch-
rangige Streckennetz zu übernehmen. Durch die Integra-
tion der beiden Töchterfirmen ÖSAG und ASG wurde mit
Ende 2004 ein wesentlicher Schritt in Richtung eines ein-
heitlich geführten Konzerns mit eigenverantwortlichen
Gesellschaften getätigt.

Tabelle 23  Finanzverbindlichkeiten außerbudgetärer

Einrichtungen

in Mrd. ¤

12.2002 12.2003 12.2004

vorläufig

ÖBB Gesamt 4,9 5,0 2,3

ÖBB-Infrastruktur 4,0 4,0 1,1

ÖBB-Absatz 0,9 1,1 1,2

BIG 3,1 3,5 3,5

SCHIG 4,7 5,6 3,4

ASFINAG 7,4 8,1 8,5

ÖIAG 2,0 1,8 0,7

Summe 22,0 24,0 18,4

Quelle: BMF

Bundesimmobiliengesellschaft (BIG)

Die Aufgaben der BIG mit ihren Tochtergesellschaften
liegen hauptsächlich in der Bewirtschaftung der ehema-
ligen Bundesliegenschaften, der Planung, Errichtung und
Instandhaltung von Baulichkeiten für Bundeszwecke
sowie in der Entwicklung und Verwertung von nicht
für öffentliche Zwecke erforderlichen Liegenschaften.
Die Gesellschaft verwaltet per Jahresende 2004 einen
mietenrelevanten Gebäudeflächenbestand von rd. 6,9
Mio. m2. Die Mieteinnahmen als wesentlichste Umsatz-
komponente (561,7 Mio. ¤) entfallen zu 95% auf Bundes-
mieter. 

In Anlagen im Bau und in Bauten auf fremden Grund
wurden im Jahr 2004 rd. 206 Mio. ¤ investiert, wobei der
Schwerpunkt der diesbezüglichen Investitionen bei Ob-
jekten lag, die dem Bildungsbereich dienen. Für Instand-
haltungsmaßnahmen hat die Gesellschaft rd. 140 Mio. ¤
aufgewendet.

Das voraussichtliche Betriebsergebnis des Jahres 2004
(227,2 Mio. ¤) konnte im Vergleich zum Vorjahr in et-
wa gleich gehalten werden. Die BIG hat im Jahr 2004
voraussichtlich einen Gewinn von 25,2 Mio. ¤ erwirt-
schaftet.

Zur Finanzierung der Investitionen ist die BIG, die auch
im vergangenen Jahr von Moody´s mit einem „Aaa“ aus-
gezeichnet wurde, selbst als Emittent aufgetreten. Da-
bei konnte die BIG drei Privatplatzierungen von in Sum-
me 11 Mrd. JPY (Gegenwert ca. 82 Mio. ¤) mit Laufzei-
ten zwischen 12 und 13 Jahren emittieren. Weiters wur-
de bei der Europäischen Investmentbank eine Finanzie-
rung iHv 65 Mio. ¤ aufgenommen. 

Im Jahr 2005 werden von der BIG in Angelegenheit der
Planung und Vorbereitung 32 Objekte und der Bauaus-
führung 56 Objekte betreut. Weiters ist die Fertigstel-
lung von 29 Neubau- und Sanierungsvorhaben mit Ge-
samtkosten von 198 Mio. ¤ und der Baubeginn von 19
Neubau- und Generalsanierungsvorhaben mit Gesamt-
kosten von 189,5 Mio. ¤ vorgesehen.

Neben ihrem Kerngeschäft, nämlich den Immobilienbe-
darf des Bundes nach marktwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen bereit zu stellen, setzt die BIG auch ver-
stärkt auf die Entwicklung und Verwertung von Projek-
ten mit privatwirtschaftlicher Nutzung bzw. Beteili-
gung. 
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Die Neustrukturierung des Konzerns hat sich insbeson-
dere an den Zielen orientiert, die Abläufe im Unterneh-
men durch klare Kompetenzverteilung zu optimieren, Ins-
trumente für eine betriebswirtschaftliche Steuerung der
Investitionstätigkeit zu entwickeln sowie den Kunden-
nutzen sowohl bei den Nutzern vor Ort als auch bei zen-
tralen Entscheidungsträgern zu optimieren. 



71

Anhang: Übersichten

1. Weltwirtschaft und internationale Vergleiche

Übersicht 1 Entwicklung der Weltwirtschaft

Übersicht 2 Wirtschaftswachstum im internationalen Vergleich

Übersicht 3 Arbeitslosenrate im internationalen Vergleich

Übersicht 4 Inflationsentwicklung im internationalen Vergleich

Übersicht 5 Konvergenzindikatoren

Übersicht 6 Nettodefizite (-überschüsse) der öffentlichen Haushalte im internationalen Vergleich

2. Entwicklung des Bundeshaushaltes

Allgemeine Hinweise:

1. Durch verschiedene Ausgliederungen (wie z. B. der Post- und Telegrafenverwaltung ab 1. Mai 1996; der Österrei-
chischen Bundesforste, des Bundesrechenamtes und der ASFINAG ab 1. Jänner 1997; der Auflassung der Verwer-
tungsstelle des Österreichischen Alkoholmonopols mit Ablauf des 31. Dezember 1996; der Bundessportheime und
Sporteinrichtungen, des Umweltbundesamtes und der Museen beginnend ab 1. Jänner 1999; der Bundestheater ab
1. September 1999; des Österreichischen Statistischen Zentralamtes ab 1. Jänner 2000; des Bundesgestütes Piber-
Spanische Hofreitschule ab 1. Jänner 2001; des Österreichischen Bibliothekenverbundes ab 1. Jänner 2002; der Fi-
nanzmarktaufsichtsbehörde ab 1. April 2002; der Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit ab 1. Juni 2002;
der Universitäten, der Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit ab 1. Jänner 2004 und der Buchhaltungsagen-
tur ab 1. Juli 2004) sowie durch die Auswirkungen des Infrastrukturfinanzierungsgesetzes 1997, des Bundesimmo-
biliengesetzes 2000 und des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2002 (Übertragung der Bundesstraßen an die Länder)
ist ein Vergleich mit den Vorjahren nur bedingt möglich.

2. Die Werte für das Bruttoinlandsprodukt für die Jahre 1996 bis 2003 stammen von der Statistik Austria, 2004 bis
2006 aus der WIFO-Prognose vom Dezember 2004.

3. Die ausgewiesenen Daten für die Jahre 1996 bis 2003 sind den jeweiligen Bundesrechnungsabschlüssen, die Daten
des Jahres 2004 dem vorläufigen Rechnungsabschluss 2004 (Stand: 31. Jänner 2005), die Daten des Jahres 2005
dem BVA 2005 und die Daten des Jahres 2006 dem BVA-E 2006 entnommen.

4. Bei Betragsangaben wurde bis einschließlich 4 ab- und ab 5 aufgerundet. Es kann daher bei Summen- bzw. Salden-
bildungen zu Rundungsdifferenzen kommen.

Übersicht 7 Ausgaben, Einnahmen und Nettobudgetabgang

Übersicht 8 Kennzahlen der Budgetentwicklung
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2.1 Entwicklung der Einnahmen

Übersicht 9 Struktur der Gesamteinnahmen des Bundes

Übersicht 10 Öffentliche Abgaben des Bundes

Übersicht 11 Aufteilung der öffentlichen Abgaben des Bundes

Übersicht 12 Einnahmen des Bundes nach ökonomischen Kriterien

2.2 Entwicklung der Ausgaben

Übersicht 13 Gesamtausgaben des Bundes, finanzwirtschaftliche Gliederung

Übersicht 14 Gesamtausgaben des Bundes, Ressortgliederung

Übersicht 15 Gesamtausgaben des Bundes, funktionelle Gliederung

Übersicht 16 Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Kriterien

Übersicht 17 Ausgaben des Bundes für Soziale Wohlfahrt, Gesundheit und Wohnungsbau

Übersicht 18 Familienlastenausgleich

Übersicht 19 Pensionsversicherung, Finanzierung und Leistungen

Übersicht 20 Ausgaben des Bundes für Wirtschaftsförderung

Übersicht 21 Investitionen in die Infrastruktur

Übersicht 22 Ausgaben des Bundes für Bildung

Übersicht 23 Haftungsübernahmen des Bundes

Übersicht 24 Planstellen für Bundesbedienstete nach Verwaltungszweigen

Übersicht 25 Personalstand und Personalausgaben des Bundes für Bundesbedienstete

Übersicht 26 Personalstand und Aufwandsersatz des Bundes für Landeslehrer
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Übersicht 1 Entwicklung der Weltwirtschaft

jährliche Veränderung in %

1999 2000 2001 2002 2003 20041 20051 20061

Weltproduktion2 3,8 4,7 2,4 2,7 3,5 5,0 4,2 4,2

Exporte (Güter)2 5,4 13,3 0,6 4,5 6,1 9,7 7,8 7,5

Importe (Güter)2 6,6 13,5 -0,6 4,5 7,4 9,9 8,1 7,7

Rohstoffpreise 4,8 23,5 -7,2 0,2 9,2 24,5 7,0 -6,5

Ölpreise (Brent in US-$/Barrel) 17,9 28,5 25,0 25,0 28,5 39,3 45,1 40,1
1Prognose
2Real

Quelle: EK-Herbstprognose 2004
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Übersicht 2 Wirtschaftswachstum im internationalen Vergleich 

jährliche reale Veränderung in %

Land/Region 1996-00 2000 2001 2002 2003 20041 20051 20061

Belgien 2,7 3,9 0,7 0,9 1,3 2,5 2,5 2,6

Deutschland 1,8 2,9 0,8 0,1 -0,1 1,9 1,5 1,7

Griechenland 3,4 4,5 4,3 3,6 4,5 3,8 3,3 3,3

Spanien 3,9 4,4 2,8 2,2 2,5 2,6 2,6 2,7

Frankreich 2,7 3,8 2,1 1,2 0,5 2,4 2,2 2,2

Irland 9,8 9,9 6,0 6,1 3,7 5,2 4,8 5,0

Italien 1,9 3,0 1,8 0,4 0,3 1,3 1,8 1,8

Luxemburg 7,1 9,0 1,5 2,5 2,9 4,0 3,5 3,6

Niederlande 3,7 3,5 1,4 0,6 -0,9 1,4 1,7 2,4

Österreich2 2,9 3,4 0,7 1,2 0,8 1,9 2,4 2,4

Portugal 3,9 3,4 1,6 0,4 -1,2 1,3 2,2 2,4

Finnland 4,7 5,1 1,1 2,3 1,9 3,0 3,1 2,7

Eurozone 2,6 3,5 1,6 0,9 0,6 2,1 2,0 2,2

Dänemark 2,7 2,8 1,6 1,0 0,5 2,3 2,4 2,0

Schweden 3,2 4,3 0,9 2,1 1,6 3,7 3,1 2,9

Vereinigtes Königreich 3,2 3,9 2,3 1,8 2,2 3,3 2,8 2,8

EU-15 2,7 3,6 1,7 1,1 0,9 2,3 2,2 2,3

Zypern 3,7 5,0 4,0 2,0 2,0 3,5 3,9 4,2

Tschechien 1,5 3,9 2,6 1,5 3,1 3,8 3,8 4,0

Estland 5,5 7,8 6,4 7,2 5,1 5,9 6,0 6,2

Ungarn 4,0 5,2 3,8 3,5 3,0 3,9 3,7 3,8

Lettland 5,4 6,9 8,0 6,4 7,5 7,5 6,7 6,7

Litauen 4,2 3,9 6,4 6,8 9,7 7,1 6,4 5,9

Malta 4,5 6,4 -2,2 1,8 0,2 1,0 1,5 1,8

Polen 5,1 4,0 1,0 1,4 3,8 5,8 4,9 4,5

Slowakei 3,7 2,0 3,8 4,6 4,0 4,9 4,5 5,2

Slowenien 4,3 3,9 2,7 3,3 2,5 4,0 3,6 3,8

AC-10 2,8 3,6 1,8 1,1 1,0 2,5 2,3 2,4

EU-25 2,7 2,9 3,6 1,7 1,1 0,9 2,1 2,5

USA 4,1 3,7 0,8 1,9 3,1 4,4 3,0 2,9

Japan 1,4 2,8 0,4 -0,3 2,4 4,2 2,1 2,3
1Prognose
2WIFO-Prognose (Dezember 2004) für Österreich: 2004 1,9%, 2005 2,2% und 2006 2,3% 

Quelle: EK-Herbstprognose 2004
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Übersicht 3 Arbeitslosenrate im internationalen Vergleich1

in %

Land/Region 1996-00 2000 2001 2002 2003 20042 20052 20062

Belgien 8,7 6,9 6,7 7,3 8,0 8,2 8,1 7,9

Deutschland 8,7 7,8 7,8 8,7 9,6 9,7 10,0 9,6

Griechenland 10,6 11,0 10,4 10,0 9,3 8,5 9,0 9,0

Spanien 14,9 11,3 10,6 11,3 11,3 11,1 10,8 10,6

Frankreich 10,8 9,1 8,4 8,9 9,4 9,6 9,5 9,3

Irland 7,8 4,3 3,9 4,3 4,6 4,4 4,4 4,3

Italien 11,3 10,4 9,4 9,0 8,6 8,3 8,1 8,0

Luxemburg 2,6 2,3 2,1 2,8 3,7 4,3 4,6 4,4

Niederlande 4,2 2,9 2,5 2,7 3,8 4,6 5,0 4,4

Österreich3 4,2 3,7 3,6 4,2 4,3 4,2 3,9 3,4

Portugal 5,6 4,1 4,0 5,0 6,3 6,3 6,2 6,1

Finnland 11,7 9,8 9,1 9,1 9,0 8,8 8,6 8,3

Eurozone 9,9 8,4 8,0 8,4 8,9 8,9 8,9 8,6

Dänemark 5,1 4,4 4,3 4,6 5,6 5,8 5,3 4,9

Schweden 8,0 5,6 4,9 4,9 5,6 6,3 5,8 5,0

Vereinigtes Königreich 6,5 5,4 5,0 5,1 5,0 4,9 4,9 4,9

EU-15 9,2 7,8 7,4 7,7 8,1 8,1 8,1 7,9

Zypern 5,0 5,2 4,4 3,9 4,4 4,2 4,0 3,7

Tschechien 6,4 8,7 8,0 7,3 7,8 8,3 8,2 8,0

Estland 10,5 12,5 11,8 9,5 10,1 9,7 9,4 9,1

Ungarn 8,0 6,3 5,6 5,6 5,8 5,8 5,9 6,0

Lettland 15,6 13,7 12,9 12,6 10,5 9,9 9,7 9,4

Litauen 13,9 16,4 16,4 13,5 12,7 11,4 10,6 9,9

Malta 6,7 7,0 6,7 7,5 8,2 8,6 8,5 8,4

Polen 12,6 16,4 18,5 19,8 19,2 19,0 18,7 18,1

Slowakei 14,5 18,7 19,4 18,7 17,5 18,4 17,9 17,2

Slowenien 7,0 6,6 5,8 6,1 6,5 6,3 6,1 5,8

EU-25 9,6 8,7 8,5 8,9 9,1 9,1 9,1 8,8

USA 4,6 4,0 4,8 5,8 6,0 5,5 5,5 5,4

Japan 4,1 4,7 5,0 5,4 5,3 4,8 4,7 4,6
1in % der Erwerbspersonen (EUROSTAT Definiton)
2Prognose
3WIFO-Prognose (Dezember 2004) für Österreich: 2004 4,5%, 2005 4,4% und 2006 4,2%

Quelle: EK-Herbstprognose 2004
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Übersicht 4 Inflationsentwicklung im internationalen Vergleich1

jährliche Veränderung in %

Land/Region 1996-00 2000 2001 2002 2003 20042 20052 20062

Belgien 1,6 2,7 2,4 1,6 1,5 2,0 1,9 1,8

Deutschland 1,1 1,4 1,9 1,3 1,0 1,7 1,3 1,1

Griechenland 4,6 2,9 3,7 3,9 3,4 3,0 2,9 2,9

Spanien 2,6 3,5 2,8 3,6 3,1 3,1 2,9 2,5

Frankreich 1,3 1,8 1,8 1,9 2,2 2,3 2,0 1,8

Irland 2,6 5,3 4,0 4,7 4,0 2,3 2,4 2,4

Italien 2,4 2,6 2,3 2,6 2,8 2,3 2,3 2,0

Luxemburg 1,7 3,8 2,4 2,1 2,5 3,0 2,3 1,6

Niederlande 1,9 2,3 5,1 3,9 2,2 1,2 1,3 1,4

Österreich3 1,2 2,0 2,3 1,7 1,3 2,1 1,8 1,4

Portugal 2,4 2,8 4,4 3,7 3,3 2,4 2,4 2,3

Finnland 1,6 3,0 2,7 2,0 1,3 0,2 1,5 1,7

Eurozone 1,7 2,1 2,4 2,3 2,1 2,1 1,9 1,7

Dänemark 2,0 2,7 2,3 2,4 2,0 1,1 1,9 1,6

Schweden 1,1 1,3 2,7 2,0 2,3 1,1 1,5 1,9

Vereinigtes Königreich 1,6 0,8 1,2 1,3 1,4 1,4 1,9 2,0

EU-15 1,7 1,9 2,2 2,1 2,0 2,0 1,9 1,8

Zypern -- 4,9 2,0 2,8 4,0 2,4 2,4 2,1

Tschechien 6,5 3,9 4,5 1,4 -0,1 2,8 3,1 2,9

Estland 8,8 3,9 5,6 3,6 1,4 3,4 3,5 2,8

Ungarn 15,1 10,0 9,1 5,2 4,7 6,9 4,6 4,2

Lettland -- 2,6 2,5 2,0 2,9 6,8 4,7 3,5

Litauen 7,7 0,9 1,3 0,4 -1,1 1,2 2,9 2,8

Malta -- 3,0 2,5 2,6 1,9 3,7 3,1 2,6

Polen -- 10,1 5,3 1,9 0,7 3,5 3,3 3,0

Slowakei 8,2 12,2 7,2 3,5 8,5 7,7 3,9 3,0

Slowenien 8,2 8,9 8,6 7,5 5,7 3,9 3,4 3,0

EU-25 2,4 2,4 2,5 2,1 1,9 2,2 2,1 1,9

USA 2,5 3,4 2,8 1,6 2,3 2,6 2,8 2,3

Japan 0,3 -0,7 -0,6 -0,9 -0,3 -0,2 0,2 0,3
1Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI)
2Prognose
3WIFO-Prognose (Dezember 2004) HVPI: 2004 1,9%, 2005 2,2% und 2006 1,6% 

Quelle: EK-Herbstprognose 2004
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Übersicht 5 Konvergenzindikatoren

Währungsunion Preis- Langfristige Budget- Schulden-

Stand: anstieg2 Zinsen3 saldo1 quote1

Feber 2005 2004 2003 2003 2003

in % in % in % des BIP in % des BIP

Belgien Euro 1,9 4,2 0,4 100,7

Deutschland Euro 1,8 4,1 -3,8 64,2

Griechenland Euro 3,0 4,3 -4,6 109,9

Spanien Euro 3,1 4,1 0,4 50,7

Frankreich Euro 2,3 4,1 -4,1 63,7

Irland Euro 2,3 4,1 0,1 32,1

Italien Euro 2,3 4,3 -2,4 106,2

Luxemburg Euro 3,2 4,0 0,8 5,4

Niederlande Euro 1,4 4,1 -3,2 54,1

Österreich Euro 2,0 4,2 -1,1 64,5

Portugal Euro 2,5 4,2 -2,8 60,3

Finnland Euro 0,1 4,1 2,3 45,6

Dänemark EWS II4 0,9 4,3 0,3 45,9

Schweden kein Euro 1,0 4,6 0,3 52,0

Vereinigtes Königreich kein Euro 1,3 4,6 -3,3 39,8

Zypern kein Euro 1,9 4,7 -6,4 70,9

Tschechien kein Euro 2,6 4,1 -12,6 37,8

Estland EWS II4 3,0 5,3 3,1 5,3

Ungarn kein Euro 6,8 6,8 -6,2 59,1

Lettland kein Euro 6,2 4,9 -1,5 14,4

Litauen EWS II4 1,1 5,3 -1,9 21,6

Malta kein Euro 2,7 5,0 -9,7 71,1

Polen kein Euro 3,6 5,8 -3,9 45,4

Slowakei kein Euro 7,4 5,0 -3,7 42,6

Slowenien EWS II4 3,6 6,4 -2,0 29,5
1Laut August-Notifikation 2004. 
2HVPI (Harmonisierter Verbraucherpreisindex), Quelle: EUROSTAT.
3Sekundärmarktrenditen langfristiger Bundesanleihen (in der Regel 10 Jahre), Quelle: OeNB.
4EWS II ist das europäische Wechselkurssystem. Vor der Euro-Einführung muss ein Land zuerst Mitglied des EWS II sein.

Quelle: Statistik Austria
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Übersicht 12 Einnahmen des Bundes nach ökonomischen Kriterien

in Mio. ¤

2002 2003 2004 2005 2006

Öffentliche Abgaben

Kapitel 52

Einkommen- und Vermögenssteuern 18.373 18.549 18.869 17.929 20.015

Übrige öffentliche Abgaben 20.382 18.853 20.922 21.930 21.263

Sonstige Einnahmen 20 18 19 10 10

Summe öffentliche Abgaben 38.774 37.421 39.810 39.869 41.288

abzüglich

Beitrag zur Europäischen Union -2.108 -1.952 -2.150 -2.386 -2.386

Kapitel 52 (netto) 36.666 35.468 37.660 37.483 38.902

Überweisungen (Abgabenanteile)

Direkte Abgaben 1.380 1.342 1.364 1.341 1.383

Indirekte Abgaben 113 155 299 230 292

Summe öffentliche Abgaben des Bundes 38.160 36.965 39.323 39.055 40.577

Abgabenähnliche Einnahmen

Direkte Abgaben 7.321 7.460 7.574 7.802 8.033

hievon:

Arbeitslosenversicherungsbeiträge 3.968 4.052 4.106 4.218 4.324

Dienstgeberbeiträge zum FLAF 3.333 3.386 3.445 3.563 3.687

Indirekte Abgaben 23 13 17 8 8

Summe abgabenähnliche Einnahmen 7.345 7.473 7.591 7.811 8.042

Sonstige Einnahmen des allgemeinen Haushaltes 13.924 13.452 13.433 12.103 11.732

Gesamteinnahmen 59.428 57.890 60.347 58.969 60.351

Quelle: BMF
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Übersicht 14 Gesamtausgaben des Bundes, Ressortgliederung1

in Mio. ¤

Ressort/Kapitel 2003 2004 2005 2006

01 Präsidentschaftskanzlei 5 6 5 5

02 Bundesgesetzgebung 113 115 112 112

03 Verfassungsgerichtshof 7 7 8 8

04 Verwaltungsgerichtshof 12 12 12 12

05 Volksanwaltschaft 4 5 5 5

06 Rechnungshof 23 23 25 25

Bundeskanzleramt

10 Bundeskanzleramt 396 434 403 397

13 Kunst 217 218 225 226

70 Öffentliche Leistung und Sport 21 -- -- --

Bundeskanzleramt 635 652 627 623

BM für Inneres

11 Inneres 1.728 1.831 1.893 1.885

BM für Bildung, Wissenschaft und Kultur

12 Bildung und Kultur 5.870 5.902 5.950 6.012

14 Wissenschaft 2.506 3.228 3.120 3.081

Bildung, Wissenschaft und Kultur 8.376 9.130 9.070 9.093

BM für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz

15 Soziale Sicherheit 1.872 1.840 1.890 1.883

16 Sozialversicherung 6.978 6.718 6.842 7.086

19 Familie, Generationen, Konsumentenschutz 4.960 5.477 5.618 5.789

Soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz 13.809 14.035 14.350 14.758

BM für Gesundheit und Frauen

17 Gesundheit und Frauen 572 602 623 629

BM für auswärtige Angelegenheiten

20 Äußeres 308 343 380 388

BM für Justiz

30 Justiz 909 922 976 976

BM für Landesverteidigung

40 Militärische Angelegenheiten 1.760 1.801 1.810 1.810

BM für Finanzen

50 Finanzverwaltung 2.221 1.849 2.007 1.968

51 Kassenverwaltung 921 1.136 758 1.018

52 Öffentliche Abgaben 5 2 2 2

53 Finanzausgleich 4.251 4.000 4.186 4.341

54 Bundesvermögen 639 643 1.141 1.135

55 Pensionen 6.535 6.797 7.143 7.284

58 Finanzierungen, Währungstauschverträge 8.344 8.677 8.816 9.365

Finanzen 22.916 23.104 24.054 25.113
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Ressort/Kapitel 2003 2004 2005 2006

BM für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

60 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 2.024 2.075 2.052 2.114

61 Umwelt 508 504 525 559

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 2.532 2.579 2.576 2.673

BM für Wirtschaft und Arbeit

63 Wirtschaft und Arbeit 5.348 5.846 5.604 5.722

BM für Verkehr, Innovation und Technologie

65 Verkehr, Innovation und Technologie 2.330 3.964 2.290 2.325
1Da ab dem Jahre 2003 auf Grund der durch die Novelle zum Bundesministeriengesetz erfolgten Kompetenzänderungen die nunmehrigen Ressortzuständigkeiten mit den Vorjah-
ren nur sehr bedingt vergleichbar sind, wurde von Vorjahresvergleichen Abstand genommen.

Quelle: BMF 
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Übersicht 16 Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Kriterien 

in Mio. ¤

2002 2003 2004 2005 2006

Personalausgaben 16.738 17.092 16.821 17.327 17.440

Aktives Personal 10.614 10.641 10.114 10.291 10.267

Bund 7.803 7.830 7.306 7.548 7.555

Landeslehrerkostenersätze 2.810 2.811 2.808 2.743 2.712

Pensionen 6.125 6.451 6.706 7.036 7.173

Bund 2.648 2.774 2.927 3.134 3.209

Landeslehrerkostenersätze 758 850 914 926 975

Postgesellschaften 972 1.059 1.123 1.157 1.159

Österreichische Bundesbahnen 1.746 1.767 1.742 1.820 1.830

Laufende (Verwaltungs-)Sachausgaben 4.729 4.948 4.489 4.678 4.930

Bruttoinvestitionen 377 227 187 174 162

Leistungen/Transferzahlungen 27.470 28.854 31.093 31.791 32.600

für familienpolitische Maßnahmen 4.453 4.869 5.071 5.274 5.494

im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik 2.832 3.150 3.392 3.364 3.630

im Rahmen der gesetzlichen 

Sozialversicherung 8.481 8.776 8.546 8.578 8.607

an Unternehmen 2.279 2.150 2.299 2.354 2.404

davon Transferzahlungen an die ÖBB 1.134 834 1.005 1.009 1.020

Sonstige Transferleistungen 9.426 9.909 11.785 12.220 12.465

davon

Transferzahlungen an Länder 4.754 4.792 4.470 4.394 4.520

Transferzahlungen an Gemeinden 409 542 518 502 391

Zinsen und Spesen i.R. der Finanzschuldgebarung 8.486 8.344 8.677 8.816 9.365

Sonstige Ausgaben des allgemeinen Haushaltes 4.018 1.921 3.711 1.635 1.665

Gesamtausgaben 61.818 61.387 64.977 64.420 66.161

Quelle: BMF
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